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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

dieser Monatsbericht wirft u. a. einen Blick zurück 
auf die vergangenen vier Jahre: Der Schlaglichtarti-
kel dieser Ausgabe bietet einen Überblick über die 
wichtigsten Maßnahmen des BMF in der vergange-
nen Legislaturperiode.

Es ging darum, die verfügbaren Einkommen zu 
stärken, insbesondere von Haushalten mit nied-
rigen und mittleren Einkommen und von Fami-
lien; z. B. durch die Abschaffung des Solidaritätszu-
schlags zur Lohn- und Einkommensteuer für fast 
alle und die Erhöhung des Kindergelds. Gleichzeitig 
ist dafür gesorgt worden, dass so viel wie noch nie 
in die Zukunftsfähigkeit unseres Landes investiert 
werden kann. Mit diesen Rekordinvestitionen sol-
len die immensen Herausforderungen durch den 
Klimawandel und die Digitalisierung angegangen 
werden.

In der zweiten Hälfte der Legislaturperiode haben 
die Corona-Pandemie und der Umgang mit ihren 
gesundheitlichen, sozialen und wirtschaftlichen 
Folgen das politische Geschehen geprägt. Die Bun-
desregierung hat mit Erfolg umfangreiche Hilfen 
bereitgestellt, um die Wirtschaft in der Pandemie zu 
stabilisieren, Arbeitsplätze zu sichern und Einkom-
men zu stützen. Auf europäischer Ebene wurden 
neue Wege in der Krisenbekämpfung beschritten. 

Mit dem europäischen Aufbauinstrument („Next 
Generation EU“) und der Einrichtung der europä-
ischen Aufbau- und Resilienzfazilität wurden er-
hebliche finanzielle Mittel für eine kraftvolle Re-
aktion auf die Corona-Krise mobilisiert. Das war 
ein wichtiger Schritt hin zu einem solidarischen 
und souveränen Europa. Zum ersten Mal wur-
den für EU-Haushaltsausgaben in umfangreichem 
Ausmaß finanzielle Mittel an den Kapitalmärkten 
durch die Europäische Union aufgenommen.

Wie regelmäßige Leserinnen und Leser des Mo-
natsberichts wissen, hat das BMF in den vergange-
nen Jahren zahlreiche Maßnahmen für mehr in-
ternationale Steuergerechtigkeit umgesetzt. Bei 
ihrem Treffen am 13. Oktober in Washington, D.C. 
haben die Finanzministerinnen und Finanzmi-
nister der G20-Staaten einen weiteren wichtigen 
Schritt auf dem Weg zur Umsetzung des sogenann-
ten Zwei-Säulen-Projekts getan, in dessen Rahmen 
u. a. eine globale effektive Mindestbesteuerung für 
international tätige Unternehmensgruppen einge-
führt werden soll.

In Washington wurden nicht nur weitere techni-
sche Details der Regelungen konkretisiert. Es ist 
außerdem gelungen, weitere Staaten von der Teil-
nahme an dem Projekt zu überzeugen. Inzwischen 
haben insgesamt 136 Staaten ihre Teilnahme zuge-
sagt, darunter alle Staaten der EU, die Mitglied des 
„Inclusive Framework on BEPS“ bei der OECD sind, 
sowie alle G20-Staaten. Zudem wurde ein konkre-
ter Implementierungsfahrplan beschlossen, der 
zum Ziel hat, dass die beschlossenen Maßnahmen 
bereits 2023 in Kraft treten können. 

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

 
Wolfgang Schmidt	  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Finanzpolitische Bilanz

	● Das BMF hat in der 19. Legislaturperiode eine Vielzahl von Vorhaben umgesetzt. Besonde-
re Schwerpunkte der Arbeit des BMF lagen dabei in folgenden Bereichen: (i) Einkommen der 
Bürgerinnen und Bürger stärken, (ii) Rekordinvestitionen in die Zukunft Deutschlands, (iii) mehr 
Steuergerechtigkeit und (iv) ein solidarisches und souveränes Europa.

	● Zum Ende der Legislaturperiode haben die Corona-Pandemie und der Umgang mit deren 
gesundheitlichen, sozialen und wirtschaftlichen Folgen das politische Geschehen geprägt. Die 
Bundesregierung hat umfangreiche Hilfen bereitgestellt, um die Wirtschaft in der Pandemie zu 
stabilisieren und Arbeitsplätze zu sichern.

	● Auch zur Bewältigung der enormen Schäden, die durch die Hochwasserkatastrophe im Juli 2021 
in einigen Bundesländern entstanden sind, hat das BMF schnelle und unbürokratische Hilfe auf 
den Weg gebracht.

Stärkung der verfügbaren 
Einkommen

Die Bundesregierung hat die verfügbaren Einkom-
men von Familien und Bürgerinnen und Bürgern 
mit geringen bis mittleren Einkommen deutlich 
erhöht. Dies stärkt den sozialen Zusammenhalt 
und macht das Steuersystem gerechter.

Solidaritätszuschlag fällt für fast 
alle komplett weg

Zum Jahreswechsel  2020/21 wurde der Solidari-
tätszuschlag zur Lohn- und Einkommensteuer 
für rund 90  Prozent der bisherigen Zahlerinnen 
und Zahler komplett abgeschafft. Weitere 6,5 Pro-
zent zahlen weniger. Nur für Spitzenverdienende 
wird der Solidaritätszuschlag weiterhin erhoben. 
Die Beschäftigten in Deutschland haben dadurch 
jährlich 11 Milliarden Euro mehr Einkommen zur 
Verfügung.

Unterstützung für Familien mit 
Kindern

Familien erhalten für jedes Kind 300  Euro mehr 
Kindergeld pro Jahr. Auch der Kinderzuschlag, der 
besonders Familien mit niedrigem Einkommen zu-
gutekommt, wurde um bis zu 20 Euro jeden Monat 
erhöht. Neben diesen dauerhaften Verbesserungen 
wurde auch bei der Bewältigung der Corona-Krise 
ein besonderes Augenmerk auf Familien gelegt und 
zweimal ein zusätzlicher Kinderbonus von zusam-
men 450 Euro pro Kind ausgezahlt, um die beson-
deren Herausforderungen von Familien mit Kin-
dern zu würdigen.

Besserstellung von 
Alleinerziehenden

Häufig stehen Alleinerziehende unter besonde-
rem finanziellen Druck. Der Entlastungsbetrag 
für Alleinerziehende wurde daher dauerhaft von 
1.908 Euro auf 4.008 Euro mehr als verdoppelt. Für 
Alleinerziehende mit einem monatlichen Brut-
toarbeitslohn von 3.000  Euro bedeutet das über 
600 Euro mehr pro Jahr im Portemonnaie.
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Stärkung der verfügbaren Einkommen – einige Zahlen im Überblick
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Mehr Lohn muss sich lohnen

Damit Lohnsteigerungen bei den Bürgerinnen und 
Bürgern ankommen, wird regelmäßig der Effekt 
der „kalten Progression“ ausgeglichen. Beim vo
rangegangenen Ausgleich 2020 sind die Tarife sogar 
stärker angepasst worden, als es der Ausgleich der 
kalten Progression erfordert hätte. Auf diese Weise 
werden die Bürgerinnen und Bürger im Jahr 2021 
um rund 1,2  Milliarden Euro zusätzlich entlas-
tet. Zudem wurde für das Jahr 2021 der steuerliche 
Grundfreibetrag um 336  Euro auf 9.744  Euro er-
höht. Für das Jahr 2022 ist eine weitere Anhebung 
um 240 Euro auf 9.984 Euro vorgesehen.

Das tägliche Leben von Familien 
erleichtern

Allein die beschriebenen Maßnahmen (Abschaf-
fung des Solidaritätszuschlags für fast alle, das ge-
stiegene Kindergeld und die höheren Freibeträge) 
bedeuten eine steuerliche Besserstellung von deut-
lich über 20 Milliarden Euro im Jahr – ein wichti-
ger Schritt für ein gerechteres Steuersystem. Im 
Vergleich zum Jahr 2018 bedeuten diese Verbesse-
rungen für ein Ehepaar mit zwei Kindern und ei-
nem Jahreseinkommen von insgesamt 66.072 Euro 
brutto für  2019 insgesamt 568  Euro, für  2020 
1.448 Euro und 2021 1.585 Euro mehr verfügbares 
Einkommen im Jahr im Vergleich zu 2018.

Abbildung 1
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Bessere Rahmenbedingungen für 
ehrenamtliches Engagement

Das Ehrenamt ist ein tragender Pfeiler unserer Ge-
sellschaft, auch und gerade in Zeiten der Pande-
mie. Daher wurde u.  a. der Übungsleiterfreibetrag 
auf 3.000 Euro im Jahr erhöht (vorher 2.400 Euro), 
von dem z. B. Trainerinnen und Trainer profitieren, 
die diese Tätigkeit nebenberuflich in Sportverei-
nen ausüben. Die Ehrenamtspauschale wurde von 
720  Euro auf 840  Euro erhöht. Außerdem wurde 
dafür gesorgt, dass mehr Vereine als gemeinnüt-
zig gelten können, etwa beim Einsatz für den Kli-
maschutz oder gegen geschlechtliche Diskrimi-
nierung. Zugleich wurde mit der Neuregelung 
überflüssige Bürokratie abgebaut.

Unterstützung für Menschen mit 
Behinderung und zu pflegende 
Personen

Die Bundesregierung hat dafür gesorgt, dass die 
vielfältigen Belastungen, die mit einer Behinde-
rung sowie mit häuslicher Pflege verbunden sind, 
steuerlich besser anerkannt werden. Der pau-
schale Betrag, der steuerlich ohne zusätzliche 
Nachweise berücksichtigt werden kann, wurde je-
weils verdoppelt (Behinderten-Pauschbetrag und 
Pflege-Pauschbetrag).

Rekordinvestitionen in die 
Zukunft

Die Bundesregierung hat die schon vor der Pan-
demie begonnene Investitionsoffensive in der Co-
rona-Krise fortgesetzt und ausgeweitet. Investiti-
onen – etwa in Klimaschutz, Digitalisierung sowie 
in Bildung, Forschung und Entwicklung  – legen 
den Grundstein für nachhaltiges Wachstum. Ziel-
gerichtete Investitionen sichern die Zukunftsfä-
higkeit Deutschlands und stärken den sozialen 
Zusammenhalt.

Die Investitionen des Bundes wurden in den ver-
gangenen Jahren massiv erhöht, auf insgesamt 
186  Milliarden Euro zwischen den Jahren  2018 
und 2021. Das sind annähernd 50 Prozent mehr im 
Vergleich zur vorangegangenen Legislaturperiode. 
Dieses Jahr erreichen die Investitionen mit knapp 
60  Milliarden Euro einen absoluten Höchststand, 
auch aufgrund des Corona-Konjunkturpakets, das 
einen Schwerpunkt auf Zukunftsinvestitionen und 
Klimaschutz legt. Zudem setzt der Bund auch über 
seine Sondervermögen, wie beispielsweise den 
Energie- und Klimafonds, wichtige wirtschaftliche 
und nachhaltige Impulse.

Langfristige Zukunftsaufgaben 
angehen

In den vergangenen Jahren hat die Bundesre-
gierung  – vor allem mit dem Klimaschutzpro-
gramm 2030 und dem Zukunftspaket, das Teil des im 
Jahr  2020 verabschiedeten Konjunkturprogramms 
ist – enorme Mittel für die klimafreundliche Trans-
formation und die Digitalisierung mobilisiert.

Für den Klimaschutz wurden allein im Klima-
paket 54  Milliarden Euro für vier Jahre veran-
schlagt. Mit dem Zukunftspaket im Jahr  2020 ka-
men für den Energie- und Klimafonds noch einmal 
26,2  Milliarden Euro hinzu und mit dem „Klima-
schutz Sofortprogramm 2022“ stellt die Bundesre-
gierung weitere 8 Milliarden Euro bereit. Wichtige 
Schwerpunkte sind z. B. der Ausbau des Schienen-
netzes und des öffentlichen Personennahverkehrs, 
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die energetische Gebäudesanierung, der Ausbau 
der Ladeinfrastruktur für die E-Mobilität und eine 
ambitionierte Wasserstoffstrategie. Die Bundesre-
gierung unterstützt den Aufbau heimischer Pro-
duktionskapazitäten für den grünen Wasserstoff 
in großem Maßstab, investiert in den Aufbau ei-
nes Wasserstoffnetzes und fördert den Umstieg der 
Grundstoffindustrie und des Schwerlastverkehrs 
auf die Verwendung grünen Wasserstoffs.

In dieser Legislaturperiode wurde viel getan, um 
die Digitalisierung voranzubringen. Aus dem im 
Jahr  2018 eingerichteten Sondervermögen „Di-
gitale Infrastruktur“ wird der Ausbau von Mobil-
funknetzen, Gigabitnetzen sowie Finanzhilfen an 
die Länder für die Digitalisierung von Schulen über 
den Digitalpakt Schule finanziert. Allein für den Di-
gitalpakt Schule stehen in dieser Legislaturperiode 
3,5 Milliarden Euro zur Verfügung, insgesamt sind 
es 6,5 Milliarden Euro. Auch für den flächendecken-
den Ausbau von Mobilfunknetzen und schnellem 

Internet sind erhebliche Mittel bereitgestellt wor-
den, allein mit dem Zukunftspaket weitere 5 Milli-
arden Euro für den Ausbau von 5G-Netzen.

Investitionen in den regionalen 
Strukturwandel

Strukturbrüche dürfen nicht dazu führen, dass 
Bürgerinnen und Bürger oder auch ganze Regi-
onen zurückgelassen werden. Im Rahmen des in 
breiter gesellschaftlicher Beteiligung vereinbarten 
Kohleausstiegs hat die Bundesregierung deshalb 
beschlossen, dass die Regionen mit den Aufgaben 
des Strukturwandels finanziell nicht alleingelas-
sen werden. Für den Strukturwandel in den Koh-
leregionen sind insgesamt 40  Milliarden  Euro 
vorgesehen. Allein für das Jahr  2022 sind 2,0  Mil-
liarden  Euro und für die weitere Finanzplanung 
von  2023 bis  2025 jährlich weitere 3,3  Milliarden 
eingeplant.

11
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Sozialen Zusammenhalt stärken

Die Corona-Krise hat gezeigt, wie wichtig ein hand-
lungsfähiger und aktiver Sozialstaat ist. Die Sozial-
ausgaben sind im Laufe der Krise auf deutlich über 
200  Milliarden  Euro gestiegen. Die Kombination 
aus Kurzarbeitergeld, steuerlichen Erleichterungen 
und befristeten Steuersenkungen sowie einem er-
leichterten Zugang zu Leistungen der Grundsiche-
rung hat dazu geführt, dass die Einkommen fast 
vollständig stabilisiert worden sind, insbesondere 
im unteren Einkommensbereich. Gleichzeitig hat 
die Bundesregierung eine Beitragssatzgarantie für 
die Sozialversicherung ausgesprochen und mit er-
heblichen finanziellen Mitteln dafür gesorgt, dass 
die Beitragssätze auch in diesem Jahr unter 40 Pro-
zent bleiben.

Auch die Ausgaben für familienbezogene Leistun-
gen wie Elterngeld, Unterhaltsvorschuss und Kin-
derzuschlag sind in der Legislaturperiode ange-
stiegen und erreichen im Jahr 2021 ein Niveau von 
knapp 10 Milliarden Euro. Und mit dem Gute-Ki-
ta-Gesetz unterstützt der Bund die Länder dabei, 
die Qualität in der Kindertagesbetreuung weiterzu-
entwickeln und die Teilhabe zu verbessern.

Mit der Umsetzung der Grundrente wurde in die-
ser Legislaturperiode ein zentrales sozialpolitisches 
Versprechen dieser Koalition umgesetzt und finan-
ziert. Mit der Grundrente wird ein deutliches Zei-
chen des Respekts für jahrzehntelange Erwerbsar-
beit gesetzt.

Handlungsfähigkeit der 
Kommunen stärken

Die meisten Investitionen in Deutschland werden 
von den Kommunen geleistet. Mit dem Solidarpakt 
für Kommunen hat die Bundesregierung die finan-
zielle Voraussetzung geschaffen, dass Kommunen 
gut durch die Krise kommen: Die Bundesregierung 
hat beispielsweise gemeinsam mit den Ländern die 
coronabedingten Ausfälle bei der Gewerbesteuer 
kompensiert und gleichzeitig dauerhaft einen 

höheren Anteil an den Kosten der Unterkunft 
übernommen. Allein durch den höheren Anteil 
an den Kosten der Unterkunft stehen den Kom-
munen jährlich rund 3,4  Milliarden Euro zusätz-
lich für andere Ausgaben zur Verfügung – etwa für 
Schwimmbäder, Bibliotheken oder Sportanlagen. 
Für mehr bezahlbaren Wohnraum hat die Bun-
desregierung zudem in den vergangenen Jahren 
den Ländern 5 Milliarden Euro für sozialen Woh-
nungsbau zur Verfügung gestellt. Zudem tragen die 
umfangreichen vom Bund finanzierten Unterstüt-
zungsmaßnahmen für Beschäftigte, Unternehmen 
und Selbständige dazu bei, die sich auch auf Kom-
munen auswirkenden wirtschaftlichen Folgen der 
Pandemie abzufedern.

Einsatz für mehr 
Steuergerechtigkeit

Wenn international tätige Konzerne versuchen, 
ihre Steuerschuld zu verringern, indem sie Gewinne 
in Niedrigsteuerländer verlagern, widerspricht das 
nicht nur dem Gerechtigkeitsempfinden der Bür-
gerinnen und Bürger. Es verringert auch die Ein-
nahmen des Staats, mit denen wichtige Ausgaben 
für das Gemeinwesen finanziert werden – wie etwa 
gute Schulen und ein stabiles soziales Sicherungs-
system. In den vergangenen Jahren konnten wich-
tige Fortschritte im Kampf gegen Steuerbetrug und 
für mehr Steuergerechtigkeit erreicht werden.

Bekämpfung von Steuerbetrug und 
Steuervermeidung

Für internationale Unternehmen und andere Steu-
erpflichtige hat es die Bundesregierung deutlich er-
schwert, Steuern zu vermeiden. Denn auch inter-
national tätige Unternehmen müssen ihren fairen 
Anteil an der Finanzierung des Gemeinwesens leis-
ten. Es darf nicht sein, dass Konzerne sich Steuer-
zahlungen auf Kosten der Allgemeinheit entziehen, 
indem sie Gewinne in Niedrigsteuerländer verla-
gern. Mit zahlreichen Maßnahmen und Initiativen 
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hat das BMF dazu beigetragen, dass Unternehmen 
sich nicht aus der Verantwortung ziehen können:

	● Mitteilungspflicht für grenzüberschreitende 
Steuergestaltungen: Banken, Steuerberate-
rinnen, Rechtsanwälte und Wirtschaftsprüfer 
sind nun verpflichtet, Steuergestaltungen zu 
melden. Grenzüberschreitende Steuertricks 
werden durch die Mitteilungspflicht schneller 
erkannt und der Gesetzgeber kann auf neue 
Umgehungsmöglichkeiten schnell reagieren, 
um Steuerausfälle zu verhindern.

	● Umsetzung der europäischen Anti-Steuerver-
meidungsrichtlinie (Anti Tax Avoidance Di-
rective, ATAD): Mit dieser Richtlinie haben 
sich die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union (EU) auf einheitliche und schärfere Re-
gelungen gegen aggressive Steuergestaltungen 
und Gewinnverlagerungen von multinatio-
nalen Unternehmen verständigt. Das im Mai 
und Juni 2021 von Bundestag beziehungsweise 
Bundesrat verabschiedete ATAD-Umsetzungs-
gesetz setzt diese Regeln in Deutschland um 
und schränkt so Steuertricks multinationaler 
Unternehmen ein. Das Gesetz geht in einigen 
Bereichen deutlich über das von der Richtlinie 
verlangte Anpassungsmaß hinaus.

	● Kampf gegen Umsatzsteuerbetrug beim On-
line-Handel: Vor dem Jahr 2019 war es beim 
Handel auf elektronischen Plattformen für 
Unternehmen außerhalb der EU relativ ein-
fach möglich, die Abführung der Umsatzsteuer 
zu umgehen. Auf Betreiben des BMF trat An-
fang 2019 ein Gesetz in Kraft, das alle Betreibe-
rinnen und Betreiber von Online-Marktplätzen 
dazu verpflichtet, wichtige Daten von Unter-
nehmen zu erfassen, die Waren auf ihrer Platt-
form anbieten, damit die Steuerbehörden die 
Abführung der Umsatzsteuer prüfen können. 
Plattform-Betreiberinnen und Plattform-Be-
treiber können zudem in Haftung genommen 
werden, wenn bei Handelsgeschäften auf ihrer 
Online-Plattform die Umsatzsteuer nicht ent-
richtet wird.

	● Unterbindung von Geschäften mit Steu-
eroasen: Alle Staaten und Steuergebiete 
müssen sich an internationale Steuerstandards 
halten. Mit dem neuen Steueroasenabwehrge-
setz und gezielten Abwehrmaßnahmen gegen 
Steuerflucht hat die Bundesregierung dafür ge-
sorgt, dass Personen und Unternehmen sich 
aus Geschäftsbeziehungen zu Steueroasen zu-
rückziehen. Es greifen schärfere Regelungen, 
damit Unternehmen Steuerzahlungen nicht 
mehr umgehen können, indem sie Einkünfte 
auf eine Gesellschaft in einer Steueroase verla-
gern.

	● Effektive globale Mindeststeuer und Be-
steuerung der digitalisierten Wirtschaft: Im 
Juli 2021 ist es gelungen, eine globale Eini-
gung beim sogenannten Zwei-Säulen-Projekt 
zu erzielen, im Rahmen dessen u. a. eine glo-
bale effektive Mindestbesteuerung für mul-
tinationale Unternehmensgruppen einge-
führt werden soll. Mittlerweile haben sich 
136 Staaten und Jurisdiktionen der Einigung 
angeschlossen. Darunter sind alle G20-Staaten 
sowie alle EU-Mitgliedsstaaten, die Teil des „In-
clusive Frameworks“ sind. Damit ist ein sehr 
wichtiger Schritt für Multilateralismus und 
grenzüberschreitende Kooperation gelungen. 
Mit der Verständigung auf eine globale ef-
fektive Mindestbesteuerung wird künftig si-
chergestellt, dass die großen, weltweit tätigen 
Konzerne – ob Möbelkonzern oder digitale 
Suchmaschine – ihren fairen Beitrag zur Finan-
zierung des Gemeinwohls leisten und sich ihrer 
Steuerpflicht nicht länger durch Gewinnverla-
gerung entziehen können. Nun werden diese 
Beschlüsse umgesetzt. Anfang Oktober 2021 
haben die teilnehmenden Staaten und Juris-
diktionen Konkretisierungen zu den einzelnen 
Parametern der Reform getroffen, die von den 
Finanzministerinnen und Finanzministern 
der G20-Staaten bei ihrem Treffen am 13. Ok-
tober 2021 in Washington gebilligt worden 
sind. Zudem haben die G20-Staaten einem Im-
plementierungsfahrplan zugestimmt, der kon-
kret beschreibt, wie die vereinbarte Reform 
nun rasch umgesetzt wird.
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	● Sogenannte „Share Deals“ beim Immobili-
enkauf wurden eingeschränkt, damit Unter-
nehmen nicht mehr Grunderwerbsteuer beim 
Immobilienerwerb durch eine Trickserei um-
gehen können.

	● Mit dem Gesetz zur Modernisierung der Ent-
lastung von Abzugsteuern wird die vollstän-
dige Dividendenbesteuerung sichergestellt, 
auch wenn grenzüberschreitend gehandelt 
wird. Konkret wird damit die widerrecht-
liche Erstattung der Kapitalertragsteuer unter-
bunden.

	● Steuerhinterziehung kann nun länger ver-
folgt werden und der Staat kann hinterzo-
gene Steuern länger zurückfordern. Ziel ist es, 
dass z. B. die Strafverfahren gegen Beschuldigte 
wegen Cum-Ex-Geschäften beendet werden 
können und keine Verjährung eintritt. Deshalb 
hat die Bundesregierung mit dem zweiten Co-
rona-Steuerhilfegesetz und dem Jahressteu-
ergesetz 2020 dafür gesorgt, dass Steuerstraf-
taten deutlich länger verfolgt werden können. 
Fälle besonders schwerer Steuerhinterziehung 
können noch bis zu 42,5 Jahre nach der eigent-
lichen Tat geahndet werden.

	● Mit dem Gesetz gegen illegale Beschäftigung 
und Sozialleistungsmissbrauch werden Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor einer 
Bezahlung unterhalb des Mindestlohns ge-
schützt. Um den Zoll in die Lage zu versetzen, 
noch besser für Fairness und Ordnung auf dem 
Arbeitsmarkt zu sorgen, wurde die Sonderein-
heit Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) mit 
mehreren tausend neuen Stellen massiv ge-
stärkt. Auch die Befugnisse der FKS wurden er-
weitert: Sie kann nun etwa bereits bei der An-
bahnung von Schwarzarbeit auf sogenannten 
Tagelöhnerbörsen oder auf Online-Vermitt-
lungsbörsen tätig werden.

	● Um entschiedener gegen Geldwäsche und Ter-
rorismusfinanzierung vorgehen zu können, 
wurde die Zentralstelle für Transaktionsunter-
suchungen (Financial Intelligence Unit, FIU) 

seit dem Jahr 2018 durch zusätzliches Per-
sonal (bisher: Verdreifachung auf fast 500 Mit-
arbeitende), erweiterte Kompetenzen (u. a. Zu-
griffsrechte auf Daten anderer Behörden) und 
technische Verbesserungen gestärkt. Die IT-
Struktur der FIU wurde umfassend auf- und 
ausgebaut.

Ein solidarisches und 
souveränes Europa

Die Corona-Pandemie hat eindrücklich verdeut-
licht: Eine starke, solidarische und zukunftsfä-
hige  EU ist unerlässlich, um Krisen gemeinsam 
erfolgreich zu meistern. Während der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft von Juli bis Dezember 2020 
sind wichtige Weichen gestellt worden, damit 
die EU gestärkt aus der Krise hervorgeht.

Europäischer Aufbaufonds, 
Mehrjähriger Finanzrahmen und 
Eigenmittelbeschluss

Im Frühjahr  2020 haben Deutschland und Frank-
reich gemeinsam den Impuls für einen europä-
ischen Aufbaufonds gegeben. Das daraus ent-
standene europäische Aufbauprogramm („Next 
Generation EU“), worauf sich die EU-Mitgliedstaa-
ten im Rahmen der deutschen Ratspräsidentschaft 
verständigt haben, ist ein großer Schritt nach vorne. 
Mit seinem Volumen von 750 Milliarden Euro hat es 
die notwendige Kraft, die europäischen Volkswirt-
schaften nach der Krise wieder in Schwung zu brin-
gen und sie gleichzeitig zukunftsfest zu machen. In 
einem historischen Schritt nimmt die EU für die Fi-
nanzierung des Fonds zum ersten Mal selbst in er-
heblichem Ausmaß Mittel an den Finanzmärkten 
auf, um damit die Pandemie zu überwinden und 
ihre gravierenden wirtschaftlichen, gesundheitli-
chen und sozialen Folgen gemeinsam abzumildern.

Der Deutsche Bundestag steht mit breiter Mehr-
heit hinter dem europäischen Aufbaufonds. Mit 
dem sogenannten Eigenmittelbeschluss werden 
die Einnahmen des EU-Haushalts (sogenannte 
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Eigenmittel, in erster Linie Beiträge der Mitglied-
staaten) festgelegt. Der Eigenmittelbeschluss si-
chert aber auch die Finanzierung für das neue In-
strument Next Generation  EU. Der Deutsche 
Bundestag hat den Eigenmittelbeschluss mit einer 
Zweidrittelmehrheit verabschiedet und verleiht 
ihm dadurch ein besonderes Maß an demokrati-
scher Legitimität.

Künftig werden mehr Mittel im EU-Haushalt zur 
Verfügung stehen. Der Mehrjährige Finanzrah-
men  2021-2027 setzt klare Schwerpunkte auf zu-
kunftsorientierte Ausgabenbereiche wie Forschung, 
Klimaschutz und Digitalisierung. Er umfasst ein 
Volumen von über 1 Billion Euro. Deutschland löst 
als größter Mitgliedsstaat sein Versprechen ein, in-
folge des Brexit einen höheren finanziellen Bei-
trag zu leisten und mehr Verantwortung zu über-
nehmen. Deutschland hilft damit, Europa fit für die 
großen Herausforderungen der nächsten Jahre und 
Jahrzehnte zu machen.

Reform des Europäischen 
Stabilitätsmechanismus

Nach langjährigen Verhandlungen konnte der 
Durchbruch bei der Reform des Europäischen Stabi-
litätsmechanismus (ESM) erzielt werden. Das Herz-
stück der ESM-Reform ist der sogenannte Common 
Backstop (Letztsicherungsmechanismus), der das Ri-
siko schwerer Bankenkrisen weiter reduzieren wird. 
Die Steuerzahlenden und Sparenden in der EU wer-
den dadurch noch besser geschützt.

Banken- und Kapitalmarktunion

Die Arbeit an der Vollendung der Kapitalmarkt
union und Bankenunion wurde intensiviert: Um 
die wirtschaftliche Erholung zu fördern, wurde in 
kurzer Zeit auf europäischer Ebene ein Maßnah-
menpaket (Capital Markets Recovery Package) ver-
abschiedet, das die Finanzierung von kleinen und 
mittelständischen Unternehmen verbessert und 
deren Zugang zum Kapitalmarkt erleichtert  – ein 
wichtiger Beitrag, um die Krise möglichst gut zu 

überwinden. Daneben konnte auch die langfristige 
Weiterentwicklung der Kapitalmarktunion voran-
gebracht werden. Während der deutschen Ratsprä-
sidentschaft wurde eine grundsätzliche Einigung 
der Mitgliedstaaten über weitere Schritte in Rich-
tung eines echten Binnenmarkts für Finanzdienst-
leistungen erzielt.

Chancen der Digitalisierung für den 
europäischen Finanzsektor

Die Arbeiten an europäischen Gesetzgebungsvor-
haben wurden vorangebracht, damit der europä
ische Finanzdienstleistungssektor die Chancen der 
Digitalisierung noch besser nutzen und Risiken 
auch in Zukunft adäquat begegnet werden kann. 
Die Finanzministerinnen und Finanzminister von 
Frankreich, Italien, den Niederlanden, Spanien und 
Deutschland haben in einer gemeinsamen Erklä-
rung im September 2020 hervorgehoben, dass be-
stimmte Kryptowährungen (sogenannte Stable-
coins) in der  EU nur dann in Umlauf gebracht 
werden dürfen, wenn die Herausforderungen und 
Risiken unter Kontrolle sind.

Sustainable Finance – mehr 
Nachhaltigkeit am Finanzmarkt

Der Aspekt der Nachhaltigkeit muss auch auf den 
Finanzmärkten noch stärker berücksichtigt wer-
den. Unter der Schirmherrschaft des BMF und des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit hat das „Green and Sustainable 
Finance Cluster Germany“ die deutsche EU-Rats
präsidentschaft dafür genutzt, ein europäisches 
Gipfeltreffen zu diesem Thema im September 2020 
auszurichten (European Sustainable Finance Sum-
mit). Mit der erfolgreichen Emission der ersten 
nachhaltigen Bundeswertpapiere im Herbst  2020 
hat das BMF einen wichtigen Schritt auf dem Weg 
zu mehr Nachhaltigkeit im Finanzsektor gemacht. 
Im Mai  2021 hat die Bundesregierung die Deut-
sche Sustainable Finance-Strategie beschlossen. 
Deutschland soll einer der weltweit führenden Ad-
ressen für Sustainable Finance werden.
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Krisenbewältigung

Die zweite Hälfte der Legislaturperiode wurde we-
sentlich von der Reaktion auf die Corona-Krise ge-
prägt. Seit Beginn der Pandemie unterstützt die 
Bundesregierung mit umfangreichen Hilfspro-
grammen Unternehmen, Selbstständige und Be-
schäftigte, damit diese gut durch die Krise kommen. 
Und mit dem Konjunktur- und Zukunftspro-
gramm wurden erfolgreich die gesamtwirtschaftli-
chen Folgen der Pandemie abgemildert. Es war nö-
tig und richtig, nicht gegen die Krise anzusparen. 
So konnte Deutschland in dieser beispiellosen Situ-
ation stabilisiert und es konnten Maßnahmen zur 
Überwindung der Pandemie ergriffen sowie die Vo-
raussetzungen für den beginnenden Aufschwung 
geschaffen werden. Auch aus Sicht internationa-
ler Organisationen, etwa des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF), war die entschlossene fiskalische 
Reaktion der Bundesregierung auf die Krise genau 

richtig. Konkret wurden die folgend ausgeführten 
Maßnahmen ergriffen.

Umfangreiche Unternehmenshilfen 
verhindern Insolvenzen

Mit der Soforthilfe, der Überbrückungshilfe I bis III, 
der November- und Dezemberhilfe sowie der Neu-
starthilfe konnten viele Insolvenzen verhindert 
werden. Laut IWF hat die Bundesregierung jedes 
neunte Unternehmen vor der Insolvenz bewahrt. 
Das entspricht etwa 400.000  Unternehmen. Ins-
gesamt wurden bisher direkte Zuschüsse in Höhe 
von knapp 55  Milliarden Euro ausgezahlt (Stand: 
11. Oktober 2021). Hinzu kommen zahlreiche steu-
erliche Erleichterungen und günstige Kreditpro-
gramme der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). 
Insgesamt wurden im Rahmen des KfW-Sonder-
programms Kredite von gut 52  Milliarden Euro 

Krisenbewältigung – einige Zahlen im Überblick

© Bundesministerium der Finanzen

Knapp55
Unternehmenshilfen zur 
Bewältigung der Pandemie-Folgen

Mrd. Euro Über40
für Kurzarbeitergeld in der 
Corona-Krise

Mrd. Euro

130
für das Konjunktur- und 
Zukunftsprogramm

Mrd. Euro Bis zu30
im Aufbaufonds für vom 
Hochwasser betroffene Regionen

Mrd. Euro

Abbildung 3
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zugesagt (Stand: 7.  Oktober  2021). Beim Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds wurden in 24  Fällen 
Unterstützungsmaßnahmen mit einem Gesamt-
volumen von 8,7 Milliarden Euro beantragt (Stand: 
30. September 2021). Und mit dem Sonderfonds für 
Kulturveranstaltungen wird der Neustart des kul-
turellen Lebens gefördert, damit die kulturelle Viel-
falt in unserem Land erhalten bleibt und die Bür-
gerinnen und Bürger diese wieder gemeinsam 
genießen können.

Kurzarbeitergeld sichert Millionen 
Arbeitsplätze

Das Kurzarbeitergeld hat den Arbeitsmarkt in 
der Krise stabilisiert. In der Spitze waren 6 Millio-
nen Beschäftigte in Kurzarbeit. Für Kurzarbeiter-
geld (inklusive der Erstattung von Sozialversiche-
rungsbeiträgen) wurden seit Ausbruch der Krise 
gut 40  Milliarden Euro ausgegeben (Stand: Okto-
ber  2021). Dadurch ist es gelungen, die Arbeits-
plätze zu sichern und die Beschäftigung bei den so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten stabil zu 
halten. Eine Studie des Instituts für Makroökono-
mie und Konjunkturforschung kommt zu dem Er-
gebnis, dass über 2  Millionen Arbeitsplätze durch 
das Kurzarbeitergeld gesichert werden konnten.

Stabilisieren und transformieren

Mit dem Konjunktur- und Zukunftsprogramm, 
das über ein Volumen von 130  Milliarden Euro 
verfügt, wurde die deutsche Wirtschaft stabili-
siert und gleichzeitig ein starker Impuls für die 
Transformationen der 2020er Jahre gesetzt. Die öf-
fentlichen Investitionen des Bundes haben die-
ses Jahr mit annähernd 60  Milliarden Euro ein 
Rekordniveau erreicht. Hinzu kommen weitere 

Zukunftsinvestitionen aus den Sondervermögen, 
wie beispielsweise dem Energie- und Klimafonds. 
Mit dem Zukunftsprogramm legt die Bundesregie-
rung den Grundstein für eine klimaneutrale und 
digitalisierte Gesellschaft und für Deutschlands 
Wettbewerbsfähigkeit von morgen. Schwerpunkte 
sind dabei u. a. die Förderung der Wasserstofftech-
nologie und eine Kaufprämie für E-Autos zur För-
derung nachhaltiger Mobilität.

Fluthilfen

Die verheerende Flutkatastrophe im Juli  2021 hat 
in einigen Bundesländern bis dato unvorstellbare 
Schäden angerichtet und viele Todesopfer gefor-
dert. Bund und Länder haben gemeinsam schnelle 
und unbürokratische Hilfe für die betroffenen Re-
gionen beschlossen:

	● Unmittelbar nach der verheerenden Katas-
trophe hat das Bundeskabinett im Juli 2021 
sehr schnell eine finanzielle Soforthilfe auf den 
Weg gebracht. Danach beteiligt sich der Bund – 
hälftig – mit zunächst bis zu 400 Millionen 
Euro an den Soforthilfen der Länder.

	● Der Deutsche Bundestag hat Anfang September 
auf Vorschlag der Bundesregierung die Einrich-
tung eines Aufbaufonds beschlossen. Dieser 
wird durch den Bund mit bis zu 30 Milliarden 
Euro ausgestattet und als Sondervermögen des 
Bundes errichtet. Darin enthalten sind 2 Mil-
liarden Euro für die Wiederherstellung der In
frastruktur des Bundes. Diese Kosten trägt der 
Bund allein. An den geschätzten Kosten des 
Wiederaufbaus in den betroffenen Ländern in 
Höhe von bis zu 28 Milliarden Euro beteiligen 
sich Bund und die Gemeinschaft aller Länder 
jeweils hälftig.
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Im Interview: Sarah Ryglewski, 
Parlamentarische Staatssekretärin

Wenn Sie die 
vergangenen Jahre – die 
19. Legislaturperiode – im 
Finanzministerium mit einem 
Schlagwort beschreiben 
müssten: Welches wäre das?

Intensiv. So lässt sich meine Zeit als Parlamenta-
rische Staatssekretärin im BMF zusammenfassen. 
In den vergangenen Jahren hatten wir enorme He
rausforderungen zu bewältigen. Die Corona-Krise 
zeigt das sehr nachdrücklich. Wir haben die deut-
sche Wirtschaft in dieser beispiellosen Krise stüt-
zen, Beschäftigung sichern und der Kultur hel-
fen können, weil wir für massive finanzielle Hilfen 
gesorgt haben. Ein weiteres Beispiel waren die 

kriminellen, die skandalösen Bilanzmanipulati-
onen der Firma Wirecard. Diese haben Vertrauen 
in den Finanzstandort Deutschland gekostet und 
Schwachstellen in den deutschen Aufsichtsstruk-
turen und dem System der Bilanzkontrolle offen-
gelegt. Hier haben wir schnell und couragiert ge-
handelt. Innerhalb weniger Monate haben wir das 
Gesetz zur Stärkung der Finanzmarktintegrität 
auf den Weg gebracht, mit dem mehr Durchgriffs-
rechte für die staatliche Aufsicht und härtere Vor-
gaben sowie mehr Transparenz bei der Bilanzprü-
fung geschaffen worden sind. Damit sind wir in 
Zukunft besser vor Manipulationen geschützt. Al-
les in allem blicke ich auf zwei sehr intensive Jahre 
zurück, die nicht immer einfach waren, in denen 
wir aber auch viel erreicht haben. Diese Erfahrun-
gen werden mich auch in Zukunft begleiten.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sarah Ryglewski, Parlamentarische Staatssekretärin 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Was war für Sie ein 
persönliches Highlight in der 
vergangenen Legislatur?

Durch Bundesfinanzminister Olaf Scholz haben 
wir in diesem Jahr einen Durchbruch erreicht: Die 
internationale Einigung auf eine globale Mindest-
steuer bewirkt, dass Gewinne von weltweiten Un-
ternehmen wie Amazon und Facebook künftig 
überall auf der Welt mit mindestens 15  Prozent 
versteuert werden. Bisher haben gerade solche gro-
ßen Konzerne kaum Steuern gezahlt. Ihre Gehilfen 
sind Staaten, die mit besonders geringen Steuer-
sätzen solche Unternehmen anlocken. Nun been-
den wir diesen Steuersenkungswettbewerb. Dass 
aus der Initiative des deutschen Bundesfinanzmi-
nisteriums eine wegweisende globale Einigung in 
Steuerfragen wird, die als Revolution des interna-
tionalen Steuerwettbewerbs in die Geschichte ein-
gehen wird – das kann man gar nicht hoch genug 
schätzen.

Es ist viel passiert, vieles wurde 
auf den Weg gebracht. Wobei 
war es etwas schwieriger, zu 
einem Ergebnis zu kommen?

Im Jahr 2021 hat der Bundestag die Begrenzung so-
genannter Share Deals beschlossen, mittels derer 
Immobilienkonzerne beim Kauf von Grundstücken 
und Immobilien seit Jahren die fällige Grunder-
werbsteuer umgehen. Mit dem Gesetz bekämpfen 
wir Steuervermeidung auf dem Immobilienmarkt.

Ob Privatperson oder Unternehmen  – wenn ein 
Grundstück oder eine Immobilie gekauft wird, ist 
eine Grunderwerbsteuer fällig. Viele Unterneh-
men umgehen dies aber gern, indem sie nur An-
teile („shares“) an Gesellschaften erwerben, die die-
ses Grundstück oder diese Immobilie halten. Durch 
diesen Trick verlieren die Länder bei der Grunder-
werbsteuer bis zu 1 Milliarde Euro pro Jahr.

Zuvor galt, dass keine Steuer gezahlt werden muss, 
wenn weniger als 95 Prozent der Anteile innerhalb 

von fünf Jahren erworben werden. Diese Schwelle 
haben wir nun auf 90  Prozent herabgesetzt und 
den Zeitraum auf zehn Jahre ausgeweitet. Damit 
machen wir Share Deals unattraktiver und schaf-
fen so mehr Steuergerechtigkeit.

Der Grundstücks- und Immobilienmarkt in 
Deutschland ist bei Spekulanten beliebt. Speku-
lation mit Boden und Wohnimmobilien treibt 
die Mieten nach oben, Menschen werden aus ih-
ren Wohnungen und Nachbarschaften verdrängt. 
Durch Share Deals wird diese Entwicklung noch be-
günstigt. Von den Wohnungen, die zwischen 2007 
und  2017 die Besitzer beziehungsweise Besitze-
rinnen wechselten, wurden rund 65  Prozent mit-
hilfe eines Share Deals verkauft. In 46 Prozent die-
ser Fälle lag der verkaufte Anteil unter 95 Prozent. 
Diese Investoren treiben also Mieten in die Höhe 
und entziehen gleichzeitig der öffentlichen Hand 
Steuereinkommen.

Aus meiner Sicht wäre es wichtig gewesen, die 
Schwelle auf 75 Prozent abzusenken und damit die 
Steuervermeidung noch wirksamer zu bekämp-
fen. Hierbei konnte leider keine Einigung erzielt 
werden.

Und dann kam Corona – was 
nehmen Sie aus dieser Zeit 
mit?

Meine Zeit als Parlamentarische Staatssekretärin 
fand ganz überwiegend unter dem Eindruck und 
den Bedingungen der Corona-Krise statt. Nur we-
nige Monate nach Berufung in das Amt im Au-
gust 2019 als Nachfolgerin von Christine Lambrecht 
brach die Pandemie in Europa voll durch. Das öf-
fentliche Leben wurde komplett heruntergefahren.

Effiziente und verlässliche Entscheidungsprozesse 
mussten insbesondere in der Pandemie sicherge-
stellt werden, da wir sie am nötigsten brauchten 
und sie zugleich aufgrund der neuen Distanzrege-
lungen am schwierigsten zu gewährleisten waren.
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Daneben mussten natürlich Entscheidungen von 
enormer Tragweite in kürzester Zeit und unter ex-
tremer Unsicherheit getroffen werden. Aus mei-
ner Sicht entscheidend war, dass die Bundesregie-
rung in dieser schwierigen Phase an einem Strang 
gezogen hat. Aber auch die vertrauensvolle Zusam-
menarbeit mit dem Bundestag war überaus wichtig. 
Vieles wäre nicht möglich gewesen, wenn die Abge-
ordneten nicht bereit gewesen wären, ungewöhnli-
che Wege zu gehen, und der Regierung nicht einen 
so großen Vertrauensvorschuss gegeben hätten. Die 
Last der Verantwortung für unser Land war für alle, 
die in dieser Situation folgenschwere Entscheidun-
gen treffen mussten, wohl selten zuvor so deutlich 
spürbar wie während der Corona-Krise. Einen gro-
ßen Dank möchte ich an dieser Stelle auch an alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BMF ausspre-
chen, die in dieser schwierigen Zeit Außergewöhnli-
ches geleistet haben.

Zum Abschluss der Legislatur 
kamen schließlich die 
Hochwasserhilfen. Was war da 
am schwierigsten?

Bei einer solchen Katastrophe von nationaler Trag-
weite muss das BMF schnell und unbürokratisch 
helfen, wo man mit Geld überhaupt helfen kann. 
Menschen hatten Familie, Freunde und Nachbarn 
verloren, sie standen teilweise vor dem Nichts. 
Uns war klar, dass wir unverzüglich Hilfsgelder 
für Bergungs- und Räumungsarbeiten bereitstel-
len. Beim Hilfsfonds konnten wir anfangs noch gar 
nicht einschätzen, welche Summen benötigt wer-
den. Das Ausmaß der Katastrophe wurde erst nach 
und nach sichtbar. Nach der schnellen Hilfe ging es 
um den Wiederaufbau sowohl der Infrastruktur in 
den betroffenen Regionen, aber auch um den Auf-
bau zerstörter Häuser oder Unternehmen. Die enge 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sarah Ryglewski, Parlamentarische Staatssekretärin, im Gespräch mit Bundesfinanzminister Olaf Scholz 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Im Interview: Sarah Ryglewski, Parlamentarische Staatssekretärin

Zusammenarbeit zwischen Bundesregierung, den 
betroffenen Bundesländern und den Verantwort-
lichen vor Ort hat sich bewährt. Wie schon in der 
Corona-Krise hat sich auch hier gezeigt: In Krisen 
steht unser Land zusammen. Dass dieser Zusam-
menhalt in Zukunft gewahrt wird, dafür möchte 
ich mich weiterhin einsetzen.

Welche Bilanz stellen Sie für 
die Bürgerinnen und Bürger 
aus den vergangenen vier 
Jahren zusammen? Was hat 
sich direkt und sofort bei den 
Bürgerinnen ausgewirkt?

Wir wollten Einkommen der Bürgerinnen und 
Bürger stärken, mit einer Vielzahl von Maßnah-
men. Damit Familien mehr Geld zur Verfügung 
steht, haben wir beispielsweise das Kindergeld um 
300 Euro pro Jahr für jedes Kind erhöht. Aufgrund 
der besonderen Corona-Belastungen hat jede Fa-
milie darüber hinaus zwei Sonderzahlungen er-
halten  – insgesamt 450  Euro pro Kind. Seit An-
fang  2021 fällt außerdem der Solidaritätszuschlag 

für die allermeisten Bürgerinnen und Bürger weg. 
Dadurch steht ihnen am Ende des Monats mehr 
von ihrem Lohn direkt zur Verfügung.

Es war uns aber auch ein großes Anliegen, dass wir 
Menschen, die sich ehrenamtlich engagieren, stär-
ker anerkennen. Wir haben deshalb in dieser Legis-
latur durchgesetzt, dass z. B. Trainerinnen und Trai-
ner eine höhere Übungsleiterpauschale erhalten, 
wenn sie sich nebenberuflich in einem Sportverein 
engagieren. Und die Ehrenamtspauschale wurde 
erhöht. Ehrenamtliche dürfen für ihre freiwillige 
Mitarbeit in Vereinen einen höheren Betrag steuer- 
und sozialversicherungsfrei erhalten.

Wir haben zudem die vielfältigen Belastungen, die 
mit einer Behinderung sowie mit häuslicher Pflege 
verbunden sind, steuerlich besser anerkannt. Dafür 
wurden der sogenannte Behinderten-Pauschbetrag 
und der Pflege-Pauschbetrag jeweils verdoppelt.

Von den Rekordinvestitionen der vergangenen 
Jahre werden die Bürgerinnen und Bürger eben-
falls dauerhaft profitieren: Durch bessere Infra-
struktur, durch besseren Klimaschutz und eine zu-
kunftsfähige Wirtschaft.
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Mittelfristige Projektion der öffentlichen 
Haushalte für die Jahre 2021 bis 2025

	● Zur Bewältigung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie wird ein historisch hohes Volumen 
finanzieller Mittel eingesetzt. Die temporären Hilfen für Unternehmen und private Haushalte 
sowie zukunftsorientierte Ausgabenhaben maßgeblich zur Erholung der Wirtschaft beigetragen.

	● Im laufenden Jahr wird mit einem gesamtstaatlichen strukturellen Finanzierungsdefizit von 
6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) und im Jahr 2022 von 3 ¼ Prozent des BIP gerechnet. 
Ab dem Jahr 2023 wird ein Abbau des gesamtstaatlichen strukturellen Finanzierungsdefizits um 
mehr als ½ Prozent des BIP pro Jahr erwartet. Damit wird der Richtwert der derzeit ausgesetzten 
europäischen Haushaltsüberwachung zum Abbau des strukturellen gesamtstaatlichen Defizits ab 
dem Jahr 2023 eingehalten.

	● Die Maastricht-Schuldenquote wird zum Ende des Jahres 2021 voraussichtlich auf rund 
72 ¼ Prozent des BIP steigen. Ab dem Jahr 2022 wird die Schuldenquote jährlich zurückgehen. 
Am Ende des Projektionszeitraums wird sie bei 67 ¼ Prozent des BIP liegen. Die Schuldenquote 
bleibt trotz der aktuellen hohen Belastungen der öffentlichen Haushalte deutlich unter dem 
bisherigen Höchststand infolge der Finanzkrise 2010. Damals betrug die Schuldenquote 82,0 Pro-
zent des BIP.

Einleitung

Das BMF hat für die haushaltspolitische Koordi-
nierung im Stabilitätsrat und für das Europäische 
Haushaltsüberwachungsverfahren eine aktuelle 
Projektion der Staatsfinanzen vorgelegt. Die Pro-
jektion wurde im Arbeitskreis Stabilitätsrat mit 
Vertretern der Länder, der kommunalen Spitzen-
verbände sowie der Bundesbank erörtert. Die Pro-
jektion ist Bestandteil der „Deutschen Haushalts-
planung“ (Draft Budgetary Plan, DBP), der von 
allen Mitgliedstaaten jährlich bis zum 15.  Okto-
ber an die Europäische Kommission zu übermit-
teln ist. Grundlagen für die Projektion sind die 
Frühjahrsprojektion zur gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung vom 27.  April  2021 sowie die Ergeb-
nisse des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom 
10. bis 12. Mai 2021. Beides ist u. a. Basis für den am 
23.  Juni  2021 vom Kabinett beschlossenen ersten 

Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2022 und 
Finanzplans bis 2025. Die Schätzung ist zu diesem 
Planungsstand konsistent. Die Projektion der Ent-
wicklung der Sozialversicherungen erfolgte durch 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

Projektion der öffentlichen 
Haushalte

Öffentlicher Gesamthaushalt in 
finanzstatistischer Abgrenzung

Die öffentlichen Haushalte sind insbesondere 
durch die finanziellen Auswirkungen der zur Be-
wältigung der COVID-19-Pandemie ergriffenen 
Maßnahmen geprägt. So lag der Finanzierungs-
saldo des öffentlichen Gesamthaushalts, bestehend 
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aus den Kernhaushalten von Bund, Ländern, Ge-
meinden und deren jeweiligen Extrahaushalten 
(in finanzstatistischer Abgrenzung) im abgelaufe-
nen Jahr  2020 bei -160,9  Mrd.  Euro. Im Jahr  2019 
wurde noch ein deutlicher Überschuss in Höhe von 
38,1  Mrd.  Euro erreicht. Im Jahr  2021 könnte das 
Finanzierungsdefizit gegenüber dem Vorjahr um 
rund 112 Mrd. Euro auf bis zu -273 Mrd. Euro an-
steigen. In den Jahren 2022 bis 2025 wird das kas-
senmäßige Finanzierungsdefizit deutlich sinken. 
Das Jahr 2025 dürfte gemäß Schätzung mit einem 
Überschuss von rund 4 Mrd. Euro abschließen (s. a. 
Tabelle 1).

Infolge der berücksichtigten Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie steigen die Ausgaben der 
öffentlichen Haushalte in diesem Jahr kräftig 
um 14  Prozent. Dies kann nicht durch eine Zu-
nahme der Einnahmen kompensiert werden. Die 
Steuereinnahmen bleiben trotz eines Anstiegs 
um 4  ½  Prozent gegenüber dem Vorjahr weiter-
hin deutlich unter dem Niveau der Haushalte ge-
mäß der vom Stabilitätsrat am 13. Dezember 2019 

bewerteten Projektion für die Jahre 2020 bis 20231 
(Niveau „vor Corona“). Abbildung  1 vergleicht die 
aktuelle Entwicklung der Steuereinnahmen mit 
der vorangegangenen Schätzung für den Stabili-
tätsrat im Dezember 2019. Dabei ist eine deutliche 
Parallelverschiebung der Entwicklung der Steu-
ereinnahmen hin zu einem abgesenkten Pfad er-
kennbar, d. h., es stehen dauerhaft geringere Steu-
ereinnahmen zur Verfügung als vor der Krise 
erwartet.

Mit dem Auslaufen verschiedener Stützungsmaß-
nahmen des Bundes und der Länder werden die 
Ausgaben in den Jahren 2022 und 2023 zurückge-
hen. Dies schlägt sich vor allem in den Positionen 
Zahlungen an Verwaltungen und Sonstige Ausga-
ben in der Tabelle  1 nieder, während Sachinvesti-
tionen in den folgenden Jahren auf hohem Niveau 
fortgesetzt werden. Ab dem Jahr 2024 nehmen die 

1  Siehe http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20211011 
(20. Sitzung 12/2019 Defizitobergrenze Beschluss und 
Unterlagen).

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts 2020 bis 2025

2020 2021 2022 2023 2024 2025 2021 2022 2023 2024 2025

in Mrd. € Veränderung in % gegenüber Vorjahr

I. Ausgaben

Personalausgaben 298,2 307 318 325 332 339 3 3 ½ 2 2 2 

Laufender Sachaufwand 180,9 194 197 ½ 189 ½ 186 187 7 ½ 1 ½ -4 -2  ½ 

Zinsausgaben an andere 
Bereiche

27,0 25 31 33 32 ½ 31 -6 ½ 23 6 -1 ½ -4 

Sachinvestitionen 69,1 75 ½ 76 76 76 ½ 78 ½ 9 ½  ½  ½  ½ 3 

Zahlungen an andere 
Verwaltungen¹

154,7 168 154 ½ 149 156 ½ 159 ½ 8 ½ -8 -3 ½ 5 2 

Sonstige Ausgaben 359,1 474 367 337 ½ 335 ½ 339 ½ 32 -22 ½ -8 - ½ 1 

Insgesamt 1.088,9 1.244 1.143 ½ 1.110 1.119 ½ 1.135 14 -8 -3 1 1 ½ 

II. Einnahmen

Steuern 739,2 773 ½ 814 851 888 921 4 ½ 5 ½ 4 ½ 4 ½ 3 ½ 

Sonstige Einnahmen 188,8 198 207 ½ 204 199 ½ 218 5 5 -1 ½ -2 9 

Insgesamt 928,0 971 1021 ½ 1.055 1.087 ½ 1.139 4 ½ 5 3 ½ 3 4 ½ 

III. Finanzierungssaldo -160,9 -273 -122 -55 -32 4 

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Verrechnungsverkehr und Zahlungen an Sozialversicherungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 1

https://www.stabilitaetsrat.de/DE/Beschluesse-und-Beratungsunterlagen/20191213_20.Sitzung/Sitzung20191213_node.html (20
https://www.stabilitaetsrat.de/DE/Beschluesse-und-Beratungsunterlagen/20191213_20.Sitzung/Sitzung20191213_node.html (20
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Steuereinnahmen des öffentlichen Gesamthaushalts  –
Vergleich mit dem Niveau „vor Corona“
in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Abbildung 1

Ausgaben des öffentlichen Gesamthaushalts ins-
gesamt wieder leicht zu. Die Ausgaben werden 
im Projektionszeitraum deutlich über dem im 
Jahr 2019 erwarteten Niveau der Jahre 2021 bis 2023 
liegen (s. a. Abbildung 2). Die Abbildungen 1 und 2 

zusammen betrachtet zeigen, dass nach derzei-
tigen Schätzungen aufgrund der Corona-Pande-
mie deutlich geringere Steuereinnahmen zur Ver-
fügung stehen werden als bei den Schätzungen vor 
der Pandemie im Jahr 2019 erwartet.
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2020 (Ist) 2021 (Soll)

I. Haushaltswirksame Maßnahmen 316,1 251,7

 A. Bund 179,8 213,0

 B. Länderhaushalte und Gemeinden 107,5 24,7

 C. Sozialversicherungen 28,8 14,0

II. Garantien1 833,3

1  Der Gewährleistungsrahmen im Haushaltsgesetz 2021 ist im Vergleich zu 2020 unverändert. Die Übernahme von Garantien ist nicht 
haushaltswirksam. Erst die Inanspruchnahme würde haushaltwirksam.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Die Situation der Haushalte von Bund und Ländern 
stellt sich in der Projektion unterschiedlich dar. Ur-
sache hierfür ist, dass die finanziellen Folgen der 
Maßnahmen, die zur Bekämpfung der Pandemie 

einschließlich zur Konjunkturstützung ergriffen 
worden sind, ab dem Jahr 2021 fast ausschließlich 
vom Bund getragen werden (s. a. Tabelle 2).

Volumen der Maßnahmen zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie
in Mrd. Euro

Ausgaben des öffentlichen Gesamthaushalts –
Vergleich mit dem Niveau „vor Corona“
in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Bund und Extrahaushalte des 
Bundes

Vom Finanzierungsdefizit des öffentlichen Ge-
samthaushalts entfallen in den Jahren 2020 bis 2024 
rund drei Viertel auf den Bund (Bundeshaushalt, 
einschließlich Extrahaushalte). Im Jahr  2020 wur-
den mit zwei Nachtragshaushalten die finanziellen 
Voraussetzungen geschaffen, um die mit dem Kon-
junktur- und Krisenbewältigungspaket beschlos-
senen Maßnahmen zur Bekämpfung der Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie schnell und 
entschlossen umzusetzen. Gleichzeitig wurden In-
vestitionen in die Zukunft finanziell abgesichert. 
Der Finanzierungssaldo belief sich im Jahr 2020 auf 
-129,3 Mrd. Euro und war damit erstmals seit dem 
Jahr 2014 wieder negativ. Im laufenden Jahr steigt 
das Finanzierungsdefizit nochmals deutlich um 
rund 111 Mrd. Euro auf rund 240 Mrd. Euro an. Da-
bei erhöhen sich die Ausgaben um rund 25 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr. Die Zunahme der finanzi-
ellen Unterstützung für die Länder und Unterneh-
men sowie Zuweisungen an die Sozialversicherung 
haben einen wesentlichen Anteil daran. In diesem 
Jahr ist beispielsweise. vorgesehen, dass aus dem 
Bundeshaushalt z. B. Unternehmenshilfen in Höhe 
von 65  Mrd.  Euro bereitgestellt werden. Das sind 
rund 47 Mrd. Euro mehr, als vor einem Jahr für So-
fort- und Überbrückungshilfen verausgabt worden 
sind. Auch die investiven Zuweisungen aus Son-
dervermögen (SV) des Bundes an die Länder über-
schreiten das Vorjahresniveau voraussichtlich um 
5 ½ Mrd. Euro. So sind beispielsweise aus dem SV 
„Digitale Infrastruktur“ rund 2  ½  Mrd.  Euro hö-
here Ausgaben vorgesehen als vor einem Jahr. 
Hinzu kommen Mittel aus dem neu gegründeten 
SV „Aufbauhilfe 2021“ aus dem in diesem Jahr rund 
2 Mrd. Euro an von der Flutkatastrophe betroffene 
Länder und Gemeinden voraussichtlich abfließen 
sollen. Die Zahlungen an die Sozialversicherung 
werden gegenüber dem Jahr 2020 insbesondere für 
Leistungen des Bundes an den Gesundheitsfonds 
für von der COVID-19-Pandemie verursachte Be-
lastungen (rund +10 Mrd. Euro) und Zuweisungen 
des Bundesanteils an den Gesundheitsfonds für das 
Zukunftsprogramm Krankenhäuser in Höhe von 
3 Mrd. Euro ausgeweitet.

Die Einnahmen des Bundes, einschließlich seiner 
Extrahaushalte, steigen im Jahr  2021 gegenüber 
dem Jahr 2020 um rund 4 ½ Prozent, nachdem sie 
im Jahr  2020 noch um 8,8  Prozent gesunken wa-
ren. Darin enthalten sind bereits die Ergebnisse der 
Steuerschätzung vom Mai 2021 sowie die steuerli-
chen Gesetze, die erst nach dem vom Parlament be-
schlossenen Nachtragshaushalt  2021 beschlossen 
worden sind. Das ist insbesondere das „Gesetz zur 
erleichterten Umsetzung der Reform der Grund-
steuer und Änderung weiterer steuerrechtlicher 
Vorschriften“ (Grundsteuerreform-Umsetzungsge-
setz) mit einer Entlastung der Länder und Gemein-
den in Höhe von rund 5 ½ Mrd. Euro (Erstattungen 
aufgrund der Absenkung der Umsatzsteuersätze 
im 2.  Halbjahr  2020, Kompensation für die antei-
ligen Einnahmeausfälle von Ländern und Gemein-
den durch die Gewährung des Kinderbonus im 
Jahr  2021 sowie das Aktionsprogramm „Aufholen 
nach Corona“).

Im Jahr 2022 überwiegen die Ausgaben die Einnah-
men des Bundes trotz gegenüber dem Jahr  2021 
steigender Steuereinnahmen weiterhin deutlich. 
Dies ist auf höhere Ausgaben für z. B. Zuschüsse an 
den Gesundheitsfonds, Corona-Unternehmens-
hilfen, Beschaffung von Impfstoffen, dem Klima-
schutzsofortprogramm  2022 sowie für Investiti-
onen und zukunftsorientierte Maßnahmen im 
Rahmen des Konjunkturprogramms zur Überwin-
dung der wirtschaftlichen Folgen der Pandemie, 
wie insbesondere Ausgaben für die Gestaltung und 
Beschleunigung der Transformationsprozesse bei 
der Energiewende, Mobilität und Digitalisierung, 
zurückzuführen. Ab dem Jahr 2022 dürfte sich das 
Finanzierungsdefizit des Bundes aufgrund steigen-
der Steuereinnahmen und auslaufender temporä-
rer Stützungsmaßnahmen im Zusammenhang mit 
der Bekämpfung der Pandemie und aufgrund von 
Rückflüssen zuvor ausgereichter Darlehen beim 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds deutlich verrin-
gern. Trotz schwieriger Haushaltslage will der Bund 
nach der bisherigen Haushalts- und Finanzplanung 
seine Investitionsoffensive in den Jahren  2022 bis 
2025 fortsetzen. Die investiven Ausgaben des Bun-
des, einschließlich seiner Extrahaushalte, sind um 
durchschnittlich 30  Mrd.  Euro pro Jahr höher als 
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im Jahr  2019, also vor Beginn der Pandemie. Da-
rin enthalten sind allein durchschnittlich rund 
12 ½ Mrd. Euro pro Jahr, die aus dem Energie- und 
Klimafonds investiert werden sollen, insbesondere 
zur Förderung von Maßnahmen der Energieeffi-
zienz und erneuerbarer Energien im Gebäudebe-
reich sowie Zuschüsse zur Errichtung von Tank- 
und Ladeinfrastruktur.

Aus Sicht der Bundesregierung liegt weiterhin eine 
außergewöhnliche Notsituation vor, die sich der 
Kontrolle des Staats entzieht und die staatliche Fi-
nanzlage erheblich beeinträchtigt. Dies bedeutet, 
dass auch im Jahr 2022 die Ausnahmeregelung für 
außergewöhnliche Notsituationen nach Art.  115 
Abs. 2 Satz 6 Grundgesetz (GG) in Anspruch genom-
men werden soll. Die Entscheidung darüber obliegt 
dem Deutschen Bundestag.

Im von der Bundesregierung beschlossenen Fi-
nanzplan bis  2025 ist vorgesehen, die Obergrenze 
für die strukturelle Nettokreditaufnahme des Bun-
des ab dem Jahr 2023 wieder einzuhalten. Die Ein-
haltung der Regelgrenze ist jedoch zunächst nur 
mit Auflösung der Rücklage von insgesamt rund 
48,2  Mrd.  Euro bis zum Jahr  2025 und zusätz-
lich unter Berücksichtigung eines finanzpoliti-
schen Handlungsbedarfs im Jahr 2025 in Höhe von 
6,2 Mrd. Euro darstellbar. Der Ausweis eines Hand-
lungsbedarfs ist ein bereits mehrfach angewandtes 
Instrument. Es zeigt, dass es sowohl einer verbes-
serten Einnahmen- als auch Ausgabenentwicklung 
bedarf, um die verbleibende Lücke zur erlaubten 
Neuverschuldung zu schließen.

Die umfangreichen Unterstützungsmaßnahmen 
des Bundes für Beschäftigte, Unternehmen und 
Selbständige tragen dazu bei, die sich auf Länder- 
und Gemeindehaushalte auswirkenden wirtschaft-
lichen Folgen der Pandemie abzufedern. Der Bund 
hilft darüber hinaus den Ländern und Gemeinden, 
um deren wirtschaftlichen Handlungsspielraum zu 
erhalten. Unter anderem kompensiert er die Min-
dereinnahmen der Länder und Kommunen, die ih-
nen durch die befristete Senkung der Umsatzsteuer 
im 2.  Halbjahr  2020 und den Kinderbonus  2021 
(Drittes Corona-Steuerhilfegesetz) entstanden sind 

beziehungsweise entstehen werden. Nach einer 
einmaligen Erhöhung der Regionalisierungsmit-
tel um 2,5  Mrd.  Euro im vergangenen Jahr unter-
stützt der Bund die Länder erneut bei der Finan-
zierung des öffentlichen Personennahverkehrs mit 
einer Erhöhung der Regionalisierungsmittel um 
1 Mrd. Euro, die in den Jahren 2021 bis 2023 finanz-
wirksam werden. Die verbesserte Finanzierung der 
Verkehrsunternehmen trägt dazu bei, pandemiebe-
dingte finanzielle Nachteile abzufedern, damit der 
öffentliche Personennahverkehr in Umfang und 
Qualität aufrechterhalten werden kann. Der Bund 
stärkt die Finanzkraft der Kommunen insbeson-
dere, indem er dauerhaft den Bundesanteil an den 
Leistungen für Kosten der Unterkunft und Heizung 
in der Grundsicherung für Arbeitssuchende auf bis 
zu 74 Prozent ausgeweitet hat. Darüber hinaus ste-
hen den Ländern und Gemeinden  2020 und  2021 
insgesamt weitere 1  Mrd.  Euro aus dem  SV des 
Bundes zum qualitativen und quantitativen Aus-
bau der Kinderbetreuung sowie mit zusätzlich 
1,5 Mrd. Euro insgesamt 3,5 Mrd. Euro aus dem SV 
„Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsan-
gebote für Kinder im Grundschulalter“ zur Verfü-
gung. Außerdem können die Länder und Gemein-
den aus dem SV „Digitale Infrastruktur“ – über die 
für den Digitalpakt Schulen vorgesehenen Mittel 
hinaus  – Geld für die Sofortprogramme „Mobile 
Endgeräte Schüler“, „Lehrerlaptops“ und „IT-Admi-
nistratoren“ in Höhe von insgesamt 1,5 Mrd. Euro 
abrufen.

Länder und Gemeinden

Die Länderhaushalte einschließlich ihrer Extra
haushalte zeigen ebenfalls deutliche finanzielle Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie. Im Jahr 2020 
betrug der Finanzierungssaldo -33,5  Mrd.  Euro. 
Die Länder weisen im laufenden Jahr voraussicht-
lich noch ein hohes Finanzierungsdefizit von rund 
21 ½ Mrd. Euro auf. Zwar steigen die Steuereinnah-
men ab dem Jahr 2021 wieder, aber sie bleiben bis 
zum Jahr 2023 unter dem vor der Krise im Jahr 2019 
geschätzten Niveau. Bei steigenden Steuereinnah-
men um jahresdurchschnittlich 3  ½  Prozent und 
auslaufenden Stützungsmaßnahmen ist ab dem 

29



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Oktober 2021Mittelfristige Projektion der öffentlichen Haushalte für die Jahre 2021 bis 2025

Jahr  2022 mit einem schrittweisen Abbau des ne-
gativen Finanzierungssaldos zu rechnen, ein ausge-
glichener Haushalt der Länder insgesamt wäre wie-
der im Jahr 2025 erreicht.

Die Gemeinden, einschließlich ihrer Extrahaus-
halte, profitierten insbesondere im Jahr 2020 in er-
heblichem Umfang von den getroffenen Unter-
stützungsmaßnahmen des Bundes und der Länder. 
Hierzu zählen die Kompensation der Gewerbesteu-
erausfälle, die Erhöhung des Bundesanteils an den 
Kosten der Unterkunft in der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende sowie die Stabilisierung der Zah-
lungen der Länder im kommunalen Finanzaus-
gleich. Im Jahr  2020 ergab sich daher ein leichter 

Finanzierungsüberschuss von rund 2,0  Mrd.  Euro, 
womit sich die Haushaltslage der Gemeinden 
gegenüber dem Jahr  2019 allerdings um rund 
3,6  Mrd.  Euro verschlechterte. Ab dem Jahr  2021 
weisen jedoch auch die Gemeinden deutliche 
kassenmäßige Finanzierungsdefizite von rund 
11 ½ Mrd. Euro im Jahr 2021 und 12 Mrd. Euro im 
Jahr 2022 auf. Im Vergleich zum Jahr 2020 werden 
die finanziellen Mehrbelastungen der Gemeinden 
nicht vollständig durch erhöhte Zuweisungen von 
Bund und Ländern ausgeglichen. Ab dem Jahr 2023 
bildet sich das Finanzierungsdefizit allein durch die 
steigenden Einnahmen, vor allem den nun stärker 
steigenden Steuereinnahmen, zurück. Am Ende des 
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Finanzierungssalden von Bund, Ländern und Gemeinden 2021 bis 2025
in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Mittelfristige Projektion der öffentlichen Haushalte für die Jahre 2021 bis 2025

Projektionszeitraums im Jahr 2025 wird ein ausge-
glichener Haushalt erwartet.

Zu den in Abbildung 1 und Abbildung 2 dargestell-
ten Finanzierungssalden nach Ebenen vergleiche 
auch Abbildung 3.

Projektion des Staatshaushalts

Finanzierungssalden des Staats

Der Staatshaushalt (Bund, Länder, Gemeinden 
und Sozialversicherungen inklusive ihrer jeweili-
gen Extrahaushalte in den Kategorien der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen) wird im lau-
fenden Jahr voraussichtlich ein gesamtstaatliches 
Maastricht-Defizit von 7 ¼ Prozent des BIP aufwei-
sen nach einem Defizit von 4,3 Prozent des BIP im 
vergangenen Jahr. Der Anstieg in diesem Jahr ge-
genüber dem Jahr 2020 resultiert insbesondere aus 
der Erhöhung des Defizits beim Bund. Bei der De-
fizitquote des Bundes wird angenommen, dass die 
im Bundeshaushalt  2021 enthaltenen Ansätze für 
pandemiebedingte Mehrausgaben, wie insbeson-
dere für Corona-Unternehmenshilfen, voll ausge-
schöpft werden (s. a. Tabelle 3).

Im Jahr 2022 wird ein Rückgang des Maastricht-De-
fizits auf 3  ¼  Prozent des BIP erwartet. Die Ver-
besserung gegenüber dem Jahr  2021 ergibt sich 
im Wesentlichen aus den auslaufenden Coro-
na-Unternehmenshilfen und sonstigen temporä-
ren Mehrausgaben im Zusammenhang mit der 
Bekämpfung der Pandemie. Damit würde die im 
Europäischen Haushaltsüberwachungsverfahren 
festgelegte Obergrenze für das Maastricht-Defizit 

von 3 Prozent des BIP in der aktuellen Projektion 
überschritten werden. Ob es tatsächlich zu einer 
Überschreitung kommt, wird sich erst nach Ablauf 
des Jahres  2022 zeigen. Im Jahr  2023 liegt das ge-
samtstaatliche Finanzierungsdefizit bei 1  ½  Pro-
zent. Am Ende des Projektionszeitraums wird mit 
einem ausgeglichenen Haushalt gerechnet.

Zur Ermittlung des strukturellen Finanzierungs-
saldos wird der nominale Saldo um konjunk-
turelle Einflussfaktoren und Einmaleffekte ge-
mäß der EU-einheitlichen Methodik bereinigt. 
Die temporären Maßnahmen zur Bewältigung der 
COVID-19-Pandemie werden entsprechend den 
Vorgaben der Europäischen Kommission nicht als 
Einmaleffekte berücksichtigt und sind somit nicht 
in die Bereinigung eingeflossen. Dementsprechend 
lag der gesamtstaatliche strukturelle Finanzie-
rungssaldo im Jahr 2020 bei -1,8 Prozent des BIP. Im 
laufenden Jahr wird mit einem strukturellen Finan-
zierungsdefizit von 6 Prozent des BIP gerechnet. Ab 
dem Jahr  2022 wird das gesamtstaatliche struktu-
relle Defizit jährlich abgebaut. Die für Deutschland 
aus dem Fiskalvertrag gültige Obergrenze für den 
gesamtstaatlichen strukturellen Finanzierungs-
saldo von -0,5  Prozent des BIP, die im nationalen 
Recht im § 51 Abs. 2 Haushaltsgrundsätzegesetz als 
mittelfristiges Haushaltsziel verankert ist, würde 
im Jahr 2024 wieder erreicht werden. Am Ende des 
Projektionszeitraums im Jahr 2025 wäre der Staats-
haushalt strukturell ausgeglichen. Dabei wird da-
von ausgegangen, dass der im Jahr  2025 im Fi-
nanzplan des Bundes enthaltene Handlungsbedarf 
von rund 6,2 Mrd. Euro gegebenenfalls umgesetzt 
wird. Auch ohne die Umsetzung des Handlungsbe-
darfs wäre der strukturelle Finanzierungssaldo im 
Jahr 2025 ausgeglichen.
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In den Jahren 2021 und 2022 sind die Fiskalregeln 
des präventiven Arms des Europäischen Stabilitäts- 
und Wachstumspakts (SWP)2 ausgesetzt, ab dem 
Jahr  2023 sollen sie voraussichtlich wieder gelten. 
Mit dem erwarteten Abbau des gesamtstaatlichen 
strukturellen Finanzierungssaldos um mehr als 
½ Prozent des BIP pro Jahr ab dem Jahr 2023 wird 
der Richtwert der europäischen Haushaltsüberwa-
chung zum Abbau des strukturellen gesamtstaatli-
chen Defizits ab dem Jahr 2023 erfüllt.

Der präventive Arm des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts 
wurde mit einer Reform im Jahr 2005 einge-
führt. Kern dieser Reform war die Definition 
länderspezifischer Mittelfristiger Haushalts-
ziele (Medium Term Objectives, MTO). Das 
MTO beschreibt einen strukturellen, d. h. um 
konjunkturelle und temporäre Effekte be-
reinigten, gesamtstaatlichen Finanzierungs-
saldo, den Mitgliedstaaten über einen Kon-
junkturzyklus hinweg einhalten sollen. Der 
gesamtstaatliche strukturelle Finanzierungs-
saldo soll dabei nahezu ausgeglichen sein 
oder einen Überschuss aufweisen.

Der präventive Arm des SWP sieht ausdrücklich 
vor, dass das MTO, in Deutschland ein gesamtstaat-
licher Finanzierungssaldo von -0,5 Prozent des BIP, 
nach einer Abweichung erst schrittweise wieder 

2  Informationen über die nationale und die 
europäische Fiskalregeln finden sich unter 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20211012

erreicht werden muss. Demgegenüber muss die 
Schuldenbremse bei der Haushaltsaufstellung mit 
jedem neuen Haushalt bereits wieder eingehal-
ten werden, gemäß dem aktuellen Stand der Haus-
haltsplanung ab dem Jahr 2023.

Maastricht-Schuldenquote des 
Staates

In den Jahren  2012 bis  2019 ging die Schulden-
quote des Staates (Schuldenstand in Prozent des 
BIP) kontinuierlich zurück. Zum Ende des Jah-
res  2019 sank der Schuldenstand in Relation zum 
BIP auf 58,9 Prozent des BIP. Damit wurde der Re-
ferenzwert des Maastricht-Vertrags von 60  Pro-
zent des BIP erstmals seit dem Jahr  2002 wieder 
unterschritten. 

Im Jahr 2020 erhöhte sich die Schuldenstandsquote 
auf 68,7  Prozent des BIP. Infolge des gesamtstaat-
lichen Defizits von 7  ¼  Prozent des BIP wird die 
Maastricht-Schuldenstandsquote nach aktueller 
Projektion im laufenden Jahr nochmals steigen, auf 
voraussichtlich rund 72 ¼ Prozent des BIP. Bereits 
im Jahr  2022 würde die Schuldenquote dann auf 
rund 71 ¼ Prozent des BIP zurückgehen. Am Ende 
des Projektionszeitraums liegt die Schuldenquote 
bei 67 ¼ Prozent des BIP (s. a. Tabelle 3). Der Anstieg 
der Schuldenstandsquote infolge der Corona-Pan-
demie von 58,9  Prozent des BIP im Jahr  2019 auf 
voraussichtlich 72 ¼ Prozent des BIP im Jahr 2021 
wird somit deutlich geringer sein als infolge der 
Wirtschafts- und Finanzkrise mit einer Zunahme 
von 65,7 Prozent des BIP im Jahr 2008 auf 82,0 Pro-
zent des BIP im Jahr 2010.
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Mittelfristige Projektion der öffentlichen Haushalte für die Jahre 2021 bis 2025

Finanzierungssalden und Schuldenstand des Staates
in Prozent des BIP

Tabelle 3

Fazit

Die gute Haushaltslage vor Ausbruch der Pan-
demie hat Deutschland in die Lage versetzt, ent-
schlossen und kraftvoll auf die Corona-Krise re-
agieren zu können. Die aktuelle Wirtschaftslage 
sowie die Frühjahrsprojektion der Bundesregie-
rung zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung bis 
zum Jahr 2025 zeigen, dass die Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie ihre gewünschte Wirkung entfaltet haben 
beziehungsweise weiter entfalten werden und zu 
einer gesamtwirtschaftlichen Erholung beitragen.

Ab dem Jahr  2023 sollen voraussichtlich die Fis-
kalregeln des SWP wieder gelten. Mit dem erwar-
teten Abbau des gesamtstaatlichen strukturellen 

Finanzierungssaldos um mehr als ½  Prozent des 
BIP pro Jahr ab 2023 wird der Richtwert der euro-
päischen Haushaltsüberwachung zum Abbau des 
strukturellen gesamtstaatlichen Defizits ab dem 
Jahr 2023 eingehalten. Die aktuelle Finanzplanung 
sieht vor, dass der Bundeshaushalt ebenfalls ab 
dem Jahr 2023 die Kreditobergrenze der Schulden-
bremse gemäß Art. 115 Abs. 2 Grundgesetz wieder 
einhalten wird. Aufgrund der Bundestagswahl ist 
der Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2022 
noch nicht vom Parlament beschlossen.Die neue 
Bundesregierung wird üblicherweise auf der Basis 
des ersten Entwurfs der alten Bundesregierung ei-
nen neuen, überarbeiteten Regierungsentwurf er-
stellen, der dann vom Deutschen Bundestag bera-
ten und beschlossen wird.
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2020 2021 2022 2023 2024 2025

Struktureller Finanzierungssaldo -1,8 -6 -3 ¼ -1 ¼ - ¼ 0 

Finanzierungssaldo (Maastricht) -4,3 -7 ¼ -3 ¼ -1 ½ - ½ 0 

davon:

Bund -2,6 -5 ½ -2 ½ - ¾ - ½ 0 

Länder -0,9 - ½ - ¼ 0 0 0 

Gemeinden 0,2 - ¼ - ¼ - ¼ 0 0 

Sozialversicherungen -1,0 -1 ¼ - ½ - ½ 0 0 

Schuldenstand (Maastricht) 68,7 72 ¼ 71 ¼ 70 ½ 69 67 ¼ 

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
Werte im Projektionszeitraum auf ¼ Prozent des BIP gerundet.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Ergebnisse der steuerlichen Betriebsprüfung 
der Länder im Jahr 2020

	● Auf der Grundlage von Meldungen der Länder erstellt das BMF jährlich eine Statistik über die 
Ergebnisse der steuerlichen Betriebsprüfung der Länder.

	● In den Betriebsprüfungen der Länder waren im Jahr 2020 bundesweit 12.664 Prüferinnen und 
Prüfer tätig. Es wurde ein Mehrergebnis von rund 11,2 Mrd. Euro festgestellt.

	● Von den 8.409.661 Betrieben, die in der Betriebskartei der Finanzämter erfasst sind, wurden 
152.649 Betriebe geprüft. Dies entspricht einer Prüfungsquote von 1,8 Prozent im Durchschnitt. 
Bei den Großunternehmen betrug die Quote 17,4 Prozent.

	● Ferner wurden 6.151 Prüfungen in sonstigen Fällen vorgenommen, u. a. bei Steuerpflichtigen mit 
bedeutenden Einkünften beziehungsweise bei Verlustzuweisungsgesellschaften oder Bauherren-
gemeinschaften.

Die Betriebsprüfung

Die Betriebsprüfung ist ein Teil des Außenprü-
fungsdiensts der Steuerverwaltung der Länder. Sie 
ist für die Finanzbehörden der Länder ein wesentli-
ches Instrument, mit dem sie ihre Aufgabe erfüllen, 
die Steuern nach Maßgabe der Gesetze festzuset-
zen und zu erheben. Sie hat die für die Bemessung 
der Steuern maßgebenden Besteuerungsgrundla-
gen zugunsten wie auch zuungunsten der Steuer-
pflichtigen zu prüfen. Die Betriebsprüfung ist eine 
abschließende, nachträgliche Überprüfung des 
Steuerfalls und bezieht sich auf bestimmte Steuer-
arten und bestimmte Besteuerungszeiträume. Au-
ßenprüfungen sind bei Steuerpflichtigen zulässig, 
die einen gewerblichen oder land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieb unterhalten, die freiberuf-
lich tätig sind oder sogenannte bedeutende Ein-
künfte erzielen. Bei den übrigen Steuerpflichtigen 
sind Außenprüfungen insbesondere dann zulässig, 
wenn für die Besteuerung erhebliche Verhältnisse 
der Aufklärung bedürfen und eine Prüfung im Fi-
nanzamt nach Art und Umfang des zu prüfenden 
Sachverhalts nicht zweckmäßig ist.

Im folgenden Beitrag wird ausschließlich das Er-
gebnis der steuerlichen Betriebsprüfung der Län-
der dargestellt.

Das BMF erstellt jährlich auf der Grundlage von 
Meldungen der Länder eine Statistik über die Er-
gebnisse der steuerlichen Betriebsprüfung. Die Sta-
tistik umfasst ausschließlich die von den Ländern 
verwalteten Besitz- und Verkehrsteuern. Nicht be-
rücksichtigt werden somit die Einfuhrumsatz-
steuer, die Zölle und speziellen Verbrauchsteuern 
sowie die Gemeindesteuern.

Besitzsteuern 
knüpfen an den Ertrag beziehungsweise das 
Einkommen (z. B. Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer) oder das Ver-
mögen (z. B. Erbschaftsteuer) an. 
 
Verkehrsteuern 
sind Steuern, die Vorgänge des Rechts- 
und Wirtschaftsverkehrs erfassen 
(z. B. Umsatzsteuer).
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Ergebnisse der steuerlichen Betriebsprüfung der Länder im Jahr 2020

Für Zwecke der Außenprüfung werden die Steuer-
pflichtigen in folgende Größenklassen eingeteilt:

	● Großbetriebe (G),

	● Mittelbetriebe (M),

	● Kleinbetriebe (K),

	● Kleinstbetriebe (Kst).

Die Einordnung in die Größenklassen erfolgt stich-
tagsbezogen in der Regel alle drei Jahre. Die ab dem 
1. Januar 2019 gültigen Abgrenzungsmerkmale für 
die Größenklassen hat das BMF mit Schreiben vom 
13. April 2018 (Bundessteuerblatt I S. 614) bekannt-
gegeben. Die für die einzelnen Betriebsarten im 
Jahr  2019 geltenden Abgrenzungsmerkmale sind 
der Tabelle  1 zu entnehmen. Betriebe, welche die 
vorgegebenen Grenzen gemäß der Abgrenzungs-
merkmale nicht erreichen, werden als Kleinstbe-
triebe (Kst) bezeichnet.

Einheitliche Abgrenzungsmerkmale für den 23. Prüfungsturnus (1. Januar 2019) Tabelle 1

Betriebsart¹
Betriebsmerkmale

in Éuro

Großbetriebe 
(G)

Mittelbetriebe 
(M)

Kleinbetriebe 
(K)

über

Handelsbetriebe
(H)

Umsatzerlöse
oder

steuerlicher Gewinn

8.600.000

335.000

1.100.000

68.000

210.000

44.000

Fertigungsbetriebe
(F)

Umsatzerlöse
oder

steuerlicher Gewinn

5.200.000

300.000

610.000

68.000

210.000

44.000

Freie Berufe
(FB)

Umsatzerlöse
oder

steuerlicher Gewinn

5.600.000

700.000

990.000

165.000

210.000

44.000

Andere Leistungsbetriebe
(AL)

Umsatzerlöse
oder

steuerlicher Gewinn

6.700.000

400.000

910.000

77.000

210.000

44.000

Kreditinstitute
(K)

Aktivvermögen
oder

steuerlicher Gewinn

175.000.000

670.000

42.000.000

230.000

13.000.000

57.000

Versicherungsunternehmen
Pensionskassen (V)

Jahresprämieneinnahmen 36.000.000  6.000.000  2.200.000 

Unterstützungskassen (U) alle

Land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe
(LuF)

Umsatzerlöse
oder

steuerlicher Gewinn

1.200.000

185.000

610.000

68.000

210.000

44.000

sonstige Fallart
(soweit nicht unter den 
Betriebsarten erfasst)

Erfassungsmerkmale Erfassung in der Betriebskartei
als Großbetrieb

Verlustzuweisungs
gesellschaften (VZG) und 
Bauherrengemeinschaften (BHG)

Personenzusammenschlüsse und 
Gesamtobjekte i. S. d. Nr. 1.2 und 1.3 des 

BMF-Schreibens vom 13. Juli 1992, IV A 5 – 
S 0361 ‑ 19/92 (BStBl I S. 404)

alle

Bedeutende steuerbegünstigte 
Körperschaften und 
Berufsverbände (BKÖ)

Summe der Einnahmen über 6.000.000

Fälle mit bedeutenden Einkünften 
(bE)

Summe der positiven Einkünfte gemäß  
§ 2 Abs. 1 Nr. 4 bis 7 EStG

(keine Saldierung mit negativen Einkünften)

über 500.000

1  Mittel-, Klein- und Kleinstbetriebe, die zugleich die Voraussetzungen für die Behandlung als sonstige Fallart erfüllen, sind nur dort zu 
erfassen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Tabelle 2

Anzahl der Betriebe und 
geprüfte Betriebe

Im Jahr  2020 waren in der Betriebskartei der Fi-
nanzämter 8.409.661  Betriebe erfasst, von denen 
152.649  Betriebe geprüft wurden. Dies entspricht 
einer Prüfungsquote von 1,8 Prozent (s. a. Tabelle 2).

Prüfungszeitraum

Bei Großbetrieben soll der jeweilige Prüfungszeit-
raum an den vorhergehenden anschließen, um 
eine durchgehende Prüfung sämtlicher Veranla-
gungszeiträume zu erreichen. Für die übrigen Be-
triebe ist vorgesehen, dass ein Prüfungszeitraum in 
der Regel nicht mehr als drei zusammenhängende 
Besteuerungszeiträume umfasst. Um eine effektive 
Betriebsprüfung zu erreichen, werden die zu prü-
fenden Betriebe unter Risikogesichtspunkten aus-
gewählt. Das heißt, Großbetriebe werden grund-
sätzlich lückenlos geprüft, andere Betriebe gezielt. 
In Großbetrieben, bei denen im Jahr  2020 eine 
Außenprüfung abgeschlossen wurde, umfasste 
der Prüfungszeitraum durchschnittlich 3,3  Ver-
anlagungsjahre, während er sich bei Mittel- und 
Kleinbetrieben auf 3,0  Veranlagungsjahre und bei 
Kleinstbetrieben auf 2,9 Veranlagungsjahre belief.

Prüfereinsatz und Mehrergeb-
nis der Betriebsprüfung

In den Betriebsprüfungen der Länder waren im 
Jahr  2020 bundesweit 12.664  Prüferinnen und 
Prüfer tätig. Es wurde ein Mehrergebnis von rund 
11,2  Mrd.  Euro festgestellt. 7,9  Mrd.  Euro Mehrer-
gebnis entfielen auf die Prüfung von Großbetrie-
ben. Die Prüfung der Kleinstbetriebe erbrachte ein 
Mehrergebnis von 1,0 Mrd. Euro (s. a. Abbildung 1).

Das Mehrergebnis, 
das durch die Betriebsprüfungen festgestellt 
wurde, ist nicht mit dem haushaltswirksamen 
Mehraufkommen gleichzusetzen. Das festge-
stellte Mehrergebnis dient der statistischen 
Darstellung der Arbeitsergebnisse der Be-
triebsprüfung. Das Herausrechnen von nach 
Abschluss der Betriebsprüfung erforderli-
chen Änderungen – z. B. wegen des Ausgangs 
oft langjähriger Rechtsbehelfs- oder Kla-
geverfahren, der Zahlungsbereitschaft oder 
auch der Zahlungsmöglichkeiten der Steuer-
pflichtigen – nur aus statistischen Gründen 
wäre zu aufwendig und würde der zeitnahen 
periodengerechten statistischen Darstellung 
der Arbeitsergebnisse der Betriebsprüfung 
entgegenstehen.

Anzahl der Betriebe nach Größenklassen  
im Berichtszeitraum 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020

Größenklasse

gesamt darunter geprüft

Anzahl Anzahl
Anteil 

in Prozent

Großbetriebe (G) 196.211 34.164 17,4 

Mittelbetriebe (M) 820.030 40.594 4,9 

Kleinbetriebe (K) 1.253.383 29.382 2,3 

Kleinstbetriebe (Kst) 6.140.037 48.509 0,8 

Summe 8.409.661 152.649 1,8 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Ergebnisse der steuerlichen Betriebsprüfung der Länder im Jahr 2020

Den größten Anteil am Mehrergebnis für das 
Jahr 2020 insgesamt haben die Gewerbesteuer mit 
23,4  Prozent beziehungsweise 2,6  Mrd.  Euro und 
die Einkommensteuer mit 20,6  Prozent bezie-
hungsweise 2,3 Mrd. Euro (s. a. Abbildung 2). Dane-
ben haben die Körperschaftsteuer mit 20,4 Prozent 
und die Umsatzsteuer mit 13,7 Prozent einen we-
sentlichen Anteil am Mehrergebnis. Auf die sonsti-
gen Steuern entfällt ein Anteil von 7,3 Prozent.

Das Mehrergebnis im Bereich der Zinsen nach 
§ 233a Abgabenordnung (AO) beträgt 1,6 Mrd. Euro 
(14,5 Prozent).

Mehrergebnis nach Größenklassen im Fünfjahresvergleich
in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Verzinsung nach §  233a  AO (Vollverzinsung) 
schafft einen Ausgleich dafür, dass die Steuern 
trotz des gleichen gesetzlichen Entstehungszeit-
punkts zu unterschiedlichen Zeitpunkten festge-
setzt und erhoben werden. Insbesondere bei Steu-
erpflichtigen, die einer Außenprüfung unterliegen, 
ergibt sich zwischen dem Entstehungszeitpunkt 
der Steuer und der Fälligkeit der abschließenden 
Zahlung nach einer Außenprüfung ein erheblicher 
Zeitraum. Der Zinslauf beginnt 15  Monate nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer ent-
standen ist, und endet mit Ablauf des Tages, an dem 
die Steuerfestsetzung wirksam wird.

Im Jahr  2020 ist im Vergleich zum Vorjahr die 
Quote der geprüften Betriebe um 0,4 Prozent und 
das festgestellte Mehrergebnis um 4,0  Mrd.  Euro 
zurückgegangen. Die geringere Prüfquote sowie 
die damit im Zusammenhang stehenden Minder
einnahmen verglichen zum Vorjahr sind u.  a. auf 
die pandemischen Herausforderungen aufgrund 
SARS-CoV-2 zurückzuführen. Trotz der Bemühun-
gen der Finanzbehörden, Außenprüfungen wei-
terhin in angepasster Art und Weise stattfinden zu 
lassen, mussten dennoch die jeweiligen (lokalen) 
Gegebenheiten der Corona-Krise berücksichtigt 
werden. Dadurch konnte es zu Verzögerungen und 
Verschiebungen beabsichtigter und zur Unterbre-
chung laufender Außenprüfungen kommen.

Mehrergebnis nach Steuerarten im Fünfjahresvergleich
in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Verfolgung von Steuerstraftaten und 
Steuerordnungswidrigkeiten im Jahr 2020

	● Auf der Grundlage der Meldungen aller Länder erstellt das BMF jährlich eine Statistik über die 
Ergebnisse der Verfolgung von Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkeiten sowie über 
die Ergebnisse der Steuerfahndung.

	● Im Jahr 2020 wurden in den Bußgeld- und Strafsachenstellen der Finanzämter bundesweit 
insgesamt knapp 54.000 Strafverfahren wegen Steuerstraftaten bearbeitet. Zudem wurden 
rund 3.700 Bußgeldverfahren abgeschlossen und für die wichtigsten Tatbestände der Steuer-
ordnungswidrigkeiten Bußgelder in einer Gesamthöhe von circa 40 Mio. Euro festgesetzt.

	● Im selben Zeitraum erledigte die Steuerfahndung bundesweit insgesamt 34.000 Fälle. Dabei 
wurden Mehrsteuern in Höhe von rund 3,3 Mrd. Euro festgestellt und Freiheitsstrafen im Ge-
samtumfang von 1.288 Jahren verhängt.

Einleitung

Steuerhinterziehung oder andere Formen der Steu-
erstraftaten sind keine Kavaliersdelikte. Es sind 
Straftaten, die der Gemeinschaft die finanziellen 
Grundlagen entziehen. Steuereinnahmen sind not-
wendig, damit ein Staat seinen Aufgaben gerecht 
werden und funktionieren kann. Es ist ein Gebot 
der Gerechtigkeit, dass alle nach ihrer Leistungs-
fähigkeit und ihrem Einkommen einen angemes-
senen Anteil an den Steuerzahlungen tragen. Wer 
sich dem auf illegale Weise entzieht, handelt zu-
tiefst unsolidarisch.

Zu den in der Statistik erfassten Steuerstraftaten 
und diesen gleichgestellten Straftaten gehört die 
Steuerhinterziehung nach §  370 der Abgabenord-
nung (AO) genauso wie z. B. die gewerbs- und ban-
denmäßige Schädigung des Umsatzsteueraufkom-
mens nach § 26c des Umsatzsteuergesetzes (UStG). 
Diese Taten werden in der Regel mit einer Geld- 
oder Freiheitsstrafe geahndet.

Steuerordnungswidrigkeiten sind demgegenüber 
Zuwiderhandlungen, die nach den Steuergesetzen 
mit einer Geldbuße geahndet werden können, wie 
z. B. die leichtfertige Steuerverkürzung (Leichtfer-
tigkeit) nach § 378 AO oder die Gefährdung von Ab-
zugsteuern nach § 380 AO.

Leichtfertigkeit 
ist eine besondere Form der Fahrlässigkeit 
und liegt vor, wenn jemand in besonders gro-
ßem Maße gegen Sorgfaltspflichten verstößt 
und ihm dieser Verstoß besonders vorzuwer-
fen ist, weil er die Folgen leicht hätte vorher-
sehen und vermeiden können.
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Anzahl der von Bußgeld- und Strafsachenstellen abgeschlossenen Strafverfahren
nach Ergebnissen

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Im Folgenden werden die Ergebnisse der Verfol-
gung von Steuerstraftaten und Steuerordnungs-
widrigkeiten im Jahr  2020 dargestellt. In den Sta-
tistiken werden die von den Ländern verwalteten 
Besitz- und Verkehrsteuern erfasst.

Besitzsteuern knüpfen an den Ertrag be-
ziehungsweise das Einkommen (z. B. Ein-
kommensteuer, Körperschaftsteuer, Ge-
werbesteuer) oder das Vermögen (z. B. 
Erbschaftsteuer) an.

Verkehrsteuern 
sind Steuern, die Vorgänge des Rechts- 
und Wirtschaftsverkehrs erfassen (z. B. 
Umsatzsteuer).

Arbeitsergebnisse der Buß
geld- und Strafsachenstellen

Soweit nicht die Staatsanwaltschaft zuständig ist, 
obliegt die Ermittlung und Verfolgung von Steu-
erstraftaten und Steuerordnungswidrigkeiten den 
Bußgeld- und Strafsachenstellen der (Landes-)Fi-
nanzämter. Sie entscheiden über die Einleitung so-
wie die Einstellung eines Steuerstraf- oder Buß-
geldverfahrens, können Strafbefehle beantragen, 
die Strafsache gegebenenfalls an die zuständige 
Staatsanwaltschaft abgeben und auch Bußgeldbe-
scheide erlassen.

Verfolgung von Steuerstraftaten

Im Jahr 2020 wurden von den Bußgeld- und Straf-
sachenstellen der Finanzämter bundesweit insge-
samt 53.977 Strafverfahren abgeschlossen.
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Unter den 20.096  eingestellten Steuerstrafverfah-
ren nach § 170 Abs. 2 Strafprozessordnung  (StPO) 
sind 5.770  Verfahren nach Selbstanzeigen wegen 
Steuerhinterziehung mit einem hinterzogenen Be-
trag bis 25.000 Euro enthalten. In weiteren 331 Fäl-
len erfolgte ein Absehen von der Verfolgung in be-
sonderen Fällen, und zwar gegen Zahlung eines 
Geldbetrags an die Staatskasse von insgesamt circa 
6,4  Mio.  Euro. Die 12.689  Einstellungen der Steu-
erstrafverfahren bei Erfüllung von Auflagen und 
Weisungen nach § 153a StPO waren mit Geldaufla-
gen in Höhe von 52,8 Mio. Euro verbunden.

Von den Staatsanwaltschaften und Gerichten wur-
den im gleichen Zeitraum 11.592  Strafverfahren 
rechtskräftig abgeschlossen.

Absehen von der Verfolgung in besonderen 
Fällen 
Hierbei handelt es sich um Selbstanzei-
gen wegen Steuerhinterziehung mit einem 
hinterzogenen Steuerbetrag von mehr als 
25.000 Euro. Von der Strafverfolgung wird 
gemäß § 398a AO abgesehen, wenn der 
Steuerpflichtige – zusätzlich zur Nachent-
richtung der Steuer – einen Geldbetrag in 
folgender Höhe an die Staatskasse zahlt:

	● 10 Prozent der hinterzogenen Steuer, 
wenn der Hinterziehungsbetrag 100.000 Euro 
nicht übersteigt;

	● 15 Prozent der hinterzogenen Steuer, 
wenn der Hinterziehungsbetrag 100.000 Euro 
übersteigt und 1 Mio. Euro nicht übersteigt,

	● 20 Prozent der hinterzogenen Steuer, 
wenn der Hinterziehungsbetrag 1 Mio. Euro 
übersteigt.

Anzahl der von Staatsanwaltschaften und Gerichten abgeschlossenen Strafverfahren 
nach Ergebnissen

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Einstellungen der Steuerstrafverfahren durch 
die Staatsanwaltschaften und Gerichte bei Erfül-
lung von Auflagen und Weisungen nach § 153a StPO 
waren mit Geldauflagen von circa 23,0  Mio.  Euro 
verbunden. In 83  Fällen der Selbstanzeige mit ei-
nem hinterzogenen Betrag von jeweils mehr als 
25.000 Euro wurde gegen zusätzliche Zahlung eines 
Geldbetrags von insgesamt circa 6,3 Mio. Euro von 
der Strafverfolgung abgesehen.

Im Jahr  2020 ergingen 7.153  Urteile und Strafbe-
fehle wegen Steuerhinterziehung nach §  370  AO. 
Den verhängten Freiheits- und Geldstrafen lagen 
1,2 Mrd. Euro hinterzogene Steuern zugrunde.

Verfolgung der 
Steuerordnungswidrigkeiten

Neben den als Steuerstraftaten qualifizierten Delik-
ten haben die Bußgeld- und Strafsachenstellen der 
Finanzämter im Berichtszeitraum bundesweit ins-
gesamt 3.715 Bußgeldverfahren abgeschlossen.

Bußgelder werden insbesondere wegen leichtfer-
tiger Steuerverkürzung (§  378  AO), Steuergefähr-
dung (§  379  AO), Gefährdung der Abzugsteuern 
(§  380  AO), Schädigung des Umsatzsteueraufkom-
mens (§  26b  UStG) sowie wegen Verstößen gegen 
das Steuerberatungsgesetz (StBerG) und das Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten  (OWiG) festge-
setzt. Des Weiteren werden Bußgeldbescheide auch 
in Fällen der Einziehung des Werts von Taterträgen 
gemäß § 29a OWiG erlassen.

 Anzahl der rechtskräftig gewordenen Bußgeldbescheide
bezogen auf die wichtigsten Tatbestände der Steuerordnungswidrigkeiten

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Verfolgung von Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkeiten im Jahr 2020

Mit den rechtskräftig gewordenen Bußgeldbeschei-
den bezogen auf diese wichtigsten Tatbestände der 
Steuerordnungswidrigkeiten wurden Bußgelder 
in Höhe von 40,4 Mio. Euro festgesetzt. Der größte 
Teil  – 33,1  Mio.  Euro  – entfiel auf Verstöße gegen 
das OWiG. Den Bußgeldverfahren wegen leicht-
fertiger Steuerverkürzung, für die Bußgelder von 
insgesamt 2,2 Mio. Euro festgesetzt wurden, lagen 
verkürzte Steuerbeträge in Höhe von insgesamt 
100,9  Mio.  Euro zugrunde. Die Verfahren wegen 
Schädigung des Umsatzsteueraufkommens führ-
ten zu Bußgeldfestsetzungen von 0,8 Mio. Euro und 
basierten auf nicht oder nicht vollständig entrich-
teter Umsatzsteuer in Höhe von 137,4 Mio. Euro.

Ergebnisse der Steuerfahndung

Tätigkeitsgebiet der Steuerfahndung

Nicht alle Steuerpflichtigen kommen ihren steu-
erlichen Pflichten  – also der Erklärung ihrer Ein-
künfte  – im gesetzlich vorgeschriebenen Umfang 
nach. Haben Steuerpflichtige gegenüber der Fi-
nanzverwaltung vorsätzlich unvollständige oder 
unrichtige Angaben gemacht, sodass Steuern nicht 
in voller Höhe oder nicht rechtzeitig festgesetzt 
werden konnten, kann es sich um Steuerhinter-
ziehung handeln. In diesen sowie in anderen als 
Steuerstraftat definierten Fällen wird die Steuer-
fahndung tätig. Dabei handelt es sich um mit be-
sonderen Befugnissen ausgestattete Beschäftigte 
der Finanzbehörden.

Entsprechend der Verwaltungszuständigkeit sind 
die Länderbehörden für die Aufdeckung und Ver-
folgung von Steuerstraftaten beziehungsweise 
Steuerordnungswidrigkeiten im Bereich der Besitz- 
und Verkehrsteuern zuständig. In einigen Ländern 
ist die Steuerfahndung den Finanzämtern ange-
gliedert, in anderen Ländern wurden eigenständige 
Finanzämter für Steuerfahndung eingerichtet.

Die Steuerfahndungsdienste der Länder leisten ei-
nen wichtigen Beitrag zur Sicherung des Steuer-
aufkommens. Im Folgenden werden die Ergebnisse 

der Steuerfahndung der Länder für das Jahr  2020 
vorgestellt. Darin nicht enthalten sind die spezi-
ellen Verbrauchsteuern, die Einfuhrumsatzsteuer 
und steuerliche Nebenleistungen wie Kosten und 
Zinsen. Mehrergebnisse aufgrund von Selbstanzei-
gen sind in der Statistik ebenfalls nicht erfasst.

Anzahl der Ermittlungsfälle

Die Fahndungsstellen der Länder führen haupt-
sächlich Fahndungsprüfungen durch, sind aber in 
den vergangenen Jahren in hohem Maße auch mit 
der Erledigung von Amts- und Rechtshilfeersu-
chen beschäftigt. Amts- und Rechtshilfeersuchen 
werden von anderen Behörden an eine Fahndungs-
stelle gerichtet, um Amtshandlungen, wie die Be-
schaffung von Beweismitteln, für die ersuchende 
Behörde vornehmen zu lassen.

Im Jahr  2020 erledigten die Steuerfahndungen 
der Länder insgesamt 34.140  Prüfungen, davon 
25.526 Fahndungsprüfungen und 8.614 Prüfungen 
aufgrund nationaler und internationaler Amts- 
und Rechtshilfeersuchen.

Festgestellte Mehrergebnisse

Die Fahndungsprüfungen werden nach Vorliegen 
eines Anfangsverdachts eingeleitet. In den Fahn-
dungsprüfungen ermittelt die Steuerfahndung 
sämtliche Besteuerungsgrundlagen der betroffe-
nen Steuerpflichtigen, ungeachtet ihrer strafrecht-
lichen Relevanz. Im Strafverfahren werden dann 
die strafrechtlich relevanten Ermittlungsergeb-
nisse der Strafzumessung zugrunde gelegt. Statis-
tisch erfasst wurden für das Jahr 2020 die vorläufig 
festgestellten Mehrergebnisse der Steuerfahndung. 
Die Erfassung der vorläufigen Ergebnisse ermög-
licht eine periodengerechte Betrachtungsweise in 
Bezug auf die im Jahr abgeschlossenen Fahndungs-
prüfungen. Ausgewiesen werden sämtliche Ergeb-
nisse der Steuerfahndung, die in die Steuerfestset-
zung eingegangen sind, unabhängig davon, ob sie 
auch in die Strafzumessung eingegangen sind.
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Im Jahr 2020 wurden durch die Steuerfahndungs-
stellen der Länder Mehrergebnisse von insgesamt 
circa 3,3 Mrd. Euro festgestellt.

Einleitung und Abschluss von 
Strafverfahren

Auf der Grundlage von Ermittlungen der Steu-
erfahndung wurden im Jahr  2020 bundesweit 
10.952  Strafverfahren eingeleitet. Im Ergebnis der 
abgeschlossenen Strafverfahren haben die Gerichte 
sowohl Freiheitsstrafen von bundesweit 1.288 Jah-
ren als auch Geldstrafen in Höhe von insgesamt 
19,4 Mio. Euro verhängt.

In bestimmten Fällen sieht die Staatsanwaltschaft 
mit Zustimmung des zuständigen Gerichts von 
der Erhebung der öffentlichen Klage ab und er-
teilt dem Beschuldigten die Auflage, einen Geldbe-
trag zu zahlen (§ 153a StPO). Bundesweit wurden in 
diesen Fällen im vergangenen Jahr Geldbeträge von 
32,2 Mio. Euro festgesetzt.

Leichtfertige Verstöße gegen die Steuergesetze wer-
den mit einer Geldbuße gemäß dem OWiG geahn-
det. Im Jahr 2020 wurden Geldbußen in Höhe von 
24,8 Mio. Euro rechtskräftig festgesetzt.
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Höhe der vorläufig festgestellten Mehrergebnisse nach Steuerart
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Das Europäische Semester 2021

	● Das Europäische Semester dient der Überwachung, Koordinierung und Abstimmung der 
Haushalts-, Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union. Jedes Jahr analysiert die Europäische Kommission eingehend die wirtschaftliche und 
finanzielle Lage der Mitgliedstaaten. Das geschieht u. a. im Rahmen des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts und des Verfahrens zur Vermeidung und Korrektur makroökonomischer Ungleich-
gewichte. Im Vorfeld ihrer nationalen Haushaltsverfahren erhalten die Mitgliedstaaten dann 
entsprechende Empfehlungen.

	● Das Europäische Semester 2021 wich insbesondere durch den Start der Aufbau- und Resilienz-
fazilität (Recovery and Resilience Facility, RRF) stark von seinem etablierten Ablauf ab.

	● Auch in den nächsten Jahren wird die Umsetzung der RRF eine wesentliche Rolle im Europä
ischen Semester spielen.
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Ziel des Europäischen 
Semesters

Das Europäische Semester soll die wirtschafts-, fi-
nanz- und beschäftigungspolitische Koordinierung 
in der Europäischen Union (EU) zusammenführen 
und dazu beitragen, notwendige Reformen bes-
ser umzusetzen. Es soll helfen, die Konvergenz und 
Stabilität in der  EU sicherzustellen, solide öffent-
liche Finanzen zu gewährleisten, übermäßige ma-
kroökonomische Ungleichgewichte in der  EU zu 
verhindern und Strukturreformen zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen und nachhaltigem Wirtschafts-
wachstum sowie den Übergang zur Klimaneu
tralität zu fördern. Regelmäßige Beobachtungen 
dienen dazu, wirtschaftliche, ökologische und sozi-
ale Herausforderungen für die  EU und den Euro-
raum frühzeitig zu identifizieren und Fortschritte 
bei ihrer Bewältigung zu bewerten. Darauf aufbau-
end werden Empfehlungen ausgesprochen, die den 
Mitgliedstaaten helfen sollen, eine nachhaltige und 
wachstumsorientierte Politik umzusetzen. Tem-
porär bietet das Europäische Semester nun auch 
den Rahmen für die Umsetzung der RRF.

Das Aufbauinstrument Next 
Generation EU und die 
Aufbau- und Resilienzfazilität

Das temporäre Aufbauinstrument Next Ge-
neration  EU (NGEU) wurde zur Bewältigung 
der wirtschaftlichen und sozialen Folgen der 
COVID-19-Krise geschaffen. Es wird über eine 
Kreditaufnahme auf EU-Ebene finanziert und hat 
ein Volumen von bis zu 750 Mrd. Euro (zu Preisen 
von 2018). Die NGEU-Mittel müssen bis Ende 2023 
gebunden und bis Ende 2026 verausgabt sein. Zur 
Finanzierung des NGEU-Instruments wird die 
EU-Kommission ermächtigt, Anleihen im Na-
men der  EU zu begeben. Aus den NGEU-Mitteln 
werden Zuschüsse für EU-Programme und Dar-
lehen für die Mitgliedstaaten finanziert. Die zur 
Finanzierung der Zuschüsse aufgenommenen Mit-
tel müssen bis spätestens zum Jahr 2058 über den 
EU-Haushalt zurückbezahlt werden. Ebenso müs-
sen die Mitgliedstaaten, die Darlehen in Anspruch 
nehmen, diese bis spätestens zum Jahr  2058 zu-
rückgezahlt haben.
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Größtes NGEU-Ausgabeninstrument ist die RRF. Sie 
ist mit einem Volumen von 672,5 Mrd. Euro (zu Prei-
sen von 2018) ausgestattet (bis zu 312,5 Mrd. Euro 
Zuschüsse und bis zu 360 Mrd. Euro Darlehen). Ziel 
der RRF ist es, den wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt der EU zu stärken und 
dabei insbesondere die Resilienz, Krisenvorsorge 
und Wachstumspotenziale der Mitgliedstaaten zu 
verbessern, die wirtschaftlichen und sozialen Aus-
wirkungen der Krise zu mildern, den Aufbau zu un-
terstützen und gleichzeitig den Klimaschutz und 
die Digitalisierung zu fördern. Die Verständigung 
auf die RRF war eines der zentralen Projekte unter 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft.

Um Mittel aus der RRF zu erhalten, müssen die 
Mitgliedstaaten nationale Aufbau- und Resilienz-
pläne (ARP) erstellen. Die ARP enthalten Pakete aus 
Reformen und Investitionen. Sie sollen insbeson-
dere die im Europäischen Semester identifizierten 
länderspezifischen Herausforderungen adressie-
ren und zum ökologischen und digitalen Wandel 
beitragen (mindestens 37 Prozent der Mittel sollen 
dem ökologischen Wandel und mindestens 20 Pro-
zent der Digitalisierung zufließen).

Mit offizieller Vorlage der ARP bei der EU-Kommis-
sion hat diese zwei Monate Zeit für eine umfassende 
Bewertung. Im Einvernehmen mit dem jeweili-
gen Mitgliedstaat kann dieser Zeitraum verlängert 
werden. Die Kommissionsvorschläge für Durch-
führungsbeschlüsse des Rats zur Billigung der Be-
wertung des jeweiligen ARP werden dann in den 
vorbereitenden Gremien vorgestellt und beraten. 
Über die Annahme der Pläne entscheidet abschlie-
ßend der Rat „Wirtschaft und Finanzen“ (ECOFIN) 
mit qualifizierter Mehrheit. Damit kann dann auch 
zeitnah die Vorfinanzierung (bis zu 13 Prozent der 
Mittel des jeweiligen ARP) ausgezahlt werden, in-
sofern diese vom entsprechenden Mitgliedstaat be-
antragt wurde. Die weitere Auszahlung der Mittel 

erfolgt dann jeweils bei Erreichen vorab festgeleg-
ter Meilensteine und Ziele bis zur vollständigen 
Umsetzung des ARP bis Ende des Jahres 2026.

In der Zeit vom 22. April 2021 bis 31. August 2021 
haben bereits 25 Mitgliedstaaten ihre ARP bei der 
EU-Kommission eingereicht. Bis zum 6.  Septem-
ber  2021 hat der ECOFIN die Durchführungsbe-
schlüsse von 18 ARP angenommen. Bei den bereits 
gebilligten Plänen muss der Fokus nun auf der ef-
fektiven Umsetzung liegen. Dies ist der Schlüssel zu 
einer raschen Erholung in der EU und wird zur Ver-
besserung des Wachstumspotenzials und der wirt-
schaftlichen und sozialen Widerstandsfähigkeit der 
Mitgliedstaaten beitragen.

Das Europäische 
Semester 2021

Das Europäische Semester 2021 enthielt eine Reihe 
temporärer Anpassungen, um den zeitlichen An-
forderungen für die Aufstellung der ARP Rechnung 
zu tragen. Die Länderberichte der EU-Kommission 
wurden durch eine Analyse des nationalen ARP er-
setzt, welche die EU-Kommission zusammen mit 
dem Entwurf der Durchführungsbeschlüsse des 
Rats zur Billigung der Bewertung des jeweiligen 
ARP vorlegt. Der Warnmechanismusbericht des 
makroökonomischen Ungleichgewichteverfah-
rens (Macroeconomic Imbalance Procedure, MIP) 
verzichtete auf die Auswahl weiterer Länder. Statt-
dessen wurde darin lediglich die Fortführung der 
vertieften Analyse für diejenigen Mitgliedstaaten 
angekündigt, denen bereits in den Vorjahren ein 
Ungleichgewicht bescheinigt worden war. Zudem 
hat die EU-Kommission in diesem Semesterzyklus 
nur haushaltspolitische Empfehlungen formuliert. 
Die Umsetzung der strukturellen Empfehlungen 
aus den Jahren 2019 und 2020 wird aber weiterhin 
überwacht. Basierend auf der Frühjahrsprognose 
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der EU-Kommission wird die allgemeine Aus-
weichklausel der europäischen Fiskalregeln im 
Jahr 2022 weiter angewendet. Die EU-Kommission 
entschied sich zudem dazu, zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt im Rahmen der finanzpolitischen Über-
wachung keine Defizitverfahren einzuleiten.

Gleichzeitig haben die länderspezifischen Emp-
fehlungen insgesamt aber eine höhere politische 
Aufmerksamkeit erhalten, da alle oder ein we-
sentlicher Teil der Empfehlungen durch die ARP 
adressiert werden müssen. Damit wird die Um-
setzung von länderspezifischen Empfehlungen 
erstmalig auch direkt an die Bereitstellung von 
EU-Mitteln geknüpft.

Die allgemeine Ausweichklausel 
versetzt die Mitgliedstaaten in die Lage, im 
Rahmen der präventiven und korrektiven 
Verfahren des Stabilitäts- und Wachstums
pakts (SWP) haushaltspolitische Maßnah-
men zu ergreifen, die es ermöglichen, einer 
Krisensituation angemessen zu begegnen. Im 
Zusammenhang mit der präventiven Kom-
ponente in Art. 5 Abs. 1 und Art. 9 Abs. 1 der 
Verordnung (EG) 1466/97 heißt es: „[...] bei 
einem schweren Konjunkturabschwung im 
Euro-Währungsgebiet oder in der Union ins-
gesamt kann den Mitgliedstaaten gestat-
tet werden, vorübergehend von dem Anpas-
sungspfad in Richtung auf das mittelfristige 
Haushaltsziel [...] abzuweichen, vorausge-
setzt, dies gefährdet nicht die mittelfristi-
ge Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen“. 
Im Hinblick auf die korrektive Komponen-
te ist festgelegt, dass der Rat der EU im Fal-
le eines schweren Konjunkturabschwungs im 
Euro-Währungsgebiet oder in der Union ins-
gesamt auf Empfehlung der EU-Kommissi-
on beschließen kann, einen überarbeiteten 
haushaltspolitischen Kurs festzulegen.

Die jährliche Strategie für 
nachhaltiges Wachstum

Am 17.  September  2020 veröffentlichte die 
EU-Kommission ihre jährliche Strategie für nach-
haltiges Wachstum  2021 (Annual Sustainable 
Growth Strategy, ASGS) und zog damit die Eröff-
nung des Europäischen Semesters  2021 vor. Nor-
malerweise erfolgt die Vorlage des ASGS im Novem-
ber als Teil des Herbstpakets. In der ASGS benennt 
die EU-Kommission die wichtigsten finanz-, wirt-
schafts- und beschäftigungspolitischen Heraus-
forderungen für die EU im kommenden Jahr und 
empfiehlt Maßnahmen zu deren Bewältigung. In 
der ASGS 2020 hatte die EU-Kommission eine neue 
Wachstumsstrategie auf der Grundlage des europä-
ischen Grünen Deals und des Konzepts der wett-
bewerbsfähigen Nachhaltigkeit auf den Weg ge-
bracht. Die ASGS 2021 setzte die letztjährige ASGS 
fort. Die darin genannten vier Dimensionen – öko-
logische Nachhaltigkeit, Produktivität, Gerechtig-
keit und makroökonomische Stabilität  – dienten 
weiterhin als Leitprinzipien, an denen sich die ARP 
der Mitgliedstaaten ausrichten sollten. Mit Vorlage 
der ASGS  2021 präsentierte die EU-Kommission 
nicht nur ihre Strategie zur wirtschaftlichen Erho-
lung nach der COVID-19-Krise, sondern auch die 
oben genannten temporären Anpassungen für den 
Semesterzyklus 2021, um die Fristensetzungen des 
ARF- und des Semesterprozesses miteinander zu 
vereinen und Dopplungen zu vermeiden.

Am 6. November 2020 nahm der ECOFIN und am 
23. November 2020 der Rat für Beschäftigung, So-
ziales, Gesundheit und Verbraucherschutz Schluss-
folgerungen zur ASGS  2021 an. Darin wurde die 
Fortschreibung der Prioritäten der ASGS 2020 be-
grüßt. Die temporären Anpassungen im Semes-
terprozess 2021 wurden vor dem Hintergrund der 
Implementierung der ARF durch die Mitglied-
staaten bestätigt. Zugleich wurde betont, dass eine 
Rückkehr zu den etablierten Prozessen schnellst-
möglich erfolgen solle und insbesondere die ho-
rizontalen, multilateralen Diskussionen im struk-
turpolitischen Bereich weiterhin von Bedeutung 
seien. Außerdem wurde die Fortführung der geziel-
ten und befristeten fiskalischen Unterstützung im 
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Jahr 2021 bestätigt, wobei gleichzeitig die Wahrung 
der Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen betont 
wurde.

Das Herbstpaket der Europäischen 
Kommission

Am 18. November 2020 präsentierte die EU-Kom-
mission ihr sogenanntes Herbstpaket. Es enthielt 
u.  a. den Entwurf der Eurozonenempfehlungen 
2021, den Warnmechanismusbericht 2021 im MIP, 
Informationen zur Anwendung des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts (SWP) sowie eine Stellungnahme 
der EU-Kommission zu den Haushaltsplanungen 
der Mitgliedstaaten des Euroraums.

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) 
ist ein regelbasierter Rahmen für die Koordi-
nierung und Überwachung der nationalen Fi-
nanzpolitiken in der EU. Im SWP wurden die 
Obergrenze des Schuldenstands mit 60 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) sowie 
ein maximales Defizit von 3 Prozent des BIP 
dauerhaft festgeschrieben.

Im Warnmechanismusbericht  2021 benannte 
die EU-Kommission Mitgliedstaaten, die von ma-
kroökonomischen Ungleichgewichten betroffen 
sein könnten. Diese können oder könnten die ei-
gene wirtschaftliche Stabilität, die des Euroraums 
und/oder die der  EU als Ganzes gefährden. Die 
betreffenden Mitgliedstaaten sollten deshalb ei-
ner vertieften Überprüfung unterzogen werden. 
Die EU-Kommission ging in diesem Jahr konser-
vativ vor und plante vertiefte Überprüfungen nur 
für die Mitgliedstaaten, die bereits im Europä
ischen Semester  2020 Ungleichgewichte (Kroa-
tien, Frankreich, Deutschland, Irland, Niederlande, 
Portugal, Spanien, Rumänien und Schweden) be-
ziehungsweise übermäßige Ungleichgewichte 
(Zypern, Griechenland und Italien) aufgewie-
sen hatten. In diesen Ländern seien die Risiken 
durch die COVID-19-Krise gestiegen. Zwar sah die 
EU-Kommission auch für weitere Mitgliedstaaten 

potenziell krisenhafte Entwicklungen, speziell 
in Bezug auf die Staatsverschuldung in Verbin-
dung mit externer Finanzierung, höherer Privat-
verschuldung oder dem Anstieg der Staatsver-
schuldung über 60 Prozent des BIP. Sie plante aber 
in diesen Fällen vorerst keine vertiefte Überprü-
fung. Deutschland wurde wegen seines nach wie 
vor hohen Leistungsbilanzüberschusses wieder ei-
ner Überprüfung unterzogen. Die EU-Kommission 
erkannte an, dass sich dieser in den vergangenen 
Jahren vermindert habe (um 7,1  Prozent des BIP 
im Jahr 2019). Sie ging aber davon aus, dass er mit 
der wirtschaftlichen Erholung nach der aktuellen 
COVID-19-Krise wieder leicht ansteigen werde.

Der Vorschlag der EU-Kommission für Eurozonen
empfehlungen des Rats umfasste die Themenbe-
reiche Strukturreformen, Fiskalpolitik, Arbeits-
markt- und Sozialpolitik, Finanzmarktpolitik und 
Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. Überdies wurden direkte Empfehlun-
gen zur Ausgestaltung der nationalen ARP gegeben. 
Die Empfehlungen forderten die Euro-Mitglied-
staaten zu einer unterstützenden fiskalpolitischen 
Ausrichtung auf. Sobald die Pandemielage es zu-
lasse, sollten die nationalen Fiskalpolitiken zum 
Erhalt der Schuldentragfähigkeit in mittlerer Sicht 
zurückgefahren werden, unter Begrenzung sozia-
ler und beschäftigungspolitischer Auswirkungen. 
Politikmaßnahmen sollten auf nationale Erforder-
nisse zugeschnitten sein und möglichst im Kreise 
der Mitgliedstaaten koordiniert werden. Die Mit-
gliedstaaten sollten ihre nationalen Institutionen, 
insbesondere die Gesundheits- und Sozialsysteme, 
stärken und prioritär Investitionen und Reformen 
umsetzen, die ihre Volkswirtschaften nachhaltiger 
und widerstandsfähiger machen. Die Qualität der 
öffentlichen Finanzen und der Beschaffungssys-
teme sollte – auch bezüglich Nachhaltigkeit – ver-
bessert und der Binnenmarkt durch den Abbau von 
unnötigen Hemmnissen weiter ausgebaut werden. 
Die Segmentation der Arbeitsmärkte sollte redu-
ziert und Investitionen in Aus- und Fortbildung 
sollten gesteigert werden. Die Arbeiten an einem 
Rahmen für die Besteuerung digitaler Dienstleis-
tungen sollten ebenso wie die Anstrengungen zum 
Kampf gegen aggressive Steuerplanung fortgeführt 
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und die Besteuerung vom Faktor Arbeit auf die 
Nutzung natürlicher Ressourcen verlagert werden. 
Die Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion (WWU) sollte, insbesondere durch den 
Ausbau der Kapitalmarkt- und Bankenunion, vo
rangetrieben und die internationale Rolle des Euros 
gestärkt werden. Nachdem die Eurozonenempfeh-
lungen in den entsprechenden Gremien disku-
tiert wurden, hat der ECOFIN diese im Juli 2021 – 
nach Indossierung durch den Europäischen Rat im 
Juni 2021 – formal gebilligt.

In ihren Stellungnahmen zu den Haushaltsplä-
nen der Mitgliedstaaten des Euroraums bewer-
tete die EU-Kommission regelmäßig die Übersich-
ten über die Haushaltsplanung im Hinblick auf 
die Erfüllung der Vorgaben des SWP. Da im Som-
mer  2020 aufgrund der aktivierten allgemeinen 
Ausweichklausel des SWP keine quantitativen fis-
kalischen länderspezifischen Empfehlungen für 
die Jahre 2020 und 2021 an die Mitgliedstaaten ge-
richtet worden waren, überprüfte die EU-Kom-
mission in diesem Jahr, inwieweit die Haushalts-
pläne der qualitativen Ratsempfehlung aus dem 
Sommer  2020 entsprachen. Diese sah insbeson-
dere vor, dass die Mitgliedstaaten die notwendigen 
Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung und Stüt-
zung der Wirtschaft treffen und, sobald es die wirt-
schaftlichen Bedingungen zulassen, auf eine mit-
telfristig vorsichtige Haushaltslage abzielen sollten. 
Entsprechend betonte die EU-Kommission die Be-
deutung der Fortsetzung von Unterstützungsmaß-
nahmen im Jahr 2021. Allerdings müssten diese im 
Sinne der mittelfristigen Tragfähigkeit gezielt und 
temporär sein.

Die Haushaltspläne wiesen auf eine weiterhin ex-
pansive fiskalische Ausrichtung des Euroraums im 
Jahr 2021 hin und seien insgesamt mit der Ratsemp-
fehlung aus dem Sommer konsistent. Allerdings er-
schienen einige der geplanten Maßnahmen in den 
Haushaltsplänen von Frankreich, Italien, Slowakei 
und Litauen nicht temporär sowie nicht durch an-
dere Maßnahmen finanziert. Damit würden sie die 
mittelfristige Tragfähigkeit betreffen. Für Frank-
reich, Italien, Belgien, Griechenland, Spanien und 
Portugal wies die EU-Kommission darauf hin, dass 

es angesichts ihrer bereits vor der Krise hohen 
Schuldenstände wichtig sei, auf die mittelfristige 
Tragfähigkeit zu achten. Bezüglich der Anwendung 
des SWP teilte die EU-Kommission mit, dass an-
gesichts der weiter hohen Unsicherheit keine Ent-
scheidungen über die Eröffnung von Defizitver-
fahren getroffen werden sollten. Auch im einzigen 
aktuell laufenden Defizitverfahren gegen Rumä-
nien, welches im April 2020 wegen der Überschrei-
tung der 3 Prozent-Defizitgrenze im Jahr 2019 er-
öffnet worden war, sollte keine Entscheidung über 
weitere Schritte getroffen werden.

Vorlage der Stabilitäts- und 
Konvergenzprogramme und der 
Nationalen Reformprogramme

Bis Ende April 2021 hatten die Mitgliedstaaten des 
Euroraums ihre Stabilitäts-, die übrigen EU-Mit-
gliedstaaten ihre Konvergenzprogramme (SKP) 
und alle Mitgliedstaaten ihre Nationalen Reform-
programme (NRP) vorzulegen. In den SKP legen die 
Mitgliedstaaten ihre finanzpolitische Strategie dar, 
um tragfähige öffentliche Finanzen zu erreichen. In 
ihren NRP legen die Mitgliedstaaten u. a. ihre Maß-
nahmen zur Umsetzung der länderspezifischen 
Empfehlungen dar.

Das Frühjahrspaket der 
Europäischen Kommission

Am 2.  Juni  2021 veröffentlichte die EU-Kommis-
sion ihr Frühjahrspaket. Es ist das Hauptelement 
des Europäischen Semesters, das die Entscheidun-
gen des ECOFIN im Rahmen des SWP und der wirt-
schaftspolitischen Koordinierung vorbereitet. Es 
umfasste vor dem Hintergrund der Pandemie und 
der RRF u. a. folgende Elemente:

(1)	Vorschläge für fiskalische länderspezifische 
Empfehlungen für alle 27 Mitgliedstaaten

(2)	Kommunikation der EU-Kommission, u. a. zur 
allgemeinen Ausweichklausel
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(3)	Bericht nach Art. 126 (3) des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
(erster Schritt im Defizitverfahren)

(4)	Empfehlung nach Art. 126 (7) AEUV im Defizit-
verfahren Rumänien

(5)	Vertiefte Analysen im Rahmen des MIP.

(1) Die Vorschläge für länderspezifische Empfeh-
lungen beschränkten sich auf die Finanzpolitik. 
Die fiskalischen Empfehlungen waren qualitativ; 
quantitative Vorgaben plant die EU-Kommission 
erst im Jahr  2022 für die folgenden Jahre heraus-
zugeben. Die Empfehlungen waren primär entlang 
zweier Gruppen an Mitgliedstaaten differenziert: 
Mitgliedstaaten mit hohen Schuldenständen soll-
ten die RRF nutzen, um zusätzliche Investitionen 
zu finanzieren und dabei eine vorsichtige Finanz-
politik forcieren. Den Mitgliedstaaten mit niedrige-
ren Schuldenständen (u.  a. Deutschland) empfahl 
die EU-Kommission dagegen, eine unterstützende 
fiskalische Ausrichtung anzustreben, den Impuls 
durch die RRF miteinbeziehend. Allen Mitglied-
staaten mit für das Jahr 2021 prognostiziertem ho-
hen, nicht-investiven Ausgabenwachstum riet die 
EU-Kommission zudem, dieses Ausgabewachstum 
zu begrenzen. Allen Mitgliedstaaten wurde emp-
fohlen, die national finanzierten Investitionen bei-
zubehalten, die Qualität der öffentlichen Finanzen 
zu fördern und, wenn es die ökonomischen Bedin-
gungen zulassen, auf eine vorsichtige mittelfristige 
Haushaltslage und die mittelfristige Tragfähigkeit 
hinzuwirken. Für Deutschland ist die Empfehlung, 
auf eine vorsichtige Haushaltslage und mittelfris-
tig solide Finanzen hinzuwirken, sobald es die Lage 
erlaubt, angemessen. Deutschland wird nach der 
aktuellen Projektion zur mittelfristigen Entwick-
lung des Staatshaushalts bereits ab dem Jahr 2024 
sein mittelfristiges Haushaltsziel wieder einhalten 
können.

Der ECOFIN-Rat hat die fiskalischen länder-
spezifischen Empfehlungen nach Diskussion in 
den entsprechenden Gremien am 18.  Juni  2021 
angenommen.

(2) Die EU-Kommission schlug ebenfalls vor, die 
allgemeine Ausweichklausel des SWP auch im 
Jahr  2022 aktiviert zu lassen. Dies gab auch die 
Rechtfertigung für die rein qualitativen Empfeh-
lungen. Die Klausel war im März 2020 aktiviert wor-
den. Die EU-Kommission orientierte sich bei ihrer 
Positionierung zur weiteren Aktivierungsdauer am 
Wiedererreichen des Vorkrisenniveaus des BIP. Da 
das Vorkrisenniveau in der EU laut der dem Früh-
jahrspaket zugrundeliegenden Frühjahrsprognose 
voraussichtlich Ende dieses Jahres und im Eu-
roraum im 1.  Quartal  2022 erreicht werden soll, 
plante die EU-Kommission, dass die Klausel für das 
Jahr 2023 nicht erneut aktiviert wird.

(3) und (4) Die EU-Kommission hatte einen Be-
richt nach Art. 126 (3) des Vertrags über die AEUV 
für 26  Mitgliedstaaten vorgelegt. Mit dem Bericht 
überprüfte sie die Einhaltung der Obergrenze für 
das staatliche Finanzierungsdefizit von 3  Prozent 
des BIP und die Einhaltung der Obergrenze der 
Schuldenquote von 60 Prozent des BIP. Gemäß der 
EU-Kommissionsanalyse hatten 23  Mitgliedstaa-
ten das Defizitkriterium verletzt, da ihr öffentliches 
Defizit im Jahr 2020 über und auch nicht mehr in 
der Nähe des im Vertrag festgelegten Referenzwerts 
von 3  Prozent des BIP gelegen hatte. Das Schul-
denstandkriterium hatten 13 Mitgliedstaaten nicht 
eingehalten. Die Schuldenstandsquote für die Slo-
wakei hatte im Jahr 2020 zwar auch leicht über dem 
vorgegebenen Referenzwert, gelegen die EU-Kom-
mission ging jedoch davon aus, dass die Quote im 
Jahr  2021 voraussichtlich unter den Referenzwert 
des Vertrags fallen würde und sah daher das Schul-
denstandkriterium als erfüllt an. Die EU-Kommis-
sion schlug aber vor, keine Entscheidung über die 
Eröffnung von Defizitverfahren zu treffen. Sie be-
gründete dies mit der hohen Unsicherheit und mit 
den Ratsempfehlungen vom 20.  Juli  2020, welche 
die Mitgliedstaaten aufforderten, alle notwendi-
gen Maßnahmen im Rahmen der allgemeinen Aus-
weichklausel zu ergreifen, um die Pandemie zu be-
kämpfen und die Wirtschaft zu stützen.
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Rumänien ist seit Frühjahr 2020 im Defizitverfah-
ren, das noch auf das Defizit von über 3 Prozent des 
BIP im Jahr 2019 zurückgeht. Im Herbst 2020 hatte 
die EU-Kommission beschlossen, zunächst keine 
weiteren Schritte im Defizitverfahren zu unter-
nehmen. Die in diesem Frühjahrspaket enthaltene 
Empfehlung nach Art.  126  (7)  AEUV sah vor, dass 
das rumänische Defizit bis zum Jahr 2024 auf un-
ter 3 Prozent des BIP sinken soll. Die Empfehlung 
wurde am 18. Juni 2021 vom ECOFIN angenommen.

(5) Für die Mitgliedstaaten, die im Warnmecha-
nismusbericht  2021 identifiziert worden waren, 
enthielt das Frühjahrspaket zudem vertiefte Ana-
lysen über die Existenz und Natur von makroöko-
nomischen Ungleichgewichten. Ergeben diese, 
dass tatsächlich ein schädliches übermäßiges Un-
gleichgewicht besteht beziehungsweise unmittel-
bar droht, erhalten die betroffenen Mitgliedstaaten 
eine Empfehlung, dieser Entwicklung entgegen-
zuwirken. Die EU-Kommission bestätigte in die-
sem Jahr ihre Einstufung aus dem Europäischen 
Semester 2020.

Finanzpolitische Kennzahlen
in Prozent des BIP 

Tabelle 1

Haushaltssaldo 2020 Staatsverschuldung 2020

Belgien -9,4 114,1

Bulgarien -3,4 25,0

Tschechien -6,2 38,1

Dänemark -1,1 42,2

Deutschland -4,2 69,8

Estland -4,9 18,2

Irland -5,0 59,5

Griechenland -9,7 205,6

Spanien -11,0 120,6

Frankreich -9,2 115,7

Kroatien -7,4 88,7

Italien -9,5 155,8

Zypern -5,7 118,2

Lettland -4,5 43,5

Litauen -7,4 47,3

Luxemburg -4,1 24,9

Ungarn -8,1 80,4

Malta -10,1 54,3

Niederlande -4,3 54,5

Österreich -8,9 83,9

Polen -7,0 57,5

Slowenien -8,4 80,8

Slowakei -6,2 60,6

Finnland -5,4 69,2

Schweden -3,1 39,9

Portugal -5,7 133,6

Quelle: Eurostat
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Ergebnisse der vertieften Analysen im 
MIP:

	● Deutschland, die Niederlande, Irland, 
Spanien, Schweden, Frankreich, Portu-
gal, Kroatien und Rumänien weisen „Un-
gleichgewichte“ auf.

	● Griechenland, Zypern und Italien weisen 
„übermäßige Ungleichgewichte“ auf. 
Die EU-Kommission schlug auch in die-
sem Jahr für keines der Länder vor, den 
korrektiven Arm des MIP zu aktivieren.

Die Einstufung Deutschlands erfolgte wie in den 
Vorjahren auf Basis des hohen deutschen Leistungs-
bilanzüberschusses. Nach Auffassung der EU-Kom-
mission reflektiert der Leistungsbilanzüberschuss 
(LBÜ) nicht nur die hohe Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft, sondern auch übermä-
ßiges Sparen einerseits und eine schwache Inves-
titionstätigkeit andererseits. Die EU-Kommission 
stellte zwar einen Rückgang des deutschen LBÜ 
auf 7 Prozent des BIP im Jahr 2020 fest, erwartete 
wegen schneller Erholung der Auslandsnachfrage 
aber im Jahr  2021 einen Anstieg auf 7,8  Prozent. 
Mit Erholung der Binnennachfrage erwartete die 
EU-Kommission einen Rückgang des LBÜ um fast 
1 Prozentpunkt im Jahr 2022. Die EU-Kommission 

erkannte auch an, dass die Maßnahmen zur Be-
wältigung der Corona-Pandemie dabei geholfen 
hätten, die Wirtschaft zu stabilisieren und die Un-
gleichgewichte zu adressieren.

Fortentwicklung und Ausblick

Auch wenn die RRF als temporäres Kriseninstru-
ment angelegt ist, wird sie während des Zeitraums 
ihrer Umsetzung insbesondere durch die halbjähr-
liche Berichtspflicht eine große Rolle im Europä
ischen Semester spielen. Das Europäische Semester 
sollte dabei weiterhin das zentrale Governance-In-
strument der wirtschafts-, finanz- und beschäf-
tigungspolitischen Koordinierung auf EU-Ebene 
bleiben. Die Umsetzung der RRF sollte darin inte-
griert werden. Es ist daher wichtig, schnellstmög-
lich zu den etablierten Prozessen der multilatera-
len Überwachung zurückzukehren; dazu gehören 
insbesondere die Länderberichte, die vollumfäng-
lichen länderspezifischen Empfehlungen und die 
NRP. Dabei könnten Neuerungen, Schwerpunkt-
setzungen und Erfahrungen aus dem RRF-Pro-
zess in das Europäische Semester einfließen, wo 
dies sinnvoll erscheint. Gleichzeitig sollte eine in-
haltliche Überfrachtung des Semesters vermieden 
werden. Bezüglich der haushaltspolitischen Über-
wachung steht eine Rückkehr zu den normalen 
Verfahren an.
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Neuausrichtung der Beteiligungsführung des 
Bundes abgeschlossen

	● Die Neuausrichtung der Corporate Governance der Bundesunternehmen sowie der Beteili-
gungsführung des Bundes ist mit Beschluss der Anlagen zu den „Grundsätzen guter Unterneh-
mens- und aktiver Beteiligungsführung im Bereich des Bundes“ (Grundsätze) durch die Runde 
der beamteten Staatssekretärinnen und Staatssekretäre am 16. August 2021 erfolgreich abge-
schlossen.

	● Die Neufassung der „Grundsätze guter Unternehmens- und aktiver Beteiligungsführung 
im Bereich des Bundes“ wurde bereits am 16. September 2020 durch die Bundesregierung 
beschlossen. Damit wurden die bisher geltenden Grundsätze aus dem Jahr 2009 durch eine 
inhaltlich weiterentwickelte und zudem besser lesbare Fassung abgelöst.

	● Kernelemente der neuen Grundsätze sind die Implementierung einer aktiven Beteiligungsfüh-
rung sowie die Stärkung des jeweiligen Überwachungsorgans. Außerdem betonen die Grund-
sätze die Vorbildfunktion der Bundesunternehmen sowie die Verantwortung der Unterneh-
mensorgane und der Beteiligungsführung im Umgang mit dem öffentlichen Vermögen.

	● Im Nachgang zur Verabschiedung der Grundsätze waren die Musterstatuten für Bundesun-
ternehmen (Gesellschaftsvertrag, Geschäftsordnungen für die Geschäftsführung und den 
Aufsichtsrat, Mandatsvereinbarungen etc.) zu aktualisieren. Diese spiegeln die inhaltlichen 
Leitplanken der neuen Grundsätze in statutarischer Form wider und sollen den Bundesunter-
nehmen helfen, moderne Corporate-Governance-Strukturen aufzusetzen.

	● Die Corporate Governance der Bundesunternehmen ist stetig weiterzuentwickeln und zu 
stärken.
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Einleitung

Das Bundeskabinett hat am 16. September 2020 die 
„Grundsätze guter Unternehmens- und aktiver Be-
teiligungsführung im Bereich des Bundes“ (Grund-
sätze) beschlossen. Die Grundsätze lösen die bisher 
geltenden „Grundsätze guter Unternehmens- und 
Beteiligungsführung im Bereich des Bundes“ 
aus dem Jahr  2009 durch eine inhaltlich nachge-
schärfte, besser lesbare, zweigliedrige Fassung ab.

Die Grundsätze bestehen nunmehr aus dem an 
die Unternehmen und deren Organe adressier-
ten „Public Corporate Governance Kodex des 

Bundes“  (PCGK) und den an die Beteiligungsfüh-
rung adressierten „Richtlinien für eine aktive Be-
teiligungsführung bei Unternehmen mit Bundes-
beteiligung“ (Richtlinien).

Zu den Richtlinien gehören verschiedene Anlagen, 
insbesondere die Musterdokumente beziehungs-
weise Formulierungshilfen für die Erstellung von 
Unternehmensstatuten für Bundesunternehmen.

In der Runde der Staatssekretärinnen und Staats-
sekretäre vom 16.  August  2021 wurden zur wei-
teren Ausgestaltung der Neuausrichtung der 
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Beteiligungsführung u. a. die nachfolgenden Anla-
gen beschlossen:

	● Muster eines Gesellschaftsvertrags für Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung,

	● Muster einer Geschäftsordnung für Aufsichts-
räte von Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung,

	● Muster einer Geschäftsordnung für die Ge-
schäftsführung und

	● Muster von Mandatsvereinbarungen.

Insbesondere die folgenden Inhalte der neuen 
Grundsätze waren in den zu modernisierenden 
Musterstatuten zu verankern.

Kernelement aktive 
Beteiligungsführung

Kernelement der Neufassung der Grundsätze ist die 
Implementierung einer aktiveren Beteiligungsfüh-
rung, insbesondere in den Richtlinien mit einem 
stärkeren Fokus auf das wichtige Bundesinteresse 

an dem Unternehmen und dessen wirtschaftliche 
Umsetzung. Die Beteiligungsführung konkretisiert 
das Bundesinteresse zu operationalisierbaren mit-
telfristigen Wirkungszielen im Sinne einer Eigen-
tümerstrategie des Bundes und implementiert eine 
anschließende Erfolgskontrolle zur Umsetzung der 
Ziele durch die Geschäftsführung.

Die Voraussetzungen einer Bundesbeteiligung 
an Unternehmen 
in der Rechtsform des privaten Rechts 
(z. B. Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung (GmbH), Aktiengesellschaft) regelt § 65 
Abs. 1 Bundeshaushaltsordnung (BHO). Da-
nach soll sich der Bund nur beteiligen, wenn 
u. a.

	● ein wichtiges Interesse des Bundes 
vorliegt,

	● sich der vom Bund angestrebte Zweck 
nicht besser und wirtschaftlicher auf andere 
Weise erreichen lässt und

	● der Bund einen angemessenen Einfluss, 
insbesondere im Aufsichtsrat oder in einem 
entsprechenden Überwachungsorgan, erhält.
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Neuausrichtung der Beteiligungsführung des Bundes abgeschlossen

Die aktive Beteiligungsführung umfasst auch den 
regelmäßigen aktiven Stakeholder-Dialog der Be-
teiligungsführung mit der Geschäftsführung, den 
Mitgliedern des Überwachungsorgans (einschließ-
lich Arbeitnehmervertretung) sowie mit sonstigen 
relevanten Stakeholdern.

Verankerung eines starken 
Überwachungsorgans

Losgelöst von der Gesellschaftsform des Unter-
nehmens, an dem der Bund beteiligt ist, ist im Ge-
sellschaftsvertrag beziehungsweise der Satzung 
ein Überwachungsorgan zu verankern, das über 
die Mindestanforderungen des Aufsichtsrates ei-
ner GmbH nach § 52 Gesetz betreffend die Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung hinausgeht. Auf 
dieser Grundlage realisiert der Bund durch die 
Aufsichtsratsmandate seiner Vertreter den nach 
§  65  BHO erforderlichen, angemessenen Einfluss. 
So sind beispielsweise Turnus und Inhalt der Re-
gelberichterstattung der Geschäftsführung an das 
Überwachungsorgan an die der Aktiengesellschaft 
anzupassen. Auch in grundsätzlichen Personalan-
gelegenheiten der Geschäftsführung ist das Über-
wachungsorgan einzubinden beziehungsweise ori-
ginär zuständig.

Vorbildrolle und Verantwortung 
der Unternehmen mit 
Bundesbeteiligung

Der Vorbildfunktion der Unternehmen mit mehr-
heitlicher Bundesbeteiligung Rechnung tragend, 
adressieren die Grundsätze eine Vielzahl sozialer 
Themen:

	● Die gesetzlichen Anforderungen an die gleich-
berechtigte Teilhabe von Frauen und Männern 
an Führungspositionen wurden im PCGK und 
den Richtlinien durch dynamische Verweise 

auf die gesellschaftsrechtlichen Regelungen 
sowie das Bundesgremienbesetzungsgesetz mit 
Regelungen zur Verantwortlichkeit der betei-
ligten Ressorts gespiegelt (Ziffer 5.5.2 PCGK, 
Tz. 122, 134 Richtlinien).

	● Die Geschäftsführung soll eine gleichstellungs-
fördernde, tolerante und diskriminierungsfreie 
Kultur im Unternehmen mit gleichen Entwick-
lungschancen ohne Ansehung der ethnischen 
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Identität gewährleisten 
(Ziffer 5.5.2 PCGK).

	● Bundesunternehmen als gute Arbeitgeber: Die 
Geschäftsführung soll eine Arbeitskultur för-
dern, die die Vereinbarkeit von Beruf und so-
zialen Verpflichtungen ermöglicht, ein-
schließlich verlässlicher Rahmenbedingungen 
(Ziffer 5.5.3 PCGK).

	● Die Grundsätze geben ein Statement für die 
unternehmerische und betriebliche Mitbestim-
mung ab. Die Anteilseignerversammlung soll 
Maßnahmen unterlassen, mit denen die Mit-
bestimmung der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer nach dem Mitbestimmungsge-
setz 1976 oder dem Drittelbeteiligungsgesetz 
eingeschränkt oder verhindert wird (Ziffer 3.3 
PCGK). Die Zusammensetzung der Ausschüsse 
von Aufsichtsräten, die der gesetzlichen Mit-
bestimmung unterliegen, soll das Kräftever-
hältnis von Anteilseigner- und Arbeitneh-
mervertretungen des Aufsichtsratsplenums 
widerspiegeln (Ziffer 6.1.8 PCGK). Arbeitneh-
mervertreterinnen und -vertreter im Überwa-
chungsorgan sind grundsätzlich auch unter-
halb der Schwellenwerte der Mitbestimmung 
möglich (Ziffer 6.2.5 PCGK).

Aber auch die nachhaltige Unternehmensführung 
nimmt einen breiten Raum in den neuen Grund-
sätzen ein.
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Musterstatuten

Die aktualisierten Mustertexte zum Aufsetzen der 
Unternehmensstatuten, wie dem Gesellschaftsver-
trag, umfassen zahlreiche Änderungen aufgrund 
zwischenzeitlicher Rechtsentwicklungen. Sie inte-
grieren wichtige aktuelle Anforderungen, wie z. B. 
Nachhaltigkeit und soziale Themen und berück-
sichtigen ferner Anregungen der Ressorts und Er-
fahrungen aus der Praxis. So verankern sie noch 
klarer das wichtige Bundesinteresse und dessen re-
gelmäßige Überprüfung in den Statuten. Die neuen 
Mustertexte schärfen die Rollen, Aufgaben und Ver-
antwortlichkeiten der Unternehmensorgane. Die 
Geschäftsführung hat insbesondere die Unterneh-
mensstrategie enger an der Eigentümerstrategie 
des Bundes auszurichten, die Geschäfte nachhal-
tig zu führen sowie das Vier-Augen-Prinzip strin-
genter umzusetzen. Das Überwachungsorgan und 
die unternehmerische Mitbestimmung werden ge-
stärkt. Der Aufsichtsrat ist von der Geschäftsfüh-
rung vorab in die Unternehmensplanung sowie in 
grundsätzliche Personalangelegenheiten betref-
fend die Geschäftsführung einzubeziehen. Ferner 
bestehen gesteigerte Anforderungen an die Qua-
lifikation der Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses. Schließlich wird die virtuelle und fernmünd-
liche Teilnahme beziehungsweise Durchführung 
von Gremiensitzungen und Beschlussfassungen in 
Ausnahmefällen, wie etwa der Corona-Pandemie, 
zugelassen.

Ausblick

Mit Verabschiedung der Muster für die Unterneh-
mensstatuten (Anlagen zu den Grundsätzen) ist 
die Neuausrichtung der Corporate Governance der 
Bundesunternehmen und der Beteiligungsführung 
des Bundes erfolgreich abgeschlossen worden. Be-
stehende Unternehmensstatuten und -vereinba-
rungen sind nun sukzessive zu modernisieren. Bei 
Neugründungen und Neubestellungen sind die 
Mustertexte fortan zu verwenden.

Trotz dieses Meilensteins ist die Corporate Gover-
nance der Bundesunternehmen stetig weiterzuent-
wickeln und zu stärken, um aktuellen Entwicklun-
gen und Anforderungen gerecht zu werden.
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Überblick zur aktuellen Lage
Wirtschaft

	● Vom privaten Konsum dürften zuletzt positive Impulse für das wirtschaftliche Geschehen ausgegangen 
sein: Die Einzelhandelsumsätze sind im August wieder angestiegen und Umfragen bei Verbraucherinnen 
und Verbrauchern zeichnen ein positives Bild für die Monate September und Oktober. Das Verarbeitende 
Gewerbe steht dagegen zwar einer starken Nachfrage gegenüber, ist aber nach wie vor belastet durch 
länger als zuvor erwartet anhaltende Knappheiten bei Rohstoffen und Vorprodukten.

	● Vor diesem Hintergrund wurden die Erwartungen zur Entwicklung der deutschen Gesamtwirtschaft in 
diesem Jahr in jüngst publizierten Prognosen gegenüber den bisherigen Erwartungen nach unten korri-
giert. Gut gefüllte Auftragsbücher lassen aber für das nächste Jahr kräftige konjunkturelle (Nachhol-)Im-
pulse aus der Industrie und damit eine entsprechend stärkere gesamtwirtschaftliche Dynamik erwarten.

	● Die Lieferengpässe machen sich in kräftigen Zuwachsraten bei den Erzeugerpreisen bemerkbar. Die In-
flationsrate (Veränderung des Verbraucherpreisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) war aufgrund 
dessen sowie vor allem durch Sonderfaktoren auch im September weiterhin spürbar erhöht. Das Niveau 
des Verbraucherpreisindex blieb dagegen seit Juli konstant.

Finanzen

	● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im Zeitraum Januar bis September 2021 auf rund 
233,1 Mrd. Euro. Damit lagen die Einnahmen um 4,4 Prozent (rund +9,8 Mrd. Euro) über dem entspre-
chenden Vorjahresniveau, aber immer noch rund 22,7 Mrd. Euro unter dem Niveau im gleichen Zeitraum 
des Jahres 2019. Die Steuereinnahmen (inklusive der EU-Eigenmittelabflüsse) stiegen bis September 2021 
um 7,0 Prozent (rund +14,3 Mrd. Euro) gegenüber der Vorjahresperiode.

	● Die Ausgaben des Bundeshaushalts beliefen sich von Januar bis September 2021 auf rund 366,4 Mrd. Euro 
und lagen damit um 23,9 Prozent (rund +70,6 Mrd. Euro) über dem entsprechenden Vorjahresniveau. 
Im Zeitraum von Januar bis September 2021 wies der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 
133,3 Mrd. Euro auf.

	● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) lagen im September 2021 um 23,1 Prozent 
über dem Ergebnis vom September 2020. Der Einnahmezuwachs war überwiegend auf das Plus bei den 
Gemeinschaftsteuern (+28,6 Prozent) zurückzuführen. Das Aufkommen aus den Bundessteuern insge-
samt lag im September 2021 um 4,2 Prozent unter dem Steueraufkommen des Vorjahresmonats.

Europa

	● Themen der Sitzungen der Eurogruppe und der ECOFIN-Ministerinnen und -Minister am 4. und 5. Ok-
tober 2021 in Luxemburg waren u. a. die Lehren aus dem Europäischen Semester 2021 und dessen wei-
terer Fortgang, die Schlussfolgerungen zur Klimafinanzierung im Hinblick auf die 26. UN-Klima-
konferenz (COP26) und die makroökonomischen Entwicklungen im Euroraum, einschließlich der 
Entwicklung der Energiepreise.
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Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht

Konjunkturentwicklung durch 
Lieferengpässe in der Industrie 
gebremst

Die Weltwirtschaft verzeichnet in diesem Jahr bis-
lang ein spürbares Wachstum und konnte somit in-
zwischen ihr Vorkrisenniveau wieder übertreffen. 
Die Dynamik fiele allerdings wohl noch stärker aus, 
wenn nicht die Pandemie weiterhin die wirtschaft-
liche Entwicklung belasten würde. In Deutschland 
macht sich das Pandemiegeschehen mittlerweile 
vor allem durch beeinträchtigte Lieferketten be-
merkbar. So sorgen aufgrund von Corona-Ausbrü-
chen in Asien geschlossene Häfen und stark aus-
gelastete Transportkapazitäten in Verbindung mit 
einer relativ rasch und deutlich gestiegenen Nach-
frage insbesondere nach Elektronikartikeln für An-
gebotsengpässe bei zahlreichen Rohstoffen und 
Vorprodukten, nachdem die Produktionskapazi-
täten im vergangenen Jahr pandemiebedingt zu-
rückgefahren worden waren. Dies trägt wesentlich 
dazu bei, dass sich die Produktion in der Industrie 
in Deutschland trotz einer hohen Nachfrage nach 
Industriegütern aus dem In- und Ausland seit Jah-
resbeginn tendenziell in einer Abwärtsbewegung 
befindet. Die Lücke zwischen eingegangenen und 
realisierten Aufträgen im Verarbeitenden Gewerbe 
ist aktuell ungewöhnlich groß. Dies lässt erwar-
ten, dass die Industrie mit deutlichen Impulsen zur 
wirtschaftlichen Entwicklung beitragen wird, so-
bald sich die Lieferprobleme anfangen zu lösen. 
Daneben ist aktuell eine positive Entwicklung im 
Dienstleistungssektor zu beobachten: Beispiels-
weise sind die Umsätze des Gastgewerbes seit April 
angesichts gelockerter Corona-Eindämmungs-
maßnahmen kräftig gestiegen. Hier dürfte sich ein 
deutlich positiver Impuls für die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung im 3. Quartal ergeben haben.

Das ifo Geschäftsklima als Gradmesser für die 
Stimmung in der deutschen Wirtschaft musste im 
September wohl insbesondere aufgrund der Lie-
ferengpässe zwar einen Dämpfer hinnehmen, ver-
blieb aber nach wie vor auf vergleichsweise hohem 
Niveau. Erstmals seit Jahresbeginn verschlechterte 
sich dabei die aktuelle Lageeinschätzung über alle 
Branchen zusammengenommen etwas. Bei den Er-
wartungen für die kommenden Monate setzte sich 
der zuletzt zu beobachtende Rückgang fort, aller-
dings mit geringerer Dynamik. Dagegen ist in den 
durch das Infektionsgeschehen direkt betroffenen 
Bereichen wie Gastgewerbe und Tourismus die Zu-
versicht nach einer Eintrübung im Vormonat wieder 
gestiegen. In diesen Bereichen ging auch die Kurzar-
beit am aktuellen Rand erneut spürbar zurück.

Die führenden deutschen Wirtschaftsforschungs-
institute und internationalen Organisationen ha-
ben zuletzt ihre Prognosen zur gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung in Deutschland angesichts 
der länger als erwartet anhaltenden Liefereng-
pässe in der Industrie für das laufende Jahr nach 
unten korrigiert. Da sich Nachholeffekte realisie-
ren sollten, sobald die Lieferengpässe nachlassen, 
werden für 2022 dagegen nun grundsätzlich kräf-
tigere Wachstumsraten erwartet. Die Bundesregie-
rung wird eine Aktualisierung ihrer Einschätzung 
zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung im Rah-
men der Herbstprojektion am 27.  Oktober  2021 
veröffentlichen.

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) lagen im September 2021 um 23,1 Pro-
zent über dem Ergebnis vom September 2020. Der 
Vergleich mit dem Vorjahresmonat ist dabei aller-
dings von einer – durch Sonderfaktoren bedingt – 
sehr schwachen Vorjahresbasis beeinflusst (s. a. Be-
richt zur Entwicklung der Steuereinnahmen in 
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2020 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. €  
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

4. Q 20 1. Q 21 2. Q 21 4. Q 20 1. Q 21 2. Q 21

Bruttoinlandsprodukt¹

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 102,3 -4,6 +0,7 -2,0 +1,6 -1,9 -3,3 +9,8 

Jeweilige Preise 3.368 -3,0 +1,2 -0,2 +1,4 -1,3 -1,5 +11,0 

Einkommen¹

Volkseinkommen 2.528 -3,1 +2,1 +0,3 +1,0 -0,3 +0,3 +12,8 

Arbeitnehmerentgelte 1.852 -0,2 +1,4 -0,5 +0,3 +0,4 -0,4 +4,9 

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

676 -10,2 +4,2 +2,4 +2,9 -2,2 +2,0 +40,6 

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

1.975 +0,8 +0,2 -0,2 +0,5 +0,8 -0,6 +3,4 

Bruttolöhne und -gehälter 1.509 -0,7 +1,4 -0,9 +0,4 +0,1 -1,2 +5,5 

Sparen der privaten Haushalte 327 +49,6 +12,9 +15,3 -11,0 +60,6 +35,1 -15,2

Außenhandel/Umsätze/
Produktion/ 

Auftragseingänge

2020 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Jul 21 Aug 21
Zweimonats-
durchschnitt Jul 21 Aug 21

Zweimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. €)

Waren-Exporte 1.205 -9,3 +0,6 -1,2 +0,6 +12,5 +14,4 +13,4 

Waren-Importe 1.025 -7,1 -3,6 +3,5 -1,6 +16,9 +18,1 +17,5 

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

94,6 -7,3 +1,3 -4,0 -1,2 +6,0 +1,7 +3,9 

Industrie³ 91,5 -9,6 +1,4 -4,7 -1,3 +6,5 +2,1 +4,4 

Bauhauptgewerbe 116,8 +4,2 +2,5 -3,1 -0,0 +4,8 +1,0 +3,0 

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 93,6 -9,1 +1,9 -5,9 -1,7 +6,0 +0,1 +3,2 

Inland 92,2 -7,3 +1,9 -4,8 -1,1 +3,9 +0,5 +2,2 

Ausland 94,9 -10,9 +1,7 -6,8 -2,3 +8,1 -0,2 +4,0 

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 94,9 -6,3 +4,9 -7,7 +3,1 +26,1 +11,7 +19,1 

Inland 97,2 -7,3 -2,2 -5,2 -0,3 +24,9 +14,4 +19,9 

Ausland 91,9 -5,0 +10,4 -9,5 +5,7 +26,8 +9,7 +18,5 

Bauhauptgewerbe 122,9 -2,1 +2,6 . -3,0 +1,7 . -2,4

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

115,8 +4,5 -4,5 +1,1 -1,7 +0,4 +0,4 +0,4 

Handel mit Kfz 111,1 -4,2 +1,0 . +1,8 -10,4 . +1,7 

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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dieser Ausgabe). In den Monaten Januar bis Sep-
tember 2021 stieg das Steueraufkommen insgesamt 
(ohne Gemeindesteuern) um 9,1  Prozent gegen-
über dem Vorjahreszeitraum. Neben der Vielzahl 
an Stützungsmaßnahmen zur Abfederung der Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie dürfte sich darin 
auch die schon zu Jahresbeginn sehr kräftige Er-
holung der Industrie, aber auch die seit dem Früh-
jahr zu beobachtende merkliche wirtschaftliche 
Erholung im Bereich Dienstleistungen und Handel 
widerspiegeln.

Rückgang bei Warenexporten, 
Anstieg bei Warenimporten im 
August

Die nominalen Warenexporte mussten im Au-
gust erstmals seit dem coronabedingten Einbruch 
im Frühjahr  2020 wieder einen leichten Dämpfer 
hinnehmen, nachdem davor in diesem Zeitraum 

stets Zuwächse zu verzeichnen gewesen waren. 
Sie sanken um saisonbereinigt 1,2  Prozent gegen-
über dem Vormonat. Im weniger volatilen Zwei-
monatsvergleich ergab sich noch ein Anstieg von 
0,6 Prozent gegenüber der Vorperiode. Demgegen-
über konnten die nominalen Warenimporte mit ei-
nem Plus von saisonbereinigt 3,5  Prozent gegen-
über dem Vormonat den Rückgang im Juli wieder 
nahezu wettmachen. Die Bilanz des Warenhan-
dels (nach Ursprungswerten, mit Ergänzungen 
zum Außenhandel) lag im Zeitraum Januar bis Au-
gust mit 130,2  Mrd.  Euro über dem Vorjahresni-
veau (+16,5  Mrd.  Euro). Der Leistungsbilanzüber-
schuss lag im selben Zeitraum mit 152,9 Mrd. Euro 
um 16,5 Mrd. Euro über dem Vorjahresniveau.

Die Entwicklungen im Außenhandel am aktuellen 
Rand dürften maßgeblich durch die Lieferengpässe 
und -probleme sowie Knappheiten bei Rohstoffen 
in der Industrie bestimmt sein. Global betrachtet 
hatte der Welthandel gemäß dem CPB World Trade 
Monitor im Juli einen Rückgang zu verzeichnen 

Arbeitsmarkt

2020 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Jul 21 Aug 21 Sep 21 Jul 21 Aug 21 Sep 21

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,70 +18,9 -90 -53 -30 -320 -377 -382

Erwerbstätige, Inland 44,90 -0,8 +101 +66 . +280 +328 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte 

33,54 +1,7 +32 . . +481 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2020 Veränderung in Prozent gegenüber

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode Vorjahr 

Jul 21 Aug 21 Sep 21 Jul 21 Aug 21 Sep 21

Importpreise 97,3 -4,3 +2,2 +1,4 . +15,0 +16,5 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 103,8 -1,0 +1,9 +1,5 . +10,4 +12,0 .

Verbraucherpreise 105,8 +0,5 +0,9 +0,0 +0,0 +3,8 +3,9 +4,1 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

saisonbereinigte Salden

Feb 21 Mrz 21 Apr 21 Mai 21 Jun 21 Jul 21 Aug 21 Sep 21

Klima +3,0 +11,4 +11,4 +17,2 +22,7 +20,2 +17,7 +16,0 

Geschäftslage +7,4 +12,8 +15,1 +18,6 +27,8 +28,9 +31,2 +28,7 

Geschäftserwartungen -1,3 +9,9 +7,8 +15,8 +17,8 +11,9 +5,0 +4,1 

1  Stand: August 2021.
2  Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3  Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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(-0,9  Prozent gegenüber dem Vormonat) und gab 
dabei die Zuwächse des Vormonats wieder ab. Der 
Welthandel sowie die globale Industrieproduktion 
lagen trotz zuletzt schwächerer Dynamik aber wei-
terhin auf vergleichsweise hohem Niveau.

Die Frühindikatoren zum Außenhandel in Deutsch-
land sind weiterhin grundsätzlich positiv ausge-
richtet. So hat sich laut dem ifo  Institut die Stim-
mung unter den Exporteuren im September sogar 
wieder etwas verbessert, nachdem sie im Vormo-
nat einen merklichen Dämpfer hatten hinnehmen 
müssen. Die Außenhandelsdynamik dürfte jedoch 
zunächst weiterhin durch die Angebotsrestriktio-
nen insbesondere in der Industrie geprägt sein.

Nominal liegen die Warenimporte bereits seit eini-
ger Zeit über Vorkrisenniveau, was auch zu einem 
deutlich höheren Aufkommen der Einfuhrumsatz-
steuer verglichen mit dem Vorjahr beiträgt. Das 
sehr deutliche Plus der Einfuhrumsatzsteuer von 
62,1 Prozent gegenüber dem September 2020 hat je-
doch auch wesentlich mit der temporären Senkung 
der Umsatzsteuersätze in der 2.  Jahreshälfte  2020 
zu tun, die zusätzlich zu den wirtschaftlich beding-
ten Rückgängen die Vorjahresbasis schmälerte.

Produzierendes Gewerbe von 
Lieferengpässen belastet

Nach einem leichten Anstieg im Juli war die Pro-
duktion im Produzierenden Gewerbe im August 
wieder spürbar rückläufig und sank um saisonbe-
reinigt 4,0  Prozent gegenüber dem Vormonat. Im 
Vergleich zum Vorjahresmonat lag die Produktion 
im August um 1,7  Prozent höher. Sie befand sich 
damit aber noch um 9,0  Prozent unter dem Vor-
krisenniveau vom Februar 2020. Die Industriepro-
duktion  – ohne Energie und Baugewerbe  – sank 
im August gegenüber dem Juli um saisonbereinigt 
4,7  Prozent. Dabei nahm die Produktion von In-
vestitionsgütern um 7,8  Prozent und die Produk-
tion von Konsumgütern um 2,6  Prozent ab. Die 
Vorleistungsgüterproduktion sank um 2,4  Pro-
zent. Einen maßgeblichen Einfluss auf die Indus-
trieproduktion haben hierbei weiterhin deutliche 

Produktionshemmnisse aufgrund von Liefereng-
pässen bei Vorprodukten. In Umfragen des ifo In-
stituts berichteten im August 69  Prozent der In-
dustrieunternehmen von Materialmangel. Im 
September stieg dieser Anteil weiter auf 77  Pro-
zent. Dies läßt keine kurzfristige Entspannung der 
Lage erwarten. Die Bauproduktion sank im August 
um saisonbereinigt 3,1  Prozent. In dieser Bran-
che entspannte sich nach Angaben des ifo Instituts 
der Materialmangel im September etwas. Im hier-
von am stärksten betroffenen Wohnungsbau spra-
chen jedoch noch 40  Prozent der Bauunterneh-
men von einer Einschränkung ihrer Tätigkeit durch 
Lieferengpässe.

Nach zuvor kräftigen Anstiegen erhielt das Verar-
beitende Gewerbe im August deutlich weniger Auf-
träge als in den Monaten davor. Die Auftragsein-
gänge verzeichneten ein Minus von saisonbereinigt 
7,7  Prozent gegenüber dem Vormonat. Dennoch 
sind die Auftragsbücher gut gefüllt und liegen um 
8,5  Prozent über dem Vorkrisenniveau vom Fe
bruar 2020. Somit können konjunkturelle Impulse 
aus dem Verarbeitenden Gewerbe erwartet werden, 
sobald sich die Lieferkettenstörungen entspannen. 
Die Produktionserwartungen der Industrie stiegen 
im September; insbesondere die Elektro- und Au-
toindustrie sowie der Maschinenbau zeigten sich 
optimistischer.

Die Zahl der Personen in Kurzarbeit im Verarbei-
tenden Gewerbe dürfte  – nach deutlichen Rück-
gängen über den Sommer – nach Schätzungen des 
ifo  Instituts im September nicht weiter zurück-
gegangen sein. Im Kfz-Bereich war im September 
wieder eine leicht stärkere Inanspruchnahme zu 
beobachten, die jedoch auf niedrigem Niveau lag.

Privater Konsum mit positiver 
Entwicklung

Die realen Umsätze der Einzelhandelsunternehmen 
stiegen im August preis-, kalender- und saisonbe-
reinigt nach einem spürbaren Minus im Vormonat 
wieder um 1,1 Prozent. Die Umsätze lagen bereits 
merklich über dem Niveau des Vorkrisenmonats 
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Februar  2020 (aktuell um 6,0  Prozent). Dieser An-
stieg war auf den Einzelhandel mit Nicht-Lebens-
mitteln zurückzuführen, dessen Umsätze im Au-
gust um 4,9  Prozent gegenüber dem Vormonat 
zunahmen und damit 12,2 Prozent über dem Vor-
krisenniveau des Februars 2020 lagen. Der Handel 
mit Textilien, Bekleidung, Schuhen und Lederwa-
ren erzielte dabei ein Umsatzplus von 3,9 Prozent 
gegenüber dem Vormonat, sodass die Umsätze 
nach einem deutlichen Rückgang im Vormonat 
nun das Vorkrisenniveau wieder leicht überschrei-
ten (um 0,6 Prozent). Der Einzelhandel mit Lebens-
mitteln, Getränken und Tabakwaren setzte im Au-
gust dagegen 3,4  Prozent weniger um als im Juli 
und 5,0 Prozent weniger als im letzten Vorkrisen-
monat Februar 2020.

Laut dem ifo  Geschäftsklima zeigte sich im Han-
del die Stimmung im September nahezu unver-
ändert. Während der Handel mit seiner aktuellen 
Lage etwas zufriedener war, nahm der Pessimismus 
mit Blick auf die kommenden Monate etwas zu. Im 
Dienstleistungssektor hellte sich das Geschäfts-
klima dagegen leicht auf. Dies war auf deutlich zu-
versichtlichere Erwartungen der Unternehmen zu-
rückzuführen. Ihre aktuelle Lage beurteilten sie 
jedoch etwas schlechter. Die Inanspruchnahme 
von Kurzarbeit ging im September sowohl im Ein-
zelhandel als auch im Gastgewerbe zurück.

Nachfrageseitig hellte sich die Verbraucherstim-
mung laut Befragungen des Marktforschungsun-
ternehmens GfK im September spürbar auf, nach-
dem diese zuvor einen leichten Dämpfer hatte 
hinnehmen müssen. Insbesondere die Erwartun-
gen der Verbraucherinnen und Verbraucher konn-
ten sich dabei im Vormonatsvergleich verbessern: 
Die Einkommenserwartung stieg erstmals wie-
der auf Vorkrisenniveau, was u. a. auf die sich wei-
ter verbessernde Beschäftigungslage zurückzufüh-
ren sein dürfte. Laut der GfK steigert dies derzeit 
die Bereitschaft zu größeren Anschaffungen und 
dämpft die Sparneigung der Konsumentinnen und 
Konsumenten. Auch die Konjunkturerwartung der 
Befragten nimmt nach zwei Monaten mit zum Teil 
spürbaren Verlusten im September wieder zu. Vor 
diesem Hintergrund prognostiziert die GfK für 

Oktober einen Zugewinn des Konsumklimas um 
1,4 Punkte auf 0,3 Punkte.

Die positive Entwicklung des privaten Konsums 
schlägt sich auch im Aufkommen der Binnen-Um-
satzsteuer im September nieder. Zwar hängt das 
Plus von 11,4  Prozent im Vorjahresvergleich mit 
der temporären Satzsenkung im 2.  Halbjahr  2020 
zusammen (s. o.), aber auch der kumulierte Anstieg 
im 1. bis 3. Quartal gegenüber dem Vorjahr ist mit 
9,8 Prozent beträchtlich.

Erholung am Arbeitsmarkt hält 
im September an

Die Erholung am Arbeitsmarkt setzte sich im Ver-
lauf des 3. Quartals weiter fort. Die Arbeitslosigkeit 
war im September erneut spürbar rückläufig und 
sank nach Ursprungswerten auf 2,46  Millionen 
Personen. Damit waren im September 380.000 Per-
sonen weniger arbeitslos als im Vorjahresmonat. 
Saisonbereinigt nahm die Arbeitslosenzahl gegen-
über dem August um 30.000 Personen ab. Die sai-
sonbereinigte Arbeitslosenquote blieb damit un-
verändert bei 5,5 Prozent. 

Auch bei der Erwerbstätigkeit der Personen mit 
Wohnort in Deutschland (Inländerkonzept) 
setzte sich im August der Anstieg der Vormonate 
fort. Saisonbereinigt ergab sich hier ein Plus von 
65.000  Personen gegenüber dem Juli. Nach Ur-
sprungswerten waren 44,9 Millionen Personen er-
werbstätig, das sind 76.000 mehr als im Vorjahres-
monat. Im Juli lag die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung nach Hochrechnungen der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) bei 33,7 Millionen Personen, 
das sind 1,4 Prozent mehr als im Vorjahresmonat.

Nach Hochrechnungen der  BA erhielten im Juli 
930.000  Beschäftigte konjunkturelles Kurzarbei-
tergeld, ein kräftiger Rückgang gegenüber Juni, 
durch den die Zahl der Personen in Kurzarbeit erst-
mals seit Beginn der Krise unter 1  Million Perso-
nen sank. Der durchschnittliche Arbeitsausfall ging 
dabei auf 43  Prozent zurück. Im August und Sep-
tember wurde die Kurzarbeit laut Schätzungen 
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BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden                                                                                                                                                                                                                    in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen
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des ifo  Instituts weiter auf zuletzt 610.000  Perso-
nen reduziert. Die stärksten Rückgänge dürfte es 
dabei im Gastgewerbe gegeben haben: Zu Beginn 
des 3. Quartals waren hier noch 278.000 Personen 
in Kurzarbeit, im September nur noch 58.000 Per-
sonen, was 5,5 Prozent der abhängig Beschäftigten 
entspricht. In der Autobranche hat sich die Kurzar-
beit dagegen zuletzt leicht um 8.000 Personen auf 
34.000  Personen erhöht; Umfragen zufolge liegt 
dies an den Lieferproblemen bei Vorprodukten.

Das Beschäftigungsbarometer des ifo Instituts stieg 
im September erneut an und weist auf eine Fort-
setzung des positiven Trends am Arbeitsmarkt hin. 
Dieser Anstieg war insbesondere auf den Dienstleis-
tungssektor und die Baubranche zurückzuführen. 
Hingegen zeigte sich das Verarbeitende Gewerbe 
bezüglich geplanter Neueinstellungen zurückhal-
tender, was auf die anhaltenden Lieferschwierig-
keiten von Vorprodukten zurückzuführen sein 
dürfte. Auch das Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung erwartet basierend auf Umfragen 
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bei Arbeitsagenturen einen weiteren Anstieg der 
Beschäftigung und einen  – wenn auch gegenüber 
den vergangenen Monaten mit etwas verringerten 
Tempo – Abbau der Arbeitslosigkeit.

Die positive Entwicklung am Arbeitsmarkt im Jah-
resverlauf dürfte auch merklich dazu beigetragen 
haben, dass beim Bruttoaufkommen der Lohn-
steuer  – trotz der einnahmemindernden Entlas-
tungen der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler in 
diesem Jahr durch die Erhöhung des Grundfreibe-
trags sowie die Verschiebung der übrigen Tarifeck-
werte – anhaltend Zuwächse gegenüber Vorjahr zu 
verzeichnen sind, zuletzt 5,8  Prozent gegenüber 
dem September 2020.

Inflationsrate stieg im 
September leicht auf knapp 
über 4 Prozent

Die Inflationsrate (Veränderung des Verbraucher-
preisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) befin-
det sich weiterhin auf spürbar erhöhtem Niveau. 
Im September lag die Inflationsrate nach Berech-
nungen des Statistischen Bundesamts bei 4,1 Pro-
zent und damit leicht oberhalb der Werte in den 
beiden Vormonaten (3,9  Prozent beziehungsweise 
3,8  Prozent). Im Vergleich zu den jeweiligen Vor-
monaten blieb das Verbraucherpreisniveau dabei 
aber seit Juli konstant.

Die Inflationsrate wurde auch im September deut-
lich von den Basis- und Sondereffekten infolge der 
temporären Senkung der Umsatzsteuersätze im 
vergangenen Jahr und der Entwicklung der Ener-
giepreise sowie von den Lieferengpässen und wei-
teren Steigerungen der Rohstoffpreise beeinflusst. 
Im Einzelnen betrug die Inflationsrate beim Ge-
samtindex für Waren 6,1 Prozent (nach 5,6 Prozent 
im August), darunter 14,3 Prozent für Energie (nach 
12,6  Prozent) und 4,9  Prozent für Nahrungsmittel 
(nach 4,6 Prozent). Der Anstieg des Index für Dienst-
leistungen lag gegenüber dem August unverändert 
bei 2,5 Prozent, darunter ein Plus von 1,4 Prozent 
bei Wohnungsmieten (nach 1,3 Prozent).

Sehr deutlicher Auftrieb ist weiterhin in den Im-
port- und Erzeugerpreisen zu beobachten. Hinter 
diesem stehen vor allem Bewegungen an den glo-
balen Märkten für (Energie-)Rohstoffe und Vorpro-
dukte. Diese werden einerseits maßgeblich durch 
Angebotsengpässe und Lieferprobleme im Zusam-
menhang mit der Corona-Pandemie, andererseits 
durch die hohe Nachfrage im Zuge der konjunk-
turellen Erholung der Weltwirtschaft geprägt. Für 
das kommende Jahr ist, auch auf Basis der sich in 
Terminkontrakten widerspiegelnden Markterwar-
tungen, mit einer Normalisierung der genannten 
Effekte und daher auch sukzessive mit einer Rück-
kehr zu deutlich moderateren Inflationsraten zu 
rechnen.
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Steuereinnahmen im September 2021

Entwicklung im 
September 2021

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) lagen im September 2021 um 23,1 Prozent 
über dem Ergebnis vom September 2020. Der Ein-
nahmezuwachs war überwiegend auf das Plus bei 
den Gemeinschaftsteuern (+28,6  Prozent) zurück-
zuführen. Die hohen Zuwächse bei der Lohnsteuer 
und bei den Steuern vom Umsatz waren vor dem 
Hintergrund einer sehr schwachen Vorjahresba-
sis zu sehen. Hier war das Aufkommen im Septem-
ber 2020 zusätzlich zu den Einnahmeminderungen 
durch die Corona-Krise durch die Auswirkungen 
von Maßnahmen im Rahmen des Zweiten Coro-
na-Steuerhilfegesetzes erheblich beeinträchtigt. 
Beim Lohnsteueraufkommen schlug die Auszah-
lung des Kinderbonus zu Buche und das Aufkom-
men der Steuern vom Umsatz wurde durch die 
temporäre Steuersatzsenkung im 2. Halbjahr 2020 
beträchtlich reduziert. Das Aufkommen der ver-
anlagten Einkommensteuer und der Körper-
schaftsteuer entwickelte sich im Berichtsmonat 
September 2021 ebenfalls sehr gut. Hier waren ins-
besondere bei den Vorauszahlungen erhebliche Zu-
wächse zu verzeichnen. Bei den Bundessteuern er-
gab sich im September ein Einnahmerückgang um 
4,2  Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. Die 
Einnahmen aus den Ländersteuern wiesen hinge-
gen einen Anstieg um 7,2 Prozent auf.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat September 2021 lagen die Zah-
lungen von EU-Eigenmitteln inklusive der Zölle um 
rund 1,2 Mrd. Euro (+56,1 Prozent) über dem Ergeb-
nis im September  2020. Der Abruf von BNE- und 
MwSt.-Eigenmitteln war aufgrund der Abrechnung 
des deutschen Beitrags zum Berichtigungshaus-
halt  2/2021 (u.  a. Finanzierung der Maßnahmen 
in Verbindung mit der COVID-19-Pandemie und 
Anpassungen nach endgültiger Annahme des 
Mehrjährigen Finanzrahmens) höher als im 

Vorjahresmonat. Die monatlichen Anforderungen 
der  EU orientieren sich grundsätzlich an dem je-
weils gültigen Jahreshaushalt der EU.

Gesamtüberblick kumuliert 
Januar bis September 2021

In den Monaten Januar bis September  2021 stieg 
das Steueraufkommen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) um 9,1 Prozent gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum. Die Einnahmen aus den Gemeinschaft-
steuern erhöhten sich dabei um 12,1  Prozent; das 
Aufkommen der Bundessteuern ging um 7,5  Pro-
zent zurück. Die Ländersteuern verzeichneten ei-
nen Einnahmezuwachs um 12,0 Prozent.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen ver-
zeichneten im September  2021 einen Anstieg um 
19,9  Prozent gegenüber dem Ergebnis vom Sep-
tember 2020. Die Einnahmen des Bundes aus den 
Gemeinschaftsteuern stiegen mit 33,0 Prozent stär-
ker als das Steueraufkommen der Gemeinschaft-
steuern (+28,6 Prozent). Dies war darauf zurückzu-
führen, dass der Bundesanteil am Aufkommen der 
Steuern vom Umsatz einen Zuwachs von 32,2 Pro-
zent verzeichnete, obgleich das Aufkommen der 
Steuern vom Umsatz nur um 21,3 Prozent anstieg. 
Der Bund ist gemäß § 1 Abs. 1 Finanzausgleichsge-
setz mit rund 52,81  Prozent am Aufkommen be-
teiligt. Dieser Anteil wird im Weiteren durch die 
Zuweisung von Festbeträgen vom Bund an die Län-
der und Gemeinden gemindert. Bei gleichbleiben-
den Festbeträgen wächst der Anteil des Bundes mit 
steigendem Umsatzsteueraufkommen. In diesem 
Monat wurde zudem gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum ein geringerer Festbetrag vom Bund an 
die Länder überwiesen. Die Einnahmen des Bun-
des aus den Bundessteuern verringerten sich um 
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4,2  Prozent. Zudem stiegen die Eigenmittelabfüh-
rungen des Bundes an die EU sowie die Bundeser-
gänzungszuweisungen an die Länder beträchtlich.

Die Länder verbuchten im September  2021 ei-
nen deutlichen Anstieg ihrer Steuereinnahmen 
um 23,7  Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. 
Der oben beschriebene Mechanismus der Umsatz-
steuerverteilung führte zu einem im Vergleich mit 
dem Bund geringeren Anstieg der Einnahmen der 

Länder aus den Steuern vom Umsatz (+15,4  Pro-
zent) und den Gemeinschaftsteuern (+26,0  Pro-
zent). Zudem war bei den Ländersteuern ein deut-
liches Plus von 7,2 Prozent zu verzeichnen. Ferner 
verbuchten die Länder höhere Einnahmen aus 
Bundesergänzungszuweisungen (+48,8  Prozent) 
sowie aus Regionalisierungsmitteln (Öffentlicher 
Personennahverkehr) (+3,5  Prozent). Die Einnah-
men der Gemeinden aus ihrem Anteil an den Ge-
meinschaftsteuern stiegen um 23,0 Prozent.

2021

September

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 
September

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 16.727 +33,6 155.494 +2,6 211.300 +1,0

Veranlagte Einkommensteuer 16.876 +20,5 50.146 +17,1 61.150 +3,7

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1.475 +48,1 19.498 +22,8 21.400  -0,5

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge (einschließlich 
ehemaligem Zinsabschlag)

803 +71,7 7.451 +45,6 7.500 +10,9

Körperschaftsteuer 8.745 +54,4 28.916 +77,9 28.150 +16,0

Steuern vom Umsatz 22.117 +21,3 181.957 +10,9 245.400 +11,8

Gewerbesteuerumlage 2 +15,4 2.657 +26,7 4.419 +16,3

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 X -0 X 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 66.744 +28,6 446.119 +12,1 579.319 +6,4

Bundessteuern

Energiesteuer 3.434  -1,8 22.375  -3,0 39.150 +4,0

Tabaksteuer 1.145 +10,5 10.274 +1,1 14.460  -1,3

Alkoholsteuer 182  -3,2 1.438  -5,6 1.935  -13,5

Versicherungsteuer 743 +6,1 12.531 +2,8 14.890 +2,3

Stromsteuer 555 +22,6 4.950 +3,3 6.740 +2,7

Kraftfahrzeugsteuer 747  -3,3 7.417  -0,1 9.545 +0,2

Luftverkehrsteuer 80 +262,4 320 +41,7 450 +54,1

Solidaritätszuschlag 1.473  -28,6 8.055  -40,5 10.050  -46,2

Übrige Bundessteuern 117  -2,7 1.031  -2,1 1.401  -6,6

Bundessteuern insgesamt 8.477  -4,2 68.391  -7,5 98.621  -6,6

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 730  -12,8 6.940 +8,5 8.500  -1,2

Grunderwerbsteuer 1.551 +22,3 13.518 +14,4 16.700 +4,0

Rennwett- und Lotteriesteuer 187 +9,2 1.632 +10,6 2.170 +6,2

Biersteuer 52  -28,2 438 +8,0 585 +3,3

Übrige Ländersteuern 41 +4,0 439 +5,3 522 +2,4

Ländersteuern insgesamt 2.561 +7,2 22.968 +12,0 28.477 +2,5

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im Sep-
tember  2021  – trotz der einnahmemindernden 
Entlastungen der Steuerzahlerinnen und Steu-
erzahler in diesem Jahr durch die Erhöhung des 
Grundfreibetrags sowie die Verschiebung der übri-
gen Tarifeckwerte – um 5,8 Prozent über dem Auf-
kommen im Vorjahresmonat. Hierin spiegelte sich 
die gegenüber dem Vorjahreszeitraum günstigere 
Lage am Arbeitsmarkt wider.

Das aus dem Lohnsteueraufkommen ausgezahlte 
Kindergeld lag um 44,2  Prozent unter dem Kin-
dergeldaufkommen im September  2020. Im Ver-
gleichszeitraum September  2020 hatte die Aus-
zahlung der ersten Rate des Kinderbonus in Höhe 
von 200  Euro den Betrag des Kindergelds nahezu 
verdoppelt.

Im Ergebnis erhöhte sich das kassenmäßige Lohn-
steueraufkommen im Vergleich zum Septem-
ber 2020 um 33,6 Prozent. In den Monaten Januar 
bis September  2021 lag das kassenmäßige Lohn-
steueraufkommen damit um insgesamt 2,6 Prozent 
über dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Körperschaftsteuer

Im Vorauszahlungsmonat September  2021 stieg 
das Körperschaftsteueraufkommen brutto um 
54,4  Prozent gegenüber September  2020. Die Vo-
rauszahlungen lagen um 38  Prozent über dem 
durch die Inanspruchnahme von Vorauszahlungs-
herabsetzungen im Rahmen der steuerlichen Maß-
nahmen zur Abmilderung der Corona-Effekte stark 
geminderten Vorjahreswert. Aufgrund der güns-
tigen konjunkturellen Entwicklung lag das Vo-
rauszahlungsvolumen sogar um circa 7  Prozent 
über dem Niveau vom September des Vorkrisen-
jahres  2019. Aus dem Bruttoaufkommen wurden 
geringe Beträge an Forschungszulage ausgezahlt 

68

2021

September

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 
September

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

EU-Eigenmittel

Zölle 429 +7,4 3.556 +2,3 4.950 +5,3

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 370 +113,1 3.326 +68,4 4.430 +79,1

BNE-Eigenmittel 2.584 +62,0 22.814 +39,1 33.290 +30,0

EU-Eigenmittel insgesamt 3.382 +56,1 29.696 +35,9 42.670 +30,1

Bund³ 32.349 +19,9 219.398 +6,2 293.760 +3,8

Länder³ 36.499 +23,7 253.620 +9,7 324.596 +2,6

EU 3.382 +56,1 29.696 +35,9 42.670 +30,1

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

5.980 +23,0 38.320 +5,5 50.341 +0,5

Steueraufkommen insgesamt (ohne Ge-
meindesteuern)

78.211 +23,1 541.034 +9,1 711.367 +4,3

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3  Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Mai 2021.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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sowie Rückzahlungen der Investitionszulage ver-
einnahmt. Per saldo, mit einem Volumen von ins-
gesamt rund 1,3 Mio. Euro, war der Einfluss auf das 
kassenmäßige Körperschaftsteueraufkommen da-
bei marginal. In den Monaten Januar bis Septem-
ber  2021 stieg das kassenmäßige Körperschaft-
steueraufkommen insgesamt um 77,9  Prozent 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum.

Veranlagte Einkommensteuer

Im Vorauszahlungsmonat September 2021 lag das 
Aufkommen aus veranlagter Einkommensteuer 
brutto um 17,3 Prozent über dem Betrag des Vor-
jahresmonats. Auch hier minderten die Herab-
setzungen der Vorauszahlungen im Rahmen der 
Corona-Maßnahmen im September  2020 die Ein-
nahmen aus den Vorauszahlungen beträchtlich. Im 
Vergleich zum September 2020 stiegen diese nun-
mehr um circa 16 Prozent an. Gegenüber dem Sep-
tember des Vorkrisenjahres  2019 ergab sich ein 
Anstieg der Vorauszahlungen um circa 9  Prozent. 
Vom Bruttoaufkommen waren die Arbeitnehmer
erstattungen abzuziehen, deren Niveau gegen-
über September  2020 um 32,1  Prozent niedriger 
lag. Zudem waren in geringem Ausmaß Investi-
tions-, Forschungs- und Eigenheimzulagen zu be-
rücksichtigen. In Summe stieg das kassenmäßige 
Aufkommen an veranlagter Einkommensteuer im 
September 2021 um 20,5 Prozent. In den Monaten 
Januar bis September  2021 lag das kassenmäßige 
Aufkommen aus veranlagter Einkommensteuer 
insgesamt um 17,1  Prozent über dem Niveau des 
Vorjahreszeitraums.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im September  2021 lag das Bruttoaufkommen 
der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag um 
37,7  Prozent über demjenigen im Vorjahresmo-
nat. Aus dem Bruttoaufkommen wurden rund 
44  Mio.  Euro Erstattungen durch das Bundeszen-
tralamt für Steuern geleistet (59,2  Prozent gegen-
über September 2020). Insgesamt ergab sich damit 

ein Anstieg des Kassenaufkommens der nicht ver-
anlagten Steuern vom Ertrag um 48,1 Prozent ge-
genüber September  2020. In den Monaten Januar 
bis September  2021 lag das kassenmäßige Auf-
kommen der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag 
insgesamt um 22,8  Prozent über dem Niveau des 
Vorjahreszeitraums.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Veräußerungserträge verzeichnete im 
Vergleich zum September  2020 einen Anstieg 
um 71,7  Prozent. In den Monaten Januar bis Sep-
tember  2021 stieg das kassenmäßige Aufkom-
men insgesamt um 45,6  Prozent gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag im 
September 2021 um 21,3 Prozent höher als im Vor-
jahresmonat. Die Einnahmen aus der Binnen-Um-
satzsteuer stiegen um 11,4 Prozent; die Einnahmen 
aus der Einfuhrumsatzsteuer erhöhten sich um 
62,1 Prozent gegenüber September 2020.

Aufgrund der regelmäßig gewährten Dauerfrist-
verlängerung zur Abgabe der Umsatzsteueranmel-
dung und Abführung der Umsatzsteuer werden 
im September von den Unternehmen die Umsatz-
steuereinnahmen des Monats Juli abgeführt. So-
mit wurden im September 2020 erstmals die Aus-
wirkungen der Umsatzsteuersatzsenkung ab dem 
1.  Juli  2020 im Kassenaufkommen sichtbar. Die 
durch die Steuersatzsenkung bewirkte deutliche 
Reduzierung der Vorjahresbasis ist für den über-
wiegenden Teil des Einnahmezuwachses im Be-
richtsmonat verantwortlich.

In den Monaten Januar bis September  2021 stieg 
das kassenmäßige Aufkommen der Steuern vom 
Umsatz insgesamt um 10,9 Prozent gegenüber dem 
Niveau des Vorjahreszeitraums.
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Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern insge-
samt lag im September 2021 um 4,2 Prozent unter 
dem Steueraufkommen des Vorjahresmonats. Si
gnifikante Einnahmerückgänge waren bei der Ener-
giesteuer (-1,8  Prozent), der Kraftfahrzeugsteuer 
(3,3 Prozent) sowie der Alkoholsteuer (3,2 Prozent) 
zu verzeichnen. Das Aufkommen aus dem Solidari-
tätszuschlag verringerte sich im Berichtsmonat in-
folge der Teilabschaffung ab dem 1. Januar 2021 um 
28,6 Prozent gegenüber September 2020. Deutliche 
Zuwächse im Vergleich zum Vorjahresmonat wa-
ren bei der Versicherungsteuer (+6,1  Prozent), der 
Tabaksteuer (+10,5  Prozent) und der Luftverkehr-
steuer (+262,4  Prozent) zu verzeichnen. Die Ent-
wicklung der Luftverkehrsteuer weist darauf hin, 
dass der infolge der Corona-Krise stark reduzierte 
Flugverkehr an deutschen Flughäfen wieder zu-
nimmt, allerdings noch weit unter dem Vorkrisen-
niveau liegt. Die Veränderungen bei den übrigen 
Steuerarten hatten betragsmäßig nur geringen Ein-
fluss auf das Gesamtergebnis der Bundessteuern. In 
den Monaten Januar bis September  2021 verrin-
gerte sich das kassenmäßige Aufkommen der Bun-
dessteuern insgesamt um 7,5  Prozent gegenüber 
dem Vorjahr.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im Sep-
tember 2021 um 7,2 Prozent über dem Ergebnis im 
September 2020. Die Einnahmen aus der Grunder-
werbsteuer stiegen um 22,3  Prozent, aus der Feu-
erschutzsteuer um 4,0 Prozent und aus der Renn-
wett- und Lotteriesteuer um 9,2  Prozent. Bei der 
Biersteuer ergab sich ein Rückgang um 28,2  Pro-
zent und bei der Erbschaftsteuer um 12,8 Prozent. 
In den Monaten Januar bis September  2021 stieg 
das Aufkommen der Ländersteuern insgesamt um 
12,0 Prozent.

70
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich September 2021

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich 
im Zeitraum Januar bis September  2021 auf rund 
233,1  Mrd. Euro. Damit lagen die Einnahmen um 
4,4 Prozent (rund +9,8 Mrd. Euro) über dem entspre-
chenden Vorjahresniveau, aber immer noch rund 
22,7 Mrd. Euro unter dem Niveau im gleichen Zeit-
raum des Jahres 2019. Die Steuereinnahmen (inklu-
sive der EU-Eigenmittelabflüsse) stiegen bis Sep-
tember 2021 um 7,0 Prozent (rund +14,3 Mrd. Euro) 
gegenüber der Vorjahresperiode. Die Einnahmen 
aus Einkommen- und Körperschaftsteuer wuchsen 
dabei um 15,9  Prozent (rund +15,4  Mrd. Euro) an. 
Die Einnahmen aus Steuern vom Umsatz stiegen 
um 14,5  Prozent (rund +10,5  Mrd. Euro). Das Auf-
kommen aus dem Solidaritätszuschlag verringerte 
sich dagegen um 40,5 Prozent (rund -5,5 Mrd. Euro). 
Dieser Rückgang ist im Wesentlichen auf die Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlags ab diesem Jahr 
für rund 90  Prozent der Lohn- und Einkommen-
steuerpflichtigen zurückzuführen. Die Zunahme 
der Steuereinnahmen wurde auch durch die Zah-
lungen an die Europäische Union (EU) – die BNE-Ei-
genmittel der EU und Mehrwertsteuer-Eigenmittel 
der EU – gedämpft, die um rund 7,8 Mrd. Euro höher 
waren als im entsprechenden Vorjahreszeitraum.

Die Sonstigen Einnahmen lagen kumuliert bis Sep-
tember 2021 um 22,1 Prozent (rund -4,5 Mrd. Euro) 
unter dem entsprechenden Vorjahresniveau. Dies 
war vor allem auf das Ausbleiben der Abführung des 
Bundesanteils am Reingewinn der Deutschen Bun-
desbank (2,5 Mrd. Euro) zurückzuführen. Das Bun-
deskartellamt nahm gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum rund 0,8 Mrd. Euro weniger aus Geldstrafen 
und Geldbußen ein. Auch das Ausbleiben der Divi-
dendenausschüttung der Deutschen Bahn machte 
sich bemerkbar. Im Jahr 2020 zahlte die Deutsche 
Bahn eine Dividende in Höhe von 650 Mio. Euro an 
den Bund.

Ausgaben

Der Vollzug des Haushalts 2021 ist wesentlich von 
der Bewältigung der COVID-19-Pandemie und ih-
rer Folgen geprägt. Die Ausgaben des Bundeshaus-
halts beliefen sich von Januar bis September 2021 
auf rund 366,4  Mrd. Euro und lagen damit um 
23,9 Prozent (rund +70,6 Mrd. Euro) über dem ent-
sprechenden Vorjahresniveau. Nach ökonomischen 
Arten gegliedert resultierte der Anstieg der Ausga-
ben im betrachteten Zeitraum überwiegend aus 
höheren konsumtiven Ausgaben (+20,8 Prozent be-
ziehungsweise rund +56,4 Mrd. Euro). Ein Großteil 
der höheren Ausgaben wurde für laufende Zuwei-
sungen an Verwaltungen und Sozialversicherun-
gen sowie für Zuschüsse an Unternehmen aufge-
wendet. Die Zuweisungen an Verwaltungen stiegen 
um 61,0 Prozent (rund +18,8 Mrd. Euro), was vor al-
lem auf eine im September  2021 erfolgte Zuwei-
sung an das Sondervermögen „Aufbauhilfe  2021“ 
in Höhe von 16 Mrd. Euro zurückzuführen war. Die 
Zuschüsse an Unternehmen stiegen um 46,1  Pro-
zent (rund +17,1 Mrd. Euro). Dabei wurde der über-
wiegende Teil der höheren Ausgaben für Coro-
na-Unternehmenshilfen aufgewendet. Von den 
für diesen Zweck zur Verfügung gestellten Mitteln 
waren bis zum 30. September 2021 rund 31,2 Mrd. 
Euro abgeflossen. Die Zuweisungen an Sozialversi-
cherungen überstiegen das entsprechende Vorjah-
resergebnis um 15,6 Prozent (rund +16,9 Mrd. Euro). 
Darin enthalten waren Leistungen an den Gesund-
heitsfonds für durch die SARS-CoV-2-Pandemie 
verursachte Belastungen, die bis September  2021 
um rund 12,2 Mrd. Euro höher waren als im Sep-
tember  2020. Weiterhin enthalten waren Zuwei-
sungen an die Liquiditätsreserve des Gesundheits-
fonds für das erstmals in diesem Jahr aufgelegte 
Zukunftsprogramm Krankenhäuser, die in der da-
für veranschlagten Höhe von 3,0 Mrd. Euro ausge-
zahlt wurden.
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2020 Soll 2021¹ Ist-Entwicklung² September 2021

Ausgaben (Mrd. €)³ 441,8 547,7 366,4

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +23,9

Einnahmen (Mrd. €)4 311,1 307,3 233,1

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +4,4

Steuereinnahmen (Mrd. €) 283,3 284,0 217,2

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +7,0

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. €) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. €) -130,7 -240,4 -133,3

Deckung/Verwendung: 130,7 240,4 133,3

Kassenmittel (Mrd. €) - - 70,2

Münzeinnahmen (Mrd. €) 0,2 0,2 0,2

Saldo der Rücklagenbewegungen5 0 0,0 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo6 (Mrd. €) 130,5 240,2 62,9

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 

vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).
2  Buchungsergebnisse.
3  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
5  Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
6  (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Investiv wurden im Berichtszeitraum Mittel in 
Höhe von rund 39,5  Mrd. Euro verausgabt. Da-
mit wurde das Niveau vom September  2020 um 
56,4  Prozent (rund +14,2  Mrd. Euro) übertroffen. 
Dies war vor allem auf unterjährige Liquiditäts-
hilfen an die Bundesagentur für Arbeit zurückzu-
führen, die als Darlehen verbucht wurden und um 
rund 13,0  Mrd.  Euro höher waren als im entspre-
chenden Zeitraum des Vorjahres. Die Sachinvesti-
tionen sind aufgrund geringerer Ausgaben für Bau-
maßnahmen um 47,3 Prozent (rund -3,4 Mrd. Euro) 
zurückgegangen. Die gegenüber dem Vorjahr ge-
ringeren Ausgaben für Baumaßnahmen sind vor 
allem auf einen Sondereffekt zurückzuführen, der 
das ganze Jahr wirken wird. Die Investitionen im 
Fernstraßenbau werden ab dem Jahr  2021 an die 
„Autobahn  GmbH des Bundes“ ausgelagert. Die 
„Autobahn GmbH des Bundes“ erhält die dafür be-
nötigten Mittel über Zuschüsse für Investitionen, 
die im September um rund 2,4 Mrd. Euro höher ge-
wesen sind als im September des vergangenen Jah-
res. Gemäß Soll 2021 erhält die „Autobahn GmbH 

des Bundes“ dieses Jahr insgesamt Zuschüsse für 
Investitionen in Höhe von rund 5,5 Mrd. Euro. Bei 
den Bauinvestitionen sind daher im Jahr 2021 auch 
rund 4,7 Mrd. Euro weniger veranschlagt als im Soll 
des Jahres 2020 (rund 4,2 Mrd. Euro weniger gegen-
über dem Ist 2020).

Finanzierungssaldo

Im Zeitraum von Januar bis September  2021 wies 
der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 
133,3 Mrd. Euro auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

73

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Entwicklung des Bundeshaushalts bis einschließlich September 2021

Monatsbericht des BMF 
Oktober 2021

Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2020 Soll 2021¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

September 
2020

September 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Allgemeine Dienste 95.479 21,6 103.911 19,0 64.328 67.722 +5,3

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 12.127 2,7 12.324 2,3 5.910 6.782 +14,8

Verteidigung 45.471 10,3 47.019 8,6 30.867 31.759 +2,9

Politische Führung, zentrale Verwaltung 19.199 4,3 22.707 4,1 14.580 15.759 +8,1

Finanzverwaltung 5.342 1,2 5.922 1,1 3.896 4.285 +10,0

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle Angelegenheiten 28.645 6,5 31.829 5,8 15.668 17.318 +10,5

Förderung für Schülerinnen und Schüler, Studierende, 
Weiterbildungsteilnehmende

6.045 1,4 5.182 0,9 2.573 3.411 +32,5

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der 
Hochschulen

15.236 3,4 18.207 3,3 8.623 8.995 +4,3

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 218.365 49,4 284.649 52,0 170.045 219.884 +29,3

Sozialversicherungen einschließlich Arbeitslosenversicherung 129.829 29,4 134.149 24,5 103.173 122.610 +18,8

darunter:

 Allgemeine Rentenversicherung 93.004 21,1 97.401 17,8 76.065 79.682 +4,8

 Krankenversicherung 15.884 3,6 19.010 3,5 11.842 14.755 +24,6

 Arbeitslosenversicherung 6.913 1,6 3.350 0,6 3.940 16.940 +330,0

Arbeitsmarktpolitik 40.876 9,3 45.360 8,3 27.928 31.794 +13,8

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 20.658 4,7 23.700 4,3 15.810 16.938 +7,1

Leistungen des Bundes für Unterkunft und Heizung 
nach dem SGB II

10.097 2,3 11.200 2,0 5.092 7.725 +51,7

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 10.343 2,3 11.395 2,1 7.766 8.353 +7,6

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen 
Ereignissen

2.039 0,5 2.269 0,4 1.641 1.676 +2,1

Sonstige soziale Angelegenheiten 24.149 5,5 79.621 14,5 21.136 47.170 +123,2

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 19.001 4,3 25.114 4,6 15.741 11.710 -25,6

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kommunale 
Gemeinschaftsdienste

1.783 0,4 2.972 0,5 902 1.098 +21,7

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 893 0,2 1.675 0,3 619 827 +33,6

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.469 0,3 2.611 0,5 537 974 +81,6

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 5.509 1,2 14.620 2,7 4.032 3.726 -7,6

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.400 0,3 2.968 0,5 671 727 +8,5

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 2.316 0,5 1.491 0,3 2.198 571 -74,0

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 22.961 5,2 33.683 6,1 14.225 15.283 +7,4

Straßen 9.791 2,2 9.815 1,8 6.018 4.768 -20,8

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 8.156 1,8 16.321 3,0 4.844 5.504 +13,6

Allgemeine Finanzwirtschaft 48.585 11,0 48.336 8,8 10.338 28.703 +177,6

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Schuldenaufnahme

6.457 1,5 10.267 1,9 5.549 4.944 -10,9

Ausgaben insgesamt² 441.798 100,0 547.726 100,0 295.816 366.419 +23,9

1  Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 
vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Bundesausgaben nach ökonomischen Arten

Ist 2020 Soll 2021¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

September 
2020

September 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Konsumtive Ausgaben 391.450 88,6 461.191 84,2 270.587 326.950 +20,8

Personalausgaben 35.409 8,0 35.960 6,6 26.726 28.087 +5,1

Aktivbezüge 26.249 5,9 26.817 4,9 19.438 20.719 +6,6

Versorgung 9.160 2,1 9.144 1,7 7.289 7.368 +1,1

Laufender Sachaufwand 36.370 8,2 44.823 8,2 22.472 23.831 +6,0

Unterhaltung des unbeweglichen Vermögens 1.801 0,4 1.164 0,2 1.215 712  -41,4

Militärische Beschaffungen 16.833 3,8 18.155 3,3 9.340 9.425 +0,9

Sonstiger laufender Sachaufwand 17.736 4,0 25.504 4,7 11.917 13.695 +14,9

Zinsausgaben 6.413 1,5 10.261 1,9 5.506 4.919  -10,7

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 312.053 70,6 366.125 66,8 214.892 268.992 +25,2

an Verwaltungen 75.607 17,1 40.670 7,4 30.819 49.608 +61,0

an andere Bereiche 236.446 53,5 325.455 59,4 184.073 219.384 +19,2

darunter:

Unternehmen 49.569 11,2 104.429 19,1 37.044 54.108 +46,1

Renten, Unterstützungen u. a. 30.735 7,0 36.535 6,7 23.469 25.210 +7,4

Sozialversicherungen 134.613 30,5 153.495 28,0 108.844 125.786 +15,6

Sonstige Vermögensübertragungen 1.205 0,3 4.022 0,7 991 1.121 +13,1

Investive Ausgaben 50.348 11,4 59.268 10,8 25.229 39.469 +56,4

Finanzierungshilfen 38.756 8,8 51.165 9,3 18.105 35.716 +97,3

Zuweisungen und Zuschüsse 30.652 6,9 39.856 7,3 13.673 16.525 +20,9

Darlehensgewährungen, Gewährleistungen 7.630 1,7 6.680 1,2 4.424 18.867 +326,5

Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 473 0,1 4.628 0,8 9 323 -

Sachinvestitionen 11.592 2,6 8.103 1,5 7.124 3.753  -47,3

Baumaßnahmen 8.192 1,9 4.554 0,8 5.111 2.288  -55,2

Erwerb von beweglichen Sachen 2.816 0,6 3.412 0,6 1.638 1.419  -13,4

Grunderwerb 585 0,1 137 0,0 375 45  -88,0

Globalansätze 0 0,0 27.267 5,0 0 0 X

Ausgaben insgesamt² 441.798 100,0 547.726 100,0 295.816 366.419 +23,9

1  Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 
vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen.
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2020 Soll 2021¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü.Vorjahr 

September 
2020

September 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Steuern 283.254 91,1 284.024 92,4 202.883 217.172 +7,0

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 235.978 75,9 250.470 81,5 170.843 197.069 +15,4

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge)

140.012 45,0 134.358 43,7 97.188 112.604 +15,9

davon:

Lohnsteuer 89.075 28,6 84.651 27,5 60.685 63.810 +5,1

Veranlagte Einkommensteuer 25.067 8,1 24.814 8,1 18.205 21.313 +17,1

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 10.761 3,5 9.200 3,0 7.919 9.744 +23,0

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge 

2.976 1,0 2.794 0,9 2.252 3.279 +45,6

Körperschaftsteuer 12.134 3,9 12.899 4,2 8.127 14.458 +77,9

Steuern vom Umsatz 94.391 30,3 114.323 37,2 72.786 83.333 +14,5

Gewerbesteuerumlage 1.574 0,5 1.789 0,6 869 1.132 +30,3

Energiesteuer 37.635 12,1 39.850 13,0 23.068 22.375  -3,0

Tabaksteuer 14.651 4,7 14.190 4,6 10.164 10.274 +1,1

Solidaritätszuschlag 18.676 6,0 9.950 3,2 13.530 8.055  -40,5

Versicherungsteuer 14.553 4,7 14.890 4,8 12.188 12.531 +2,8

Stromsteuer 6.561 2,1 6.880 2,2 4.793 4.950 +3,3

Kraftfahrzeugsteuer 9.526 3,1 9.545 3,1 7.426 7.417  -0,1

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.249 0,7 2.102 0,7 1.533 1.440  -6,1

Kaffeesteuer 1.060 0,3 1.070 0,3 753 779 +3,5

Luftverkehrsteuer 292 0,1 630 0,2 226 320 +41,6

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnissteuer 428 0,1 394 0,1 289 247  -14,5

Sonstige Bundessteuern 1 0,0 2 0,0 1 2 +100,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 1.067 X 800 X 1.067 800  -25,0

Ergänzungszuweisungen an Länder 8.751 X 9.179 X 6.530 7.653 +17,2

BNE-Eigenmittel der EU 25.616 X 33.280 X 16.399 22.814 +39,1

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 2.473 X 4.430 X 1.975 3.326 +68,4

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 11.457 X 9.268 X 9.217 6.951  -24,6

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 6.744 6.744 -

Sonstige Einnahmen 27.831 8,9 23.290 7,6 20.418 15.899  -22,1

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 7.263 2,3 5.352 1,7 5.055 2.175  -57,0

Zinseinnahmen 364 0,1 385 0,1 251 249  -0,8

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, 
Kapitalrückzahlungen, Gewährleistungen

1.342 0,4 1.253 0,4 913 852  -6,7

Einnahmen insgesamt² 311.085 100,0 307.314 100,0 223.301 233.071 +4,4

1  Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021  
vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage Monatsbericht des BMF 
Oktober 2021

76

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich August 2021

Der Finanzierungssaldo der Kernhaushalte der 
Ländergesamtheit betrug am Ende des Berichts-
zeitraums rund ‑6,0 Mrd. Euro und verbesserte sich 
im Vergleich zum Vorjahreswert um 16,4 Mrd. Euro.

Die Ausgaben der Länder wuchsen im Vergleich 
zum Vorjahr um 2,0  Prozent an. Die laufenden 
Zahlungen an Gemeinden stiegen um 2,3 Prozent 
(1,5 Mrd. Euro). In zwei Ländern waren in den Zah-
lungen an Verwaltungen der laufenden Rechnung 
u. a. die Auszahlungen der Fluthilfen in Höhe von 
0,4 Mrd. Euro enthalten.

Die Einnahmen stiegen im Vergleich zum Vorjahr 
um 8,1 Prozent. Maßgeblich dazu beigetragen ha-
ben die höheren Steuereinnahmen (10,0  Prozent). 
Der Anstieg ist auch auf den Zuwachs der Zuwei-
sungen von Verwaltungen der laufenden Rech-
nung (3,5  Prozent) zurückzuführen, in denen sich 
vor allem die vom Bund geleisteten Zahlungen an 
die Länder im Rahmen der Corona-Hilfspakete 
widerspiegeln.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis 
einschließlich August sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis August 2021 –  Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis August 2021 – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis August 2021 –  Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen

Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finan-
zierung des Bundeshaushalts und der Sonderver-
mögen des Bundes. Sondervermögen werden un-
terschieden in solche Sondervermögen, die über 
den Bundeshaushalt oder andere Einnahmen mit-
finanziert werden, und Sondervermögen mit eige-
ner Kreditermächtigung (Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds (FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF) und Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) 
sowie Restrukturierungsfonds (RSF)). Der RSF wird 
nachfolgend nicht mit aufgeführt, da zu den be-
trachteten Stichtagen keine Kreditaufnahme vor-
gelegen hat. Die Kreditaufnahme für die Sonder-
vermögen FMS und WSF dient dabei zum einen 
der Finanzierung von Aufwendungen für Stabili-
sierungsmaßnahmen gemäß §  9 Abs.  1 Stabilisie-
rungsfondsgesetz (StFG) oder der Rekapitalisierung 
von Unternehmen gemäß §  22  StFG. Zum ande-
ren nimmt der Bund für FMS und WSF auch Kre-
dite auf, die gemäß § 9 Abs. 5 und § 23 StFG dann 
als konditionsgleiche Darlehen an Anstalten des 
öffentlichen Rechts durchgeleitet werden. Die Auf-
nahme dieser Kredite über den Bund dient der 
Kostenersparnis.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich 
erst auf die gesamte Kreditaufnahme des Bundes. 
Anschließend erfolgt eine Aufgliederung in

	● die Kreditaufnahme beziehungsweise Ver-
schuldung des Bundeshaushalts und der mit-
finanzierten Sondervermögen sowie der Kre-
ditaufnahme beziehungsweise Verschuldung 
von FMS, WSF und ITF ohne Finanzierung von 
Darlehen für Anstalten des öffentlichen Rechts 
und

	● die Kreditaufnahme für FMS und WSF zur Fi-
nanzierung von an Anstalten des öffentli-
chen Rechts durchzuleitende Darlehen (im Fol-
genden „Darlehensfinanzierung“).

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31. Dezember 2020 Kredite in 
Höhe von 1.272,0  Mrd.  Euro aufgenommen. Die-
ser Bestand erhöhte sich zum 30. September 2021 
auf 1.413,8  Mrd.  Euro. Der Anstieg der Kreditauf-
nahme um 141,8  Mrd.  Euro ging auf den Finan-
zierungsbedarf des Bundes für den Haushalt und 
die Sondervermögen einschließlich der Bedarfe 
von FMS und WSF zur Durchleitung von Darle-
hen an Anstalten des öffentlichen Rechts zurück. 
Wie im Vorjahr ist auch im Jahr 2021 mit einer er-
höhten Kreditaufnahme zu rechnen. Hintergrund 
sind weiterhin die Maßnahmen, die die Bundesre-
gierung zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Fol-
gen der COVID-19-Pandemie beschlossen hat. Im 
Juni  2021 ist der Nachtrag zum Bundeshaushalts-
plan für das Haushaltsjahr  2021 in Kraft getreten, 
der einen um etwa 60 Mrd. Euro gestiegenen Netto-
kreditbedarf des Bundeshaushalts vorsieht. Bereits 
die erste Fassung des Haushaltsgesetzes 2021 bein-
haltete eine gegenüber dem Vorjahr nochmals hö-
here geplante Nettokreditaufnahme.

Der Anstieg des Bestands der Kreditaufnahme 
gegenüber dem 31.  Dezember  2020 resul-
tierte aus neuen Aufnahmen im Volumen von 
401,0  Mrd.  Euro bei Fälligkeiten im Volumen von 
259,1 Mrd. Euro. Bis zum 30. September 2021 wurde 
im Jahr 2021 für die Verzinsung aller auch in frühe-
ren Jahren aufgenommenen bestehenden Kredite 
saldiert 4,2 Mrd. Euro aufgewendet.

Im September 2021 wurden 43,5 Mrd. Euro an kon-
ventionellen Bundeswertpapieren emittiert. Sie 
verteilten sich auf 5,5  Mrd.  Euro 30-jährige Bun-
desanleihen, 9,0  Mrd.  Euro 10-jährige Bundesan-
leihen (zu denen hier auch die im Jahr  2020 ein-
geführten 7- und 15-jährigen Bundesanleihen 
gezählt werden), 4,0 Mrd. Euro Bundesobligationen, 
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5,0  Mrd.  Euro Bundesschatzanweisungen und 
20,0 Mrd. Euro Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes. Im September 2021 wurden des Wei-
teren eine neue 10-jährige Grüne Bundesanleihe 
mit einem Volumen von 3,5 Mrd. Euro und inflati-
onsindexierte Bundesanleihen mit einem Volumen 
von 700 Mio. Euro begeben.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswert-
papieren erhöhten sich im September  2021 um 
0,7  Mrd.  Euro auf 160,9  Mrd.  Euro. Die Verände-
rung resultiert im Wesentlichen aus Sekundär-
marktverkäufen in Höhe von 16,5 Mrd. Euro, denen 
Käufe in Höhe von 8,0  Mrd.  Euro und die Erhö-
hung von Eigenbeständen durch bei Emission zu-
rückbehaltene Emissionsanteile um 9,2 Mrd. Euro 
gegenüberstehen.

Am 30. September 2021 entfielen 93,7 Prozent der 
Kreditaufnahmen auf die Kreditaufnahme des 
Bundes für Haushalt und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung. 6,3 Prozent der Kreditauf-
nahme dienten der Finanzierung von FMS und 
WSF für durchgeleitete Kredite an Anstalten des öf-
fentlichen Rechts.

Entwicklung der Kreditauf
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung)

Im September  2021 wurden für den Bund (Haus-
halt und Sondervermögen ohne Darlehensfinan-
zierung) 43,4  Mrd.  Euro an Krediten aufgenom-
men. Gleichzeitig wurden 42,4  Mrd.  Euro fällige 
Kredite getilgt. Für die Verzinsung der Kredite des 
Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Dar-
lehensfinanzierung) wurden im September saldiert 
1,3 Mrd. Euro vereinnahmt.

Am 30.  September  2021 betrug der Bestand der 
Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Son-
dervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 

insgesamt 1.325,4  Mrd.  Euro. Damit erhöhte sich 
dieser gegenüber dem 31.  Dezember  2020 um 
121,4 Mrd. Euro. Der größte Teil der Erhöhung ent-
fiel mit 118,5  Mrd.  Euro auf den Bundeshaushalt, 
dessen Bestand auf 1.281,8 Mrd. Euro anstieg.

Per 30. September 2021 betrug der Bestand der Kre-
ditaufnahme für den ITF 16,1  Mrd.  Euro. Der Be-
stand der Kreditaufnahme des FMS für Kredite 
für Aufwendungen gemäß §  9 Abs.  1  StFG betrug 
zu diesem Stichtag 22,8  Mrd.  Euro. Die Krediter-
mächtigungen des WSF für Kredite für Rekapita-
lisierungsmaßnahmen gemäß §  22  StFG wurden 
im Jahr 2021 bis Ende September 2021 – unter Be-
rücksichtigung von Fälligkeiten  – über insgesamt 
2,9 Mrd. Euro in Anspruch genommen, sodass sich 
per 30.  September  2021 ein Bestand an Krediten 
von 4,8 Mrd. Euro ergab.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Seit dem Jahr 2019 werden für den FMS Kredite zur 
Refinanzierung von an die FMS Wertmanagement 
durchzuleitende Darlehen gemäß §  9 Abs.  5  StFG 
aufgenommen. In ähnlicher Weise erfolgt seit dem 
Jahr  2020 eine Kreditaufnahme für den WSF zur 
Gewährung von Darlehen an die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau zur Finanzierung von Krisenmaß-
nahmen gemäß § 23 StFG.

Im September 2021 wurden für den FMS zu diesem 
Zweck Kredite im Volumen von 2,6 Mrd. Euro neu 
aufgenommen, gleichzeitig wurden Kredite in ei-
nem Volumen von 2,1 Mrd. Euro fällig. Per 30. Sep-
tember  2021 betrug der Bestand 53,0  Mrd.  Euro. 
Der Bestand von Krediten zur Darlehensfinanzie-
rung für den WSF erhöhte sich im Laufe des Mo-
nats September 2021 um 1,0 Mrd. Euro und betrug 
am 30. September 2021 somit 35,4 Mrd. Euro. Seit 
Jahresbeginn stieg der Bestand der Kredite zur Dar-
lehensfinanzierung damit auf 88,4 Mrd. Euro.
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Kreditaufnahme des Bundes - Bestand und laufendes Jahr
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes – Bestand per 30. September 2021 

Weitere Einzelheiten für den Monat Septem-
ber  2021 können folgenden Tabellen entnommen 
werden:

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes,

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung),

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung,

	● Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigen-
bestände an Bundeswertpapieren.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die drei erstge-
nannten Tabellen mit Daten für den Septem-
ber  2021, die nach Restlaufzeitklassen gruppierte 
Kreditaufnahme des Bundes sowie die monatli-
che Historie zur Kreditaufnahme, dem Bedarf der 

Kreditaufnahme, Tilgungen und Zinsen für die 
Kreditaufnahme enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
stand und laufendes Jahr“ zeigt die Verteilung der 
Kreditaufnahme auf die Finanzierungsinstru-
mente, sowohl für die Aufnahme im Jahr 2021 bis 
Ende September als auch für den gesamten Be-
stand per 30.  September  2021. Den größten An-
teil der Kreditaufnahme im Jahr 2021 machten bis 
Ende September mit 182,2 Mrd. Euro beziehungs-
weise 45,4  Prozent die (teils unterjährig fälligen) 
Unverzinslichen Schatzanweisungen des Bun-
des aus, gefolgt von den 10-jährigen Bundesanlei-
hen mit 93,5 Mrd. Euro beziehungsweise 23,3 Pro-
zent. Zu diesem Segment wurden hier auch die im 
Jahr 2020 neu eingeführten 7- und die 15-jährigen 
Bundesanleihen gezählt. Per 30.  September  2021 
waren über 99 Prozent des Bestands der Kreditauf-
nahmen des Bundes in Form von Inhaberschuld-
verschreibungen verbrieft, bei denen die konkreten 
Gläubiger dem Bund nicht bekannt sind.
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im September 2021 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. August 
2021  September  September 

30. September 
2021 September September 

Insgesamt 1.411.322 47.039 -44.548 1.413.813 2.491 1.324

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.280.617 38.377 -37.196 1.281.798 1.181 1.355

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen gemäß  
§ 9 Abs. 1 StFG)

22.769 2.047 -2.060 22.756 -13 -47

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

52.500 2.600 -2.100 53.000 500 72

Investitions- und Tilgungsfonds 16.069 1.598 -1.598 16.069 - -57

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungsmaß-
nahmen gemäß § 22 StFG)

4.961 1.410 -1.593 4.777 -183 5

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

34.406 1.006 - 35.413 1.006 -3

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.321.193 43.175 -44.548 1.319.819 -1.374 1.033

30-jährige Bundesanleihen 267.911 7.280 - 275.191 7.280 1.184

10-jährige Bundesanleihen 602.305 7.668 -15.969 594.005 -8.301 -418

Bundesobligationen 193.843 4.850 - 198.692 4.850 154

Bundesschatzanweisungen 114.307 4.076 -12.985 105.398 -8.909 58

Unverzinsliche 
Schatzanweisungen des Bundes

142.827 19.301 -15.595 146.533 3.706 55

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

63.185 667 - 63.851 667 217

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

10.112 84 - 10.196 84 51

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

53.073 583 - 53.656 583 167

Grüne Bundeswertpapiere 16.626 3.198 - 19.824 3.198 122

30-jährige Grüne Bundesanleihen 5.575 - - 5.575 - -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.390 3.198 - 9.588 3.198 122

Grüne Bundesobligationen 4.661 - - 4.661 - -

Schuldscheindarlehen 5.845 - - 5.845 - -48

Kredit durch 
Wertpapierpensionsgeschäfte

- - - - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen  
ohne Darlehensfinanzierung) im September 2021 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. August 
2021  September  September 

30. September 
2021 September September 

Insgesamt 1.324.416 43.433 -42.448 1.325.400 985 1.256

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.280.617 38.377 -37.196 1.281.798 1.181 1.355

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen gemäß  
§ 9 Abs. 1 StFG)

22.769 2.047 -2.060 22.756 -13 -47

Investitions- und Tilgungsfonds 16.069 1.598 -1.598 16.069 - -57

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (Kredite 
für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

4.961 1.410 -1.593 4.777 -183 5

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.234.287 39.568 -42.448 1.231.407 -2.880 965

30-jährige Bundesanleihen 267.911 7.280 - 275.191 7.280 1.184

10-jährige Bundesanleihen 574.405 7.068 -15.969 565.505 -8.901 -439

Bundesobligationen 162.543 3.850 - 166.392 3.850 118

Bundesschatzanweisungen 87.607 3.076 -10.885 79.798 -7.809 44

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

141.821 18.294 -15.595 144.520 2.700 58

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 63.185 667 - 63.851 667 217

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

10.112 84 - 10.196 84 51

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

53.073 583 - 53.656 583 167

Grüne Bundeswertpapiere 16.626 3.198 - 19.824 3.198 122

30-jährige Grüne Bundesanleihen 5.575 - - 5.575 - -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.390 3.198 - 9.588 3.198 122

Grüne Bundesobligationen 4.661 - - 4.661 - -

Schuldscheindarlehen 5.845 - - 5.845 - -48

Kredit durch 
Wertpapierpensionsgeschäfte

- - - - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der 
Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere

5.457 5.456 -1 -

Rücklagen gemäß Schlusszahlungs
finanzierungsgesetz (SchlussFinG)

4.240 4.281 42 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres  
(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestandsänderung 
(Saldo) Zinsen

31. August 2021 September September 
30. September 

2021 September September 

Insgesamt 86.906 3.606 -2.100 88.413 1.506 69

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

52.500 2.600 -2.100 53.000 500 72

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

34.406 1.006 - 35.413 1.006 -3

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.  
Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den Finanzmarktstabilisierungsfonds Kredite bis zu 60 Mrd. € aufzunehmen, damit 
nach § 8 Abs. 10 StFG der Finanzmarktstabilisierungsfonds an Abwicklungsanstalten Darlehen zur Refinanzierung der von diesen 
übernommenen Vermögensgegenständen gewähren kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie die 
bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundeswertpapie-
ren.
Das BMF ist nach § 24 Abs. 1 i. V. m. § 23 StFG ermächtigt, für den WSF zum Zwecke der Darlehensgewährung Kredite in Höhe von bis 
zu 100 Mrd. € aufzunehmen. Nach § 23 StFG kann der WSF der KfW Darlehen zur Refinanzierung der ihr von der Bundesregierung als 
Reaktion auf die sogenannte Corona-Krise zugewiesenen Sonderprogramme gewähren. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung im September 2021 
in Mio. Euro

Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im September 2021 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Zunahme Abnahme Bestand
Bestandsänderung 

(Saldo)

31. August 2021 September September 30. September 2021 September 

Umlaufvolumen insgesamt 1.560.200 47.700 -44.500 1.563.400 3.200

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.475.000 43.500 -44.500 1.474.000 -1.000

30-jährige Bundesanleihen 319.000 5.500 - 324.500 5.500

10-jährige Bundesanleihen 666.000 9.000 -16.000 659.000 -7.000

Bundesobligationen 223.500 4.000 - 227.500 4.000

Bundesschatzanweisungen 124.500 5.000 -13.000 116.500 -8.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

142.000 20.000 -15.500 146.500 4.500

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 67.700 700 - 68.400 700

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

10.600 100 - 10.700 100

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

57.100 600 - 57.700 600

Grüne Bundeswertpapiere 17.500 3.500 - 21.000 3.500

30-jährige Grüne Bundesanleihen 6.000 - - 6.000 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.500 3.500 - 10.000 3.500

Grüne Bundesobligationen 5.000 - - 5.000 -

Eigenbestände -160.124 - - -160.863 -739

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.1 Auf der Internetseite 
der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.2

Die Rentenmarktentwicklung 
im 3. Quartal 2021

Das 3.  Quartal  2021 war geprägt von Sorgen über 
die Implikationen der Ausbreitung der Delta-Vari-
ante des Corona-Virus auf die Konjunkturerholung 
weltweit und gestiegenen Inflationsraten in den 
großen Wirtschaftsräumen. Während die Geldpoli-
tik im Euroraum im Einklang mit den Ergebnissen 
der Strategieüberprüfung der Europäischen Zen-
tralbank (EZB) sehr expansiv blieb, diskutiert die 
US-Notenbank (Fed) über ein allmähliches Auslau-
fen der Wertpapierkäufe.

Die 10-jährige Bundrendite fiel über die Sommer-
monate seit dem Mai-Hoch zeitweise auf -0,5 Pro-
zent, was gegenüber den Ständen zu Beginn des 
3. Quartals 2021 einen Rückgang um bis zu 0,30 Pro-
zentpunkte bedeutete. Gründe für den starken 
Renditerückgang über die illiquideren Sommer-
monate dürften neben schwächeren Wirtschafts-
daten die Käufe des Eurosystems im Rahmen des 
Anleihekaufprogramms bei gleichzeitig geringe-
rer Emissionstätigkeit der Staaten gewesen sein. 
Noch stärker war der Rückgang bei 10-jährigen 

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046

US-Staatsanleihe-Renditen. Diese fielen von ihrem 
Hoch im 2.  Quartal 2021 um bis zu 0,52  Prozent-
punkte auf ein Tief von 1,17 Prozent.

Per Ende September  2021 stieg die 10-jährige 
Bundrendite wieder auf -0,19  Prozent. Auch die 
US-Staatsanleihen erreichten mit 1,49 Prozent wie-
der das Renditeniveau wie zum Ende des 2. Quar-
tals  2021. Diese Entwicklung stand im Zusam-
menhang mit anhaltend hohen Inflationszahlen 
aufgrund u.  a. stark steigender Energiepreise und 
damit verbunden einer veränderten Einschätzung 
der Marktteilnehmer hinsichtlich der zukünftigen 
Geldpolitik.

Die EZB hat sich in ihrem September-Meeting dazu 
entschieden, die in den Vorquartalen temporär in 
höherem Umfang durchgeführten Käufe des Pan-
demic Emergency Purchase Programme (PEPP) 
moderat zu reduzieren. Im Dezember wird die EZB 
über die Strategie für die Anleihekäufe im Jahr 2022 
und in diesem Zusammenhang über das geplante 
Auslaufen der PEPP-Nettokäufe im März  2022 
diskutieren.

In den USA hat die Fed den Markt auf eine Redu-
zierung der Anleihekäufe von derzeit 120  Mrd. 
US-Dollar pro Monat ab November 2021 vorberei-
tet. Diese Maßnahme mache die Fed weiterhin von 
einer anhaltenden Annäherung an ihre Ziele Preis-
stabilität und Vollbeschäftigung abhängig, wobei 
im Umfeld hoher Inflationszahlen insbesondere 
die Entwicklung am Arbeitsmarkt relevant sei. Zu-
dem deuten die Dot-Plots der Fed, die die Einschät-
zung der einzelnen Mitglieder des Federal Open 
Market Committee hinsichtlich der zukünftigen 
Leitzinsentwicklung widerspiegeln, im Median auf 
eine erste Zinserhöhung im Jahr 2022 hin.
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Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im 3. Quartal 2021
Renditestände in Prozent p. a.

30. Juni 2021 30. September 2021

USA 1,47 1,49

Vereinigtes Königreich 0,72 1,02

Japan 0,05 0,07

Deutschland -0,20 -0,19

Quelle: Thomson Reuters

Sekundärmarkthandel in 
Bundeswertpapieren im 
1. Halbjahr 2021

Bruttohandel

Ein wesentlicher Indikator für die Liquidität von 
Bundeswertpapieren ist die Höhe ihrer Handels
umsätze. Der Bund erhält Meldungen zu Se-
kundärmarktumsätzen von Banken, die als Mit-
glieder der „Bietergruppe Bundesemissionen“ 
an den Auktionen des Bundes teilnehmen. Als 

Auktionsteilnehmer wickeln diese Bieterbanken 
auch den Großteil des Handels mit Bundeswertpa-
pieren am Sekundärmarkt ab. Ihre Meldungen ge-
ben Aufschluss über den Typ des gehandelten Bun-
deswertpapiers, mit welcher Art von Kontrahent 
gehandelt wurde und in welcher Region dieser an-
sässig ist.

Im 1.  Halbjahr  2021 wurden Handelsumsätze von 
2.364,6 Mrd. Euro gemeldet. Dies waren 3 Prozent 
mehr als im 1. Halbjahr 2020 und 5 Prozent mehr 
als in der 1.  Jahreshälfte  2019. Gleichzeitig stieg 
die Kreditaufnahme über Bundeswertpapiere im 

Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im 3. Quartal 2021
Rendite in Prozent p. a.

Quelle: Thomson Reuters
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selben Zeitraum bedingt durch die Neuverschul-
dung zur Finanzierung der Pandemiemaßnah-
men um 15  Prozent beziehungsweise 28  Prozent. 
Die Handelsumsätze legten im Vergleich dazu so-
mit nur unterdurchschnittlich zu. Die Umschlags-
häufigkeit, welche zeigt, wie oft ein Bundeswert-
papier im Schnitt seinen Besitzer wechselt, nahm 
trotz steigender Umsätze ab. Offensichtlich wird 
ein immer größerer Teil der Bundeswertpapiere 
von sogenannten Buy-and-Hold-Investoren wie 
beispielsweise Zentralbanken gehalten, die sie ten-
denziell bis zur Fälligkeit im Bestand halten und 
nicht weiterveräußern.

Halbjahreshandelsumsätze werden wegen ver-
gleichbarer Emissionsmuster immer mit dem glei-
chen Zeitraum im Vorjahr und nicht mit dem un-
mittelbar vorhergehenden Halbjahr verglichen. So 
sind traditionell sowohl Emissions- als auch Han-
delstätigkeit im 2. Halbjahr insbesondere aufgrund 
der Urlaubsmonate im Sommer meist geringer als 
im 1. Halbjahr. Der Anstieg der Umsätze des 1. Halb-
jahres 2021 gegenüber dem vorhergehenden Halb-
jahr war mit einem Plus von über 20 Prozent dies-
mal jedoch besonders deutlich. Dies liegt vor allem 
daran, dass Letzteres die zweitniedrigsten Umsätze 
seit Beginn der Statistik im Jahr 2005 aufwies.

Im 1.  Halbjahr  2021 fanden die 10-jährigen Bun-
desanleihen, zu denen auch die im Jahr  2020 ein-
geführten 7- und 15-jährigen Laufzeiten gerechnet 
werden, nach zwei schwachen Halbjahren wieder 
zurück zu ihrem gewohnten Handelsniveau von 
rund 1.200 Mrd. Euro, was etwas mehr als der Hälfte 
des gesamten Handelsvolumens in allen Bundes-
wertpapieren entsprach. Mit deutlichem Abstand 
kamen Bundesobligationen auf einen Anteil von 
14 Prozent am gesamten Handelsvolumen (1. Halb-
jahr  2020: 17  Prozent). 30-jährige Bundesanleihen 
wiesen 10  Prozent auf (ebenfalls ein geringerer 
Anteil als 11  Prozent im 1.  Halbjahr  2020), Bun-
desschatzanweisungen fielen mit 219,4  Mrd.  Euro 
in ihrem handelsschwächsten Halbjahr der Zeit-
reihe von einem Anteil des gesamten Handels-
volumens von 11  Prozent auf 9  Prozent. Dagegen 
nahm der Anteil der Unverzinslichen Schatzan-
weisungen von 8  Prozent auf 11  Prozent zu. Mit 

263,1  Mrd.  Euro erreichten sie die höchsten Um-
sätze seit Statistikbeginn im Jahr 2005. Umsatzzu-
wächse wiesen auch die inflationsindexierten Bun-
deswertpapiere auf, die mit knapp 83,8 Mrd. Euro 
beziehungsweise 4  Prozent (gegenüber 3  Pro-
zent im 1. Halbjahr 2020) in ähnlicher Größenord-
nung gehandelt wurden wie zuletzt im 1.  Halb-
jahr 2018. Grüne Bundeswertpapiere erreichten im 
ersten vollen Halbjahr seit ihrer Neuemission mit 
24,2 Mrd. Euro einen Anteil von 1 Prozent am ge-
samten Handelsvolumen.

Unter den Kontrahententypen waren Asset-Ma-
nager und Broker mit jeweils deutlich über 
600 Mrd. Euro und damit nahezu unverändert rund 
28 Prozent beziehungsweise 27 Prozent Anteil am 
Handel insgesamt im 1.  Halbjahr  2021 wieder die 
aktivsten Händler von Bundeswertpapieren. Ban-
ken, die nach 19  Prozent im 1.  Halbjahr  2020 nur 
noch gut 16 Prozent zum Gesamtumsatz beitrugen, 
generierten die zweitniedrigsten Umsätze seit Sta-
tistikbeginn. Zentralbanken (und andere öffentli-
che Institutionen) kamen im 1. Halbjahr 2021 eben-
falls auf 16  Prozent Umsatzanteil, der für sie aber 
ein Plus von 4  Prozentpunkten gegenüber dem 
1. Halbjahr 2020 bedeutet. Mit 371,1 Mrd. Euro zeig-
ten sie die stärksten Handelsaktivitäten seit dem 
Jahr 2013. Hedgefonds markierten mit einem Anteil 
von 10  Prozent (gegenüber 9  Prozent im 1.  Halb-
jahr 2020) und Umsätzen von 238,4 Mrd. Euro die 
höchsten Umsätze seit Statistikbeginn. Pensions-
fonds, Versicherungen und Sonstige machten in 
Summe weniger als 5 Prozent der Gesamtumsätze 
aus.

Wenige Verschiebungen zeigen sich beim Blick auf 
die Handelsregionen. Mit Kontrahenten im Üb-
rigen Europa (Europa ohne Euroraum-Staaten) 
wurde die Hälfte des Volumens umgesetzt; tra-
ditionell macht diese Region rund 50  Prozent des 
Handelsvolumens aus. Von hier und aus Asien he-
raus verlagerten sich jedoch marginal Umsätze in 
die mit 29 Prozent Anteil zweitwichtigste Handels-
region, den Euroraum (höchste Umsätze seit dem 
Jahr  2013), und nach Amerika, dessen Anteil sich 
um 2 Prozentpunkte auf 15 Prozent erhöhte.
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Bruttohandel in Bundeswertpapieren

1. Halbjahr 2020 1. Halbjahr 2021 Änderung  
in Prozentin Mrd. Euro

Instrumente

Unverzinsliche Schatzanweisungen 181 263 45

Bundesschatzanweisungen 252 219 -13

Bundesobligationen 393 342 -13

10-jährige Bundesanleihen 1.156 1.195 3

30-jährige Bundesanleihen 260 237 -9

Grüne Bundeswertpapiere - 24 -

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 64 84 31

Kontrahenten

Asset-Manager 668 650 -3

Banken 436 389 -11

Broker 632 631 0

Hedgefonds 200 238 19

Pensionsfonds 40 36 -9

Sonstige 26 28 6

Versicherungen 22 21 -8

Zentralbanken 283 371 31

Regionen

Afrika 2 2 -22

Amerika 310 347 12

Arabische Staaten 6 9 50

Asien 153 139 -9

Euroraum 635 688 8

Übriges Europa 1.200 1.181 -2

Insgesamt 2.306 2.365 3

Quellen: Bundesministerium der Finanzen, Finanzagentur



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Kreditaufnahme des Bundes und seiner Sondervermögen

Monatsbericht des BMF 
Oktober 2021

Nettohandel

Werden bei den Sekundärmarktumsatz-Meldun-
gen die Käufe der Bieterbanken von den Verkäufen 
an andere Marktteilnehmer abgezogen, ergeben 
sich die Nettokäufe, von denen auf Bestandsbe-
wegungen bei den Marktteilnehmern geschlossen 
werden kann.

Zentralbanken erwarben im 1.  Halbjahr  2021 mit 
Abstand so viele Bundeswertpapiere wie noch 
nie. Nachdem sich deren Nettokäufe bereits vom 
1. auf das 2. Halbjahr 2020 fast verdoppelt hatten, 
stiegen sie ein weiteres Halbjahr später noch ein-
mal um 50 Prozent. Alle anderen Nettokäufergrup-
pen verzeichneten im Vergleich dazu sehr geringe 
Käufe, die maximal 4  Prozent des Volumens der 
Zentralbankkäufe ausmachten. Im Vergleich zum 
1.  Halbjahr  2020 erwarben die beiden sonst star-
ken Nettokäufergruppen Geschäftsbanken und 
Asset-Manager nur etwa die Hälfte beziehungsweise 
ein Viertel des Volumens. Dadurch zählten Pensi-
onsfonds erstmals seit dem Jahr  2017 zu den drei 
stärksten Gruppen von Bundeswertpapierkäufern. 

Hedgefonds tätigten nur noch weniger als ein 
Fünftel des Kaufvolumens im 1. Halbjahr 2020. Ver-
sicherungen erwarben so viele Bundeswertpapiere 
wie schon seit über zehn Jahren nicht mehr.

Unter den Regionen dominierten im 1.  Halb-
jahr 2021 der Euroraum und Asien die Nettokäufe. 
Kontrahenten aus dem Euroraum erhöhten nun be-
reits im 4. Halbjahr in Folge ihre Nettokäufe. Nach-
dem asiatische Kontrahenten seit dem Jahr  2019 
abwechselnd Nettokäufer und Nettoverkäufer wa-
ren, sind sie seit dem 2.  Halbjahr  2020 Nettokäu-
fer. Das Volumen im 1. Halbjahr 2021 verdreifachte 
sich nahezu gegenüber dem 2. Halbjahr 2020. Das 
Übrige Europa, das traditionell die zweitwich-
tigste oder zeitweilig gar wichtigste Nettokäufer-
gruppe innerhalb der Regionen darstellt, wurde im 
1. Halbjahr 2021 erstmals seit dem 2. Halbjahr 2013 
von Asien auf den dritten Platz verdrängt. Ameri-
kanische Kontrahenten, deren Nettokauf- bezie-
hungsweise -verkaufsvolumen traditionell stark 
schwankt, waren nach Käufen im Jahr  2020 nun 
wieder Nettoverkäufer.
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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe und der ECOFIN-
Ministerinnen und -Minister 
am 4. und 5. Oktober 2021 in 
Luxemburg

Eurogruppe

Bei der Eurogruppe am 4.  Oktober  2021 standen 
die makroökonomischen Entwicklungen im Euro-
raum, einschließlich der Entwicklung der Energie-
preise, die Vorbereitung internationaler Treffen ein-
schließlich der Entwicklung der Wechselkurse, die 
Prioritäten im Euroraum in den jeweiligen Aufbau- 
und Resilienzplänen, der elfte Nachprogrammüber-
wachungsbericht zu Griechenland sowie operative 
Aspekte der Bankenunion, einschließlich Vorträ-
gen der Vorsitzenden des Einheitlichen Banken-
aufsichtsmechanismus (Single Supervisory Mecha-
nism) und des Einheitlichen Abwicklungsgremiums 
(Single Resolution Board), auf der Tagesordnung.

Unter dem Tagesordnungspunkt makroökonomi-
sche Entwicklung im Euroraum fand zunächst ein 
Austausch der Eurogruppe über die aktuelle Wirt-
schaftslage sowie zur Energiepreisentwicklung 
statt. Demnach sei im Euroraum eine robuste wirt-
schaftliche Erholung festzustellen, die lediglich von 
Angebotsengpässen und Inflationsrisiken gebremst 
werden könne. Der Direktor der Agentur der Euro-
päischen Union (EU) für die Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden Christian Zinglersen 
informierte die Eurogruppe in diesem Zusammen-
hang über die jüngsten Marktentwicklungen bei 
den Energiepreisen, auch vor dem Hintergrund 
der grünen Transformation. Diese Informationen 
werden in die regelmäßige Überwachung der wirt-
schaftlichen Entwicklungen im Euro-Währungsge-
biet durch die Eurogruppe einfließen. Gemäß den 
Ausführungen der Europäischen Kommission so-
wie der Präsidentin der Europäischen Zentralbank 

(EZB) Christine Lagarde sei ein erheblicher Teil der 
aktuellen Preisentwicklungen auf vorübergehende 
Preissteigerungen auf dem Öl- und Gasmarkt zu-
rückzuführen, die sich im Laufe des nächsten Jah-
res wieder normalisieren dürften. Demnach gehe 
die Inflation im Euroraum im nächsten Jahr wie-
der zurück. In Abhängigkeit von möglichen Zwei-
trundeneffekten würden beim Inflationsausblick 
gemäß der EZB jedoch gewisse Aufwärtsrisiken be-
stehen. Obschon die wortnehmenden Mitglied-
staaten die gegenwärtigen Preissteigerungsraten 
ebenso als vorübergehendes Phänomen einord-
neten, herrschte Einigkeit darüber, die zugrunde-
liegende Dynamik, insbesondere auf dem Ener-
giemarkt, weiter genau zu beobachten und in den 
zuständigen europäischen Gremien auch bezüg-
lich der sozialen Auswirkungen zu betrachten. Der 
deutsche Sitzungsvertreter wies auf die Unsicher-
heit bezüglich der Ursachen und Dauer des Preis
auftriebs sowie der Marktreaktion hin. Für Markt-
eingriffe seien zunächst mindestens genauere 
Marktanalysen notwendig. Andere Mitgliedstaa-
ten berichteten von kurzfristigen nationalen Kom-
pensationsmaßnahmen in Reaktion auf steigende 
Energiepreise und warben für ein EU-einheitliches 
Vorgehen. Der Eurogruppen-Vorsitzende Paschal 
Donohoe kündigte resümierend an, das Thema in 
der Novembersitzung der Eurogruppe erneut auf-
zurufen. Die Europäische Kommission kündigte 
eine Mitteilung an.

Im Anschluss verschaffte sich die Eurogruppe im 
Vorfeld der bevorstehenden jährlichen Tagun-
gen der Weltbank und des Internationalen Wäh-
rungsfonds einen Überblick über die Wechselkurs
entwicklungen in den vergangenen Monaten. Der 
Wert des Euros gegenüber dem US-Dollar bleibt 
maßgeblich bestimmt von den erwarteten geldpo-
litischen Pfaden der EZB und US-Notenbank. Über 
die vergangenen drei Monate bewegte sich der 
Euro zwischen 1,17 Euro/US-Dollar und 1,19 Euro/
US-Dollar und damit moderat unter dem Höchst-
stand des 2. Quartals von 1,22 Euro/US-Dollar.
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Die Eurogruppe widmete sich ferner den Prioritä-
ten im Euroraum in den jeweiligen Aufbau- und 
Resilienzplänen (ARP). Der Vorsitzende der Euro-
gruppe Paschal Donohoe betonte einleitend, dass 
es Aufgabe der Eurogruppe sei, darauf hinzuwir-
ken, dass die nationalen ARP eine Konsistenz mit 
den Eurozonenempfehlungen im Rahmen des Eu-
ropäischen Semesters herstellten. Gemäß der Eu-
ropäischen Kommission würde die Umsetzung der 
nationalen ARP, insbesondere der Reformvorha-
ben, einen kräftigen Wachstumsschub für den Eu-
roraum induzieren, besonders in Mitgliedstaaten, 
die von der Pandemie stärker betroffen seien. Die 
Aufbau- und Resilienzfazilität (Recovery and Re-
silience Facility, RRF) helfe auf diese Weise, diver-
gierende Wirtschaftsentwicklungen aufzuhalten, 
und schaffe zusätzlich Vertrauen unter Marktteil-
nehmenden, welches sich in den Finanzierungsbe-
dingungen der Europäischen Kommission nieder-
schlage. Die EZB ergänzte, dass die RRF in einigen 
Mitgliedstaaten die fiskalischen Spielräume deut-
lich erhöhen werde, mahnte – zusammen mit der 
Europäischen Kommission – aber auch Fortschritte 
bei der Banken- und Kapitalmarktunion an, um die 
makroökonomische Stabilität des Währungsge-
biets insgesamt zu stärken.

Die Eurogruppe befasste sich außerdem mit dem 
elften Nachprogrammüberwachungsbericht zu 
Griechenland. Diese vierteljährlichen Berichte über 
die verstärkte Überwachung ermöglichen eine ge-
naue Beobachtung der wirtschaftlichen, haushalts-
politischen und finanziellen Lage und der nach 
dem Programm geltenden politischen Verpflich-
tungen, die von der Eurogruppe im Juni 2018 ver-
einbart wurden. Entscheidungen über die kondi-
tionierten Schuldenerleichterungen stehen erst 
wieder nach dem 12.  Bericht an. Die Europäische 
Kommission kam zu dem Schluss, dass Griechen-
land die erforderlichen Schritte getätigt habe, um 
die fälligen spezifischen Zusagen trotz der durch 
die Pandemie verursachten schwierigen Umstände 
einzuhalten. Positiv hob sie die Privatisierungsvor-
haben sowie den Privatisierungsfonds hervor. Grie-
chenland habe zudem zugesagt, im Herbst weitere 
Reformen umzusetzen. Die EZB zeigte sich mit der 
positiven Einschätzung seitens der Europäischen 

Kommission einverstanden, mahnte aber die Um-
setzung der Insolvenzregeln an. Der Europäische 
Stabilitätsmechanismus erinnerte ferner an die 
nach der Pandemie um 30 Prozentpunkte sprung-
haft angestiegenen nominalen Staatsschulden im 
Verhältnis zum Bruttosozialprodukt, obschon sich 
auch die griechische Wachstumsdynamik verbes-
sert habe. Der deutsche Sitzungsvertreter würdigte 
die Privatisierungsfortschritte und die gesunkene 
Quote der notleidenden Kredite in Griechenland, 
die jedoch nach wie vor im europäischen Schnitt 
sehr hoch sei. Die Insolvenzreform, elektronische 
Verfahren bei Auktionen von Kreditsicherheiten 
und der Abbau von Zahlungsrückständen seien 
wichtig für die anstehenden Auszahlungsentschei-
dungen im Herbst.

Die Eurogruppe befasste sich danach mit den ope-
rativen Aspekten der Bankenunion. Der Vorsit-
zende des Aufsichtsgremiums der EZB Andrea 
Enria unterrichtete die Eurogruppe über die Auf-
sichtsaufgaben im Rahmen der Bankenaufsicht 
der EZB. Der Vorsitzende stellte dabei insbeson-
dere die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
auf das Kreditrisiko, die aufkommenden Risiken 
im Klima- und Cyberreich, die aufsichtsrechtli-
che Maßnahmen rechtfertigten, den strukturel-
len Wandel des europäischen Bankensektors und 
die Anpassung von Geschäftsmodellen aufgrund 
von Digitalisierung und Klimarisiken in den Mit-
telpunkt. Demnach müsse der Rahmen für Markt-
integration verbessert werden. Die Vorsitzende des 
Einheitlichen Abwicklungsausschusses (Single Re-
solution Board, SRB) Elke König unterrichtete die 
Eurogruppe über die jüngsten Tätigkeiten des SRB, 
wobei der Schwerpunkt auf den Prioritäten in Be-
zug auf die Abwicklungsfähigkeit der Banken, den 
Mindestanforderungen an Eigenmittel und be-
rücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten (Mini-
mum Requirement for Own Funds and Eligible 
Liabilities, MREL) und der Vorbereitung der Um-
setzungsphase der gemeinsamen Letztsicherung 
lag. Die Europäische Kommission resümierte, dass 
die Digitalisierung eine Überprüfung des Regu-
lierungsrahmens erfordere. Die MREL-Ziele seien 
zu erfüllen. Der deutsche Sitzungsvertreter setzte 
sich mit Nachdruck für die einheitliche Erfüllung 

90



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

91

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Monatsbericht des BMF 
Oktober 2021

der MREL-Nachranganforderungen in Höhe von 
8 Prozent ihrer gesamten Verbindlichkeiten inklu-
sive Eigenmittel ein und betonte, dass etwaige Ab-
wicklungshindernisse bei Banken schnell zu besei-
tigen seien. Eine Reihe von Mitgliedstaaten sprach 
sich für Fortschritte im Bereich der grenzüber-
schreitenden Konsolidierung aus. So sei eine zu ge-
ringe Profitabilität im Bankensektor auch durch 
eine stärkere Integration zu lösen.

ECOFIN-Rat

Bei dem Treffen der ECOFIN-Ministerinnen und 
-Minister am 5.  Oktober  2021 standen u.  a. die 
Überarbeitung der Finanzregulierung von Versi-
cherungs- und Rückversicherungsunternehmen, 
der Stand der Implementierung der RRF, die Leh-
ren und der weitere Fortgang des Europäischen Se-
mesters 2021, der Stand der Implementierung des 
Europäischen Instruments zur vorübergehenden 
Unterstützung bei der Minderung von Arbeitslo-
sigkeitsrisiken in einer Notlage (Support to miti-
gate Unemployment Risks in an Emergency, SURE) 
und die Schlussfolgerungen zur Klimafinanzie-
rung im Hinblick auf die 26.  UN-Klimakonferenz 
(COP26) in Glasgow auf der Tagesordnung.

Die ECOFIN-Ministerinnen und -Minister berieten 
zuerst über die Vorschläge zur Überarbeitung der 
für Versicherungs-und Rückversicherungsunter-
nehmen geltenden Aufsichtsregeln (Solvabilität II), 
die drei Aspekte umfassen: einen Gesetzgebungs-
vorschlag zur Änderung der Solvency-II-Richtlinie, 
eine Mitteilung der Europäischen Kommission zur 
Überarbeitung der Solvency-II-Richtlinie, bei der es 
um Regelungen auf Level 2 geht, und einen Gesetz-
gebungsvorschlag für eine neue Richtlinie über die 
Sanierung und Abwicklung von Versicherungsun-
ternehmen. In der anschließenden Orientierungs-
aussprache hob die EZB den Beitrag der Versiche-
rer zur Kapitalmarktunion und wirtschaftlichen 
Erholung hervor und begrüßte den Anpassungs-
mechanismus in Bezug auf Volatilität, der jedoch 
symmetrischer ausgestaltet werden sollte. Bezüg-
lich Naturgefahren sei wichtig, dass die Abdeckung 
der Risiken über die Zeit beibehalten werde. Dass 

Level 1 und Level 2 parallel verhandelt werden sol-
len, wurde von vielen Mitgliedstaaten begrüßt. 
Dem deutschen Sitzungsvertreter sowie anderen 
wortnehmenden Mitgliedstaaten war ferner wich-
tig, auf die politische Dimension der Vorschläge 
hinzuweisen, nämlich zu entscheiden, wie Versi-
cherer stärker zur Finanzierung der europäischen 
Wirtschaft beitragen könnten. Man müsse gut ab-
wägen, was man auf Level 1 und Level 2 regele, und 
es fehle noch Klarheit über die Level-2-Maßnah-
men der Europäischen Kommission. Der deutsche 
Sitzungsvertreter begrüßte zudem, dass kein „green 
supporting factor“ in den Vorschlägen enthalten 
sei, und wies darauf hin, dass die Sanierungs- und 
Abwicklungsregeln risikobasiert und proportio-
nal auszugestalten seien. Die übrigen Mitgliedstaa-
ten hoben in Wortmeldungen u. a. die Einführung 
klimagestützter Stresstests sowie Verbesserungen 
bei der Aufsicht und die Anwendung des Propor-
tionalitätsgrundsatzes hervor, und dass bei Sanie-
rungs- und Abwicklung gut funktionierende nati-
onale Systeme zu respektieren seien. Investitionen 
dürften im Grundsatz nicht durch zusätzliche Ka-
pitalanforderungen verhindert werden.

Die ECOFIN-Ministerinnen und -Minister tausch-
ten sich daraufhin über den Umsetzungsstand der 
RRF sowie über den Durchführungsbeschluss zum 
ARP Maltas aus. Die Europäische Kommission be-
richtete, dass bislang 25  ARP eingereicht worden 
seien. Sie würdigte die Qualität der bisher ange-
nommenen Pläne und des eingereichten Plans 
Maltas, welcher sowohl den wirtschaftlichen Wie-
deraufbau als auch den grünen und digitalen Wan-
del unterstütze. Bislang seien 51,5  Mrd.  Euro an 
Vorauszahlungen an 16  Mitgliedstaaten ausge-
zahlt worden. Die operativen Vereinbarungen wür-
den derzeit bilateral zwischen der Europäischen 
Kommission und den Mitgliedstaaten ausgear-
beitet und seien Voraussetzung für die Beantra-
gung weiterer Mittel. Der erste Auszahlungsantrag 
werde in den nächsten Wochen erwartet. Malta be-
dankte sich bei der Europäischen Kommission für 
die gute und konstruktive Zusammenarbeit und 
stellte die Kernelemente seines ARP vor. Malta be-
tonte insbesondere den hohen Beitrag zum grü-
nen und digitalen Wandel sowie die Adressierung 
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der länderspezifischen Empfehlungen. Die wort-
nehmenden Mitgliedstaaten begrüßten den ambi-
tionierten Plan Maltas, insbesondere hinsichtlich 
der Unterstützung des grünen Wandels. Auch die 
Bedeutung der Rechtsstaatlichkeit für alle Pläne 
wurde von einigen Mitgliedstaaten in den Fokus 
gerückt. Der deutsche Sitzungsvertreter würdigte 
die enthaltenen Reformmaßnahmen und Maßnah-
men zur Steigerung der Effizienz und Unabhängig-
keit des öffentlichen Sektors und des Justizsystems 
sowie zur Verbesserung des Unternehmensum-
felds. Im Anschluss nahmen die ECOFIN-Ministe-
rinnen und -Minister den Durchführungsbeschluss 
zum ARP Maltas an.

Es folgte ein Meinungsaustausch des ECOFIN-Rats 
zum Europäischen Semester 2021 und zur zukünf-
tigen Umsetzung mit Blick auf die RRF. Gemäß der 
Europäischen Kommission bleibe eine graduelle 
Normalisierung des Semesterprozesses das Ziel. 
Der kommende Zyklus im Jahr 2022 sei ein „Lern-
semester“. Die Europäische Kommission kündigte 
für November das sogenannte Herbstpaket an, be-
stehend aus der jährlichen nachhaltigen Wachs-
tumsstrategie, dem Frühwarnbericht im Rahmen 
des makroökonomischen Ungleichgewichtever-
fahrens, dem Entwurf der Eurozonenempfehlun-
gen, dem gemeinsamen Beschäftigungsbericht so-
wie den Stellungnahmen zu den Haushaltsplänen 
der Mitgliedstaaten (Draft Budgetary Plans). Die 
jährliche nachhaltige Wachstumsstrategie werde 
nähere Informationen zur Organisation des kom-
menden Semesterzyklus enthalten, einschließ-
lich der Integration der RRF, der Nachhaltigkeits-
ziele der Vereinten Nationen und des ökologischen 
Wandels in den Semesterprozess. Die Länderbe-
richte für das kommende Jahr arbeiteten neue 
strukturelle länderspezifische Herausforderungen 
heraus und darauf basierend sollten neue länder-
spezifische Empfehlungen erstellt werden, welche 
die nationalen ARP komplementieren sollen. Die 
genaue Ausgestaltung der Empfehlungen sei noch 
offen. Die EZB erklärte, dass das Europäische Se-
mester seine Aufgabe als zentrales wirtschafts- und 
finanzpolitisches Koordinierungsinstrument auch 
während der Umsetzung der RRF wahren müsse. 
Wichtig sei insbesondere das Makroökonomische 

Ungleichgewichteverfahren. Die Effizienz des Eu-
ropäischen Semesters müsse auf Basis der Erfah-
rungen mit der RRF gesteigert werden. So sollten 
sich z. B. die länderspezifischen Empfehlungen stär-
ker auf Elemente konzentrieren, die nicht durch die 
Pläne abgedeckt seien. Darüber hinaus hoben in der 
sich anschließenden Aussprache mehrere Mitglied-
staaten die Bedeutung des Europäischen Semesters 
in der Pandemie und der länderspezifischen Emp-
fehlungen als Referenzpunkt für die RRF hervor. 
Die Mehrheit der Mitgliedstaaten sprach sich für 
eine Rückkehr zu sämtlichen Kernelementen des 
Semesters aus, insbesondere, um neue strukturelle 
Herausforderungen und Ungleichgewichte in den 
Mitgliedstaaten zu identifizieren. Der deutsche Sit-
zungsvertreter betonte zudem den multilateralen 
Charakter des Europäischen Semesters.

Schließlich unterrichtete die Europäische Kom-
mission die ECOFIN-Ministerinnen und -Minister 
zum Stand der Implementierung des SURE-Instru-
ments, d. h. zum Ergebnis des zweiten Umsetzungs-
berichtes. Das SURE-Instrument sei ein Zeichen für 
die Solidarität unter den Mitgliedstaaten in Europa 
insofern, da sämtliche Mitgliedstaaten hinter den 
freiwilligen Garantien in Höhe von 25  Mrd.  Euro 
stehen würden, um finanzielle Unterstützung zu 
leisten. Positiv hervorzuheben sei, dass SURE das 
negative Stigma, das der Inanspruchnahme von 
Finanzhilfen durch einen Mitgliedstaat grund-
sätzlich anhafte, verringert habe. Die Europäische 
Kommission berichtete ferner, dass es bisher ins-
gesamt sieben Anleiheemissionen im Umfang von 
fast 90  Mrd.  Euro gegeben habe. Ein unmittelbar 
messbarer positiver Effekt des Instruments seien 
die Zinseinsparungen in Höhe von ca. 8,2 Mrd. Euro 
gewesen, von denen die Mitgliedstaaten infolge der 
guten Kreditwürdigkeit der  EU und der dement-
sprechend günstigen Finanzierungsbedingungen 
bisher profitiert hätten. Die wortnehmenden Mit-
gliedstaaten schlossen sich grundsätzlich dem posi-
tiven Urteil der Europäischen Kommission an. SURE 
sei ein zentrales, krisenspezifisches Element der auf 
EU-Ebene koordinierten Notfallmaßnahmen und 
ein gutes Beispiel für Maßnahmen zur Krisenüber-
windung. Zugleich betonten einige Mitgliedstaaten, 
dass SURE ein vorübergehendes Instrument sei.
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Der ECOFIN-Rat nahm die Schlussfolgerungen 
zur Klimaschutzfinanzierung im Hinblick auf die 
COP26 in Glasgow vom 31. Oktober bis 12. Novem-
ber  2021 an. Die slowenische Ratspräsidentschaft 
erläuterte einleitend, dass die  EU und die Mit-
gliedstaaten der stärkste Beitragszahler in der Ge-
meinschaft im Hinblick auf die Bekämpfung des 
Klimawandels seien. Der Entwurf für die Schluss-
folgerungen betone überdies die Bedeutung di-
verser Finanzierungsquellen (privat, öffentlich, 

multilateral), die ausgebaut werden müssten. Die 
Europäische Kommission erklärte, dass die ge-
meinsamen Schlussfolgerungen ein deutliches Sig-
nal an die COP26-Partner seien, das Finanzierungs-
ziel von 100 Mrd. US-Dollar zu unterstützen. Ferner 
hoffe die Europäische Kommission, dass sämtliche 
Mitgliedstaaten die Deadline zur Meldung ihrer 
Klimafinanzierungsbeiträge gegenüber der Kom-
mission einhielten, sodass sich der EU-Gesamtbei-
trag rechtzeitig ermitteln lasse.
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Termine

96

Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

28. Oktober 2021 Informeller ECOFIN, virtuell

29. Oktober 2021 Treffen der G20-Finanz- und Gesundheitsministerinnen und -minister in Rom, Italien

30./31. Oktober 2021 G-20-Gipfel in Rom, Italien

8./9. November 2021 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

6./7. Dezember 2021 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

17./18. Januar 2022 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

Aufgrund der Corona-Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

November 2021 Oktober 2021 19. November 2021

Dezember 2021 November 2021 21. Dezember 2021

Januar 2022 Dezember 2021 28. Januar 2022
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Dezember 2022 November 2022 22. Dezember 2022
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Publikationen des BMF

Das BMF hat folgende Publikation herausgegeben: 

Deutsche Haushaltsplanung 2022 (de/en) 

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen





Statistiken und 
Dokumentationen

Übersichten zur finanzwirtschaftlichen Entwicklung	 100

Übersichten zur Entwicklung der Länderhaushalte	 101

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial und Konjunkturkomponenten des Bundes	 101

Kennzahlen zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung	 102



Statistiken und Dokumentationen Monatsbericht des BMF 
Oktober 2021

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und der Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung) 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung 

Kreditaufnahme des Bundes

Nach dem Haushaltsgesetz übernommene Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2015 bis 2020

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt: Gliederung der Ausgaben nach Ausgabegruppen und Funktionen

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2020

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-entwicklung-refinanzierung-der-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2020 bis 2021

Entwicklung der Länderhaushalte

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2020/2021

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der 
Länder

Die Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

﻿

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunkturkomponenten des Bundes

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/10/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html


Redaktionelle Hinweise

Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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